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Rückblick und Ausblick 


Die Zeitſchrift „Siedlung und Wirtſchaft“ diente als „Oſtpreußiſches Heim“ in ihren erſten 
12 Jahrgängen der Förderung des Wohnungsweſens und insbeſondere des Heimjtätten- 
gedankens Oſtpreußens. 


Im Geleitwort zu ihrem erſten Erſcheinen im Jahre 1919 heißt es: „Wenn die Oſtpreußiſche 
Heimſtätte ihre Daſeinsberechtigung erweiſen will, ſo muß ſie es erreichen, ein unentbehrlicher 
Mittler zwiſchen allen denen zu werden, deren gemeinſame Arbeit für die Förderung des Heim— 
ſtättengedankens erforderlich iſt.“ Dieſem Zweck hat die Zeitſchrift bisher gedient und ſich in 
der Zeit ihres Beſtehens viel Freunde und mancherlei Anerkennung erworben. 


Mit Beginn des 13. Jahrgangs wurde die Zeitſchrift das Mitteilungsblatt der Provinziellen 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften öſtlich der Elbe. Dieſe Ausdehnung des Wirkungskreiſes war 
gleichzeitig von einer Erweiterung der Aufgaben begleitet. Unter den nachhaltigen Folgen der 
Wirtſchaftskriſe gewann in der Wohnungs- und Siedlungspolitik die Sorge für die wirtſchaftlich 
beſte Verteilung der Bevölkerung zwiſchen Stadt und Land neben dem bisher vorherrſchenden 
Streben nach wohnkultureller Verbeſſerung immer mehr an Bedeutung. Die Notwendigkeit, den 
Arbeitsloſen in den Städten Erleichterung zu verſchaffen und einer Zunahme der Arbeitsloſigkeit 
vorzubeugen, hat die Siedlungsformen der Wirtſchaftsſiedlung und Nebenerwerbsſiedlung in den 
Vordergrund geſtellt. Das arbeitspolitiſche Moment iſt im Wohn⸗ und Siedlungsweſen heute 
überall in erſter Linie entſcheidend. Um dieſe enge Verbindung des Siedlungsweſens mit der 
Geſamtwirtſchaft auch im äußeren Gewande zu kennzeichnen, erſcheint die Zeitſchrift ſeit Beginn 
des 13. Jahrgangs unter dem Namen „Siedlung und Wirtſchaft“. Die Herausgeber und der 
bisherige Verlag, die Oſtpreußiſche Heimſtätte, waren ſich in dem Streben einig, mit dieſem Organ 
zum wirtſchaftlichen Aufbau des deutſchen Oſtens beizutragen. Dieſe Zielſetzung einer Wohn— 
und Siedlungspolitik, für die das wirtſchaftliche Dafein des Einzelnen im Rahmen der Geſamt— 
wirtſchaft maßgebend iſt, muß aber im Oſten und im Weſten unſeres Vaterlandes, im Induſtrie— 
und im Agrargebiet grundſätzlich die gleiche ſein. In dieſer Erkenntnis haben die Preußiſchen 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften nunmehr in ihrer Geſamtheit die Zeitſchrift zu ihrem Organ 
erwählt. Die Zeitſchrift ſoll damit zu einem Mittel für die Geſellſchaften werden, ihren Auf— 
gaben als Werkzeugen der ſtaatlichen Wohnungspolitik den wirtſchaftswiſſenſchaftlichen Unter— 
grund zu bereiten. Die Forſchung nach der wirtſchaftlich beſten Siedlung unter Anpaſſung 
an die gegebenen Verſchiedenheiten der örtlichen Verhältniſſe in enger Verbindung mit 
der Siedlungspraxis iſt damit zur Hauptaufgabe der Zeitſchrift geworden. Daneben gilt 
es, dem vom Staate als richtig anerkannten Siedlungsziel Eingang in die Leffentlichkeit 
zu verſchaffen und auf die öffentliche Meinung im Sinne der ſtaatlichen Siedlungspolitik 
Einfluß zu nehmen. 
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Dieſes ſoeben erſt wieder in der Satzung der Preußiſchen Wohnungskreditanſtalt aufgeftellte 
Ziel der Siedlungsarbeit, die Abwanderung vom Lande zu beſchränken und die Abwanderung 
aus den Städten zu fördern, iſt auch das Ziel dieſer Zeitſchrift. Jeder Darſtellung, die zu 
dieſem Ziele helfen kann, wird ſie bereitwillig Raum geben. 

Aber auch die Kritik fol zu Worte kommen. Alle Siedlungsformen der Stadt-, Rand- und 
Landſiedlung werden in ihren wirtſchaftlichen Vor- und Nachteilen gegeneinander abzuwägen 
ſein. Ohne einſeitige Voreingenommenheit will die Zeitſchrift in Anpaſſung an die Wandlungen 
der Wirtſchaft zu ihrem Teile dem allgemeinen Beſten dienen. 


Ernſt Nadolny 


Generaldirektor der Oſtpreußiſchen Heimſtätte 
Vorſitzender des Verwaltungsrats des Neichsverbandes der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 


Die Notwendigkeit provinzieller Treuhandͤſtellen 
für Wohnungs: und Kleinſiedlungsweſen 
Von Verwaltungsrechtsrat Juſtus von Gruner, Berlin. 


Mit dem Fortfall der Förderung des Woh- | jorgegejellichaften nichts Neues. Es braucht in 


nungsbaues in Geſtalt der nachſtelligen Haus⸗ 
zinsſteuerhypotheken der öffentlichen Hand taucht 
an einzelnen Stellen die Auffaſſung auf, als ob 
nunmehr auch die preußiſchen provinziellen Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaften die ihnen zugedachten 
Aufgaben erfüllt hätten und überflüſſig geworden 
ſeien. Eine ſolche Auffaſſung verkennt allerdings 
völlig, daß die Entſtehung und das Daſein der 
provinziellen Wohnungsfürſorgegeſellſchaften in 
keinerlei Zuſammenhang mit der Einrichtung der 
Hauszinsſteuerhypotheken ſteht — die Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaften find auf Grund des Preußi— 
ſchen Wohnungsgeſetzes vom 28. 3. 1918 ins Leben 
gerufen worden, und ſind niemals, ſo oft dies auch 
von ununterrichteter Seite angenommen und be— 
hauptet worden iſt, Hauszinsſteuerverteilungsſtel⸗ 
len geweſen — Trotzdem bleibt ernſthaft zu prü⸗ 
fen, ob angeſichts der Wandlung unſerer geſamten 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſeit der Gründung der 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften nicht doch heute 
auf deren ferneren Beſtand verzichtet werden 
kann. Wird der Nachweis hierfür erbracht, ſo 
werden die Geſellſchaften ſelbſt keinen Augenblick 
zögern, die entſprechende Folgerung zu ziehen. 
Eines iſt unzweideutig und vorbehaltlos zuzu⸗ 
geben: ein Teil des bisherigen Aufgabengebietes 
der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften iſt ſtark zuſam⸗ 
mengeſchrumpft, nämlich derjenige Teil ihrer 
Tätigkeit, der bisher in der Betreuung des ſtädti⸗ 
ſchen Wohnungsneubaues in Geſtalt von Miets⸗ 
häuſern ſich abſpielte. Es kann wohl keinem Zwei⸗ 
fel unterliegen, daß dieſe Art der Bautätigkeit für 
abſehbare Zeit auf einen verſchwindenden Bruch⸗ 
teil ihres bisherigen Umfanges zurückgehen wird. 
Aber dieſe Erſcheinung, daß mit den wirtſchaft⸗ 
lichen Wandlungen gewiſſe Aufgabengebiete ſich 
erſchöpfen oder verſchieben, iſt den Wohnungsfür⸗ 


dieſem Zuſammenhang nur an das Bauſtoffgeſchäft 
erinnert zu werden, das in der Inflations- und 
Nachinflationszeit mit den weſentlichen Teil ihrer 
Tätigkeit bildete, und heute längſt völlig ver⸗ 
ſchwunden iſt. 

Neben und an die Stelle ſtaatlicher Fürſorge für 
die Erſtellung neuer ſtädtiſcher Mietwohnun⸗ 
gen iſt aber ſchon ſeit geraumer Zeit eine andere 
Sorge getreten, diejenige für die Erhaltung 
der erſtellten Wohnungen und der in ihnen in⸗ 
veſtierten Geldmittel, und dieſe Aufgabe wird in 
Zukunft eine ganz vordringliche Bedeutung ge⸗ 
winnen. Gilt es doch, neben dem Eigenkapital 
der Bauherren die Maſſe der öffentlichen Gelder, 
die in dieſen Wohnungsbauten ſtecken, zu erhalten. 
Wenn heute Stimmen laut werden, die auf die 
Hauszinsſteuerhypotheken überhaupt verzichten 
wollen, weil ſie angeblich endgültig verlorenes 
Geld ſeien, ſo ſteht dieſer Auffaſſung die Tatſache 
entgegen, daß dieſe Mittel kein privates Kapital 
darſtellen, das auf regelmäßige Verzinſung und 
Tilgung unter allen Umſtänden angewieſen wäre, 
ſondern einen Vermögensfonds der öffentlichen 
Hand, insbeſondere des Staates, der mit Ruhe den 
Zeitpunkt abwarten kann, wo durch die Tilgung 
der vorhergehenden erſten Hypotheken ſeine nach⸗ 
ſtellig ausgeliehenen Gelder in einen effektiven 
und rentablen Wert hineinwachſen. Ein Verzicht 
auf die Hauszinsſteuerhypotheken wäre eine durch 
nichts gerechtfertigte Vergeudung öffentlichen Ka⸗ 
pitals: ihre unbedingte Erhaltung iſt Pflicht eines 
Staates, dem auf dem Geſamtgebiet der Woh⸗ 
nungs⸗ und Siedlungspolitik noch Aufgaben von 
einer Größe bevorſtehen, wie ſie bisher die Ge⸗ 
ſchichte kaum gekannt hat. Auf rein behördlichem 
Wege aber läßt ſich dieſe letzten Endes doch geld⸗ 
wirtſchaftliche Aufgabe der, kurz geſagt: Sanie⸗ 
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rung des Neuhausbeſitzes nicht löſen. Hierzu be- 
darf es wirtſchaftlicher Organiſationen, über die 
der Staat in den Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 
neben der Preußiſchen Landespfandbriefanſtalt 
und der in Gründung begriffenen Wohnungs⸗ 
kreditanſtalt verfügt. 

Aber die Betreuung des ſtädtiſchen Mietwoh⸗ 
nungsbaues iſt, einen wie erheblichen Raum ſie 
auch zahlenmäßig in der Arbeit der Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaften eingenommen hat, woh⸗ 
nungspolitiſch niemals deren Hauptaufgabe gewe⸗ 
ſen. Ihre eigentliche und weſentliche Aufgabe 
haben die Geſellſchaften vielmehr von jeher auf 
dem Gebiet erblickt, das in der Firmenbezeichnung 
der meiſten unter ihnen zum Ausdruck kommt, 
der Heimſtätte. Der Reichsverband der Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaften hat ſchon in ſeinem 
Bericht über das Jahr 1929, zu einer Zeit, wo der 
Wohnungsbau immer ſtärker nach der Richtung 
der großen und größten Städte und des Mietwoh⸗ 
nungsbaues ſich verlagerte, darauf hingewieſen, 
daß eine grundſätzliche Wandlung der Wohnform 
unſerer Bevölkerung mit Rückſicht auf die inter⸗ 
nationalen und nationalen wirtſchaftlichen Ver— 
änderungen bedingt geboten ſei, daß das Schwer⸗ 
gewicht der öffentlichen Wohnungsförderung ganz 
bewußt auf das Eigenheim mit zuſätzlicher Garten⸗ 
nahrung für die induſtrielle Bevölkerung und auf 
die als Familiennahrung ausreichende ländliche 
Kleinſtelle für die von induſtrieller Betätigung 
in Zukunft ausgeſchloſſenen Bevölkerungsſchichten 
verlagert werden müßte. Schon damals wurde 
ausgeführt, daß es ſich hier nicht mehr um mehr 
oder weniger gefühlsmäßige Forderungen verſtie⸗ 
gener „Wohnungsreformer“, ſondern um die Da⸗ 
ſeinsmöglichkeit unzähliger deutſcher Familien 
handele, daß die Großſtädte und Induſtriezentren 
an ihren Menſchenmaſſen, für die keine Arbeit 
mehr vorhanden war, zu erſticken drohten. Heute, 
nachdem leider ſeither noch ungezählte Millionen 
privater und öffentlicher Gelder in ſtädtiſchen 
Mietwohnungen, für die zahlungsfähige Mieter 
auf abſehbare Zeit nicht mehr zu finden ſind, in⸗ 
veſtiert wurden, iſt dieſe Erkenntnis Allgemeingut 
geworden. Daß ein großzügiges Kleinſiedlungs⸗ 
und Eigenheimprogramm eines der erſten und 
unentbehrlichſten Mittel iſt, um unſere grauen⸗ 
hafte Arbeitsloſigkeit erfolgreich zu bekämpfen, iſt 
kaum mehr beſtritten. 8 

Mit der Stadtrandſiedlung für Er⸗ 
werbsloſe hat die Reichsregierung den erſten 
ſchüchternen Anfang zur Verwirklichung dieſer 
Gedanken auf dem Gebiete des eigentlichen Woh⸗ 
nungsbaues im Gegenſatz zur ländlichen Siedlung 
gemacht. Der als Verſuch zu wertende, jetzt in 
der Ausführung begriffene erſte Abſchnitt der 
vorſtädtiſchen Kleinſiedlung hat ſchon reiche Er⸗ 
fahrungen für zukünftiges Beſſermachen gezeitigt. 
Das gilt von der Standortwahl, wie von der Aus⸗ 
wahl der Siedler. 


Kein Zweifel kann daran beſtehen, daß als 
Standort vorſtädtiſcher Kleinſiedlungen das Vor⸗ 
land der Großſtädte am ungeeignetſten iſt. Machen 
wir uns doch klar, daß wohl jeder Erwerbsloſe 
neben der Anterſtützung noch weitere, wenn auch 
noch jo kümmerliche Erwerbsquellen beſitzt. Ge⸗ 
legentliche Aushilfsarbeit des Mannes, Hilfe der 
Frau in fremden Haushaltungen und dergl. ver⸗ 
ankert immer noch auch die große Maſſe der Er⸗ 
werbsloſen wirtſchaftlich mit der nächſten Am⸗ 
gebung ihrer Wohnung. Reißen wir den Arbeits- 
loſen ſoweit aus ſeiner Umgebung heraus, wie es 
die Verhältniſſe der Großſtadt im Regelfall er⸗ 
fordern, jo nehmen wir ihm praktiſch die Möglich- 
keit zu ſolchem zuſätzlichen Erwerb, den er auch als 
Kleinſiedler beſonders in den erſten Jahren, bis 
der Boden ſeiner Stelle nennenswerte Früchte 
trägt, auf das Dringendſte braucht. Ganz anders 
in kleinſtädtiſchen und ländlichen Verhältniſſen, 
wo der Wechſel des Wohnplatzes an den Rand 
der Siedlung kein Zerreißen aller wirtſchaftlichen 
Verbindungen bedeutet. Aber auch bei kleinen 
und mittleren Gemeinden muß in jedem Falle 
ſorgſam geprüft werden, ob die Anſetzung vor⸗ 
ſtädtiſcher Kleinſiedlungen, d. h. ob die Feſthal⸗ 
tung und Feſtſetzung der in Frage kommenden 
Bevölkerungskreiſe an dieſem Orte wirtſchaftlich 
überhaupt zu rechtfertigen iſt. Man hüte ſich da⸗ 
vor, die verfügbaren Mittel etwa nach der Zahl 
der am Orte vorhandenen Erwerbsloſen verteilen 
zu wollen und damit in denſelben Fehler zu ver⸗ 
fallen, der ſeinerzeit bei dem Reichszuſatzwoh⸗ 
nungsbauprogramm begangen wurde, deſſen Mit⸗ 
tel in erſter Linie beſtimmungsgemäß da eingeſetzt 
werden ſollten, wo — beſonders viele erwerbsloſe 
Bauarbeiter vorhanden waren! Das heißt alſo 
an den Stellen, wo offenbar eine Abwanderung 
der Bevölkerung, nicht ihre Feſthaltung zu begün⸗ 
ſtigen geweſen wäre. Die für die Entſcheidung der 
Standortwahl maßgebenden Zuſammenhänge aber 
können wiederum im allgemeinen nur von einem 
übergemeindlichen Standpunkte überſehen und be- 
urteilt werden, denn welcher Gemeindevorſtand 
dürfte es wagen, den Einſatz von Reichsmitteln in 
ſeiner Gemeinde abzulehnen, weil er darin eine 
Fehlleitung von Kapital erblickt? Die Mitwir⸗ 
kung wirtſchaftlich arbeitender und denkender, da⸗ 
bei aber nicht unmittelbar intereſſierter Stellen, 
die einen Ueberblick über die Verhältniſſe größe— 
rer Wirtſchaftsgebiete beſitzen, alſo der Wohnungs» 
fürſorgegeſellſchaften, wird für die allgemeine 
Standortwahl dieſer Siedlungen kaum zu ent⸗ 
behren ſein. 

Das gleiche gilt von der Auswahl des Geländes 
im Einzelfalle. Die Erfahrungen mit dem erſten 
Bauabſchnitt der reichsamtlichen vorſtädtiſchen 
Kleinſiedlung haben bewieſen, das neben einer an⸗ 
erkennenswerten, rein ſachlich fürſorgeriſchen Be⸗ 
tätigung der Gemeinden doch auch deren Käm⸗ 
mereiſtandpunkt ſich hier und da unliebſam durch⸗ 
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geſetzt hat, indem ſonſt unverwertbares, aber auch 
für die vorſtädtiſche Kleinſiedlung wenig geeig⸗ 
netes ſtädtiſches Gelände für vorſtädtſiche Klein⸗ 
ſiedlungen zum Schaden der Siedler zur Ver⸗ 
fügung geſtellt wurde. 


Aehnliches gilt von der perſönlichen Auswahl 
der Siedler ſelbſt. Es liegt nur zu nahe, daß die 
Gemeinden die willkommene Gelegenheit benutzen, 
unliebſame Koſtgänger, die bisher in Baracken, 
Notwohnungen und dergl. untergebracht waren, 
bei Gelegenheit der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 
auf das Riſiko des Reiches abzuſchieben, ſtatt die 
Auswahl der Siedler lediglich unter dem Geſichts⸗ 
punkte ihrer Eignung für gärtneriſche und ſon⸗ 
ſtige ländliche Arbeit vorzunehmen. Eine beſon⸗ 
dere Gefahr bedeutet, nebenbei bemerkt, in dieſem 
Zuſammenhang die Beſchränkung der ganzen Maß— 
nahme auf Erwerbsloſe, die, an ein Staatsrent⸗ 
nertum ſchon mehr oder weniger lange Zeit ge— 
wöhnt, auch die neue Stelle lediglich als eine vom 
Staat ihnen geſchuldete Verſorgung, und nicht als 
die Möglichkeit zum Aufbau eines neuen wirt⸗ 
ſchaftlichen Daſeins betrachten. Hier ſollte in Zu⸗ 
kunft eine geſunde Miſchung mit Kurzarbeitern, 
aber gerade auch Berufsgärtnern und dergl. ſtatt⸗ 
finden, bei der Auswahl der Siedler ganz beſon⸗ 
ders auch auf die Anſetzung von Vorbildern für 
die Maſſe der mehr oder weniger mut- und ener⸗ 
gielos gewordenen Siedler geachtet werden. Schu⸗ 
lungsbetriebe können, wo es nicht vorhanden iſt, 
das erforderliche Menſchenmaterial liefern. Gerade, 
wenn wir in Zukunft mit der Kleinſiedlung mehr 
an die Kleinſtadt herangehen, wird auch bei der 
perſönlichen Auswahl und der notwendig anſchlie⸗ 
ßenden dauernden Beratung der Kleinſiedler in 
der neuen Daſeinsform die Mitwirkung erfahre⸗ 
ner, treuhänderiſcher Stellen unentbehrlich ſein. 


Ob unter allen Umſtänden überhaupt an der 
heutigen Form der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 
feſtzuhalten ſein wird, ob nicht vielmehr auch ge- 
rade den wirtſchaftlich noch etwas ſtärkeren Schich⸗ 
ten Gelegenheit wird gegeben werden müſſen, im 
etwas komfortableren Eigenheim mit Garten, etwa 
in einer Preislage bis zu 5000 Mk., eine von den 
Zufälligkeiten der Arbeitskonjunktur unabhängi⸗ 
gere kriſenfeſtere Exiſtenz ſich aufzubauen, mag im 
Augenblick dahin geſtellt bleiben. Sicher iſt im⸗ 
merhin, daß der Wohnungsbedarf vielerorts nur 
zurückgeſtaut, nicht befriedigt iſt. In zahlreichen 
gerade kleineren Städten beſteht noch ein unver- 
kennbarer Bedarf nach Wohnungen, der bei der 
heutigen Droſſelung des Wohnungsbaues und der 
gleichzeitigen Vermehrung der Haushaltungen 
bald gebieteriſch nach Befriedigung rufen wird. 
Hier erhebt ſich die Aufgabe, Baukredit und Bau⸗ 
ausführung in einer Weiſe zuſammenzufaſſen, die 
Gefährdungen des Bauherrn wie des Geldgebers 
durch falſche Standortwahl und unzulängliche 
Ausführung für die Zukunft ausſchließt. 


Ebenſo wie beim ſtädtiſchen Wohnungsbau wird 
beim Landarbeiterwohnungsbau infolge Mangels 
an Mitteln bedauerlicherweiſe und trotz des gro— 
ßen noch vorhandenen Bedarfs die wirtſchaftliche 
Erhaltung des Geſchaffenen zunächſt im Vorder⸗ 
grund ſtehen. Von den vielen tauſenden von 
Landarbeiterſtellen, die aus Mitteln der wert⸗ 
ſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge von den Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaften im Laufe des letzten 
Jahrzehnts geſchaffen worden ſind, bedarf eine 
große Anzahl infolge der Strukturwandlungen der 
Arbeits⸗ und Wirtſchaftsverhältniſſe weiterer Be- 
treuung in Form der Landarbeiterzuſatzſiedlung 
durch Vergrößerung der Landzulage und der Wirt⸗ 
ſchaftsgebäude, zur Schaffung einer urſprünglich 
vorhandenen, aber heute nicht mehr vorhandenen 
Rentabilität. Als das wirkſamſte Mittel zur 
Feſthaltung der Landarbeiterbevölkerung auf dem 
Lande wird aber auch der Landarbeiter-Eigen⸗ 
heimbau ſo bald wie irgend möglich beſonders in 
den Gebieten in der bisherigen Weiſe wieder auf⸗ 
genommen werden müſſen, in denen eine land⸗ 
wirtſchaftliche Siedlung im eigentlichen Sinne 
nicht in Frage kommt, alſo in allen bäuerlichen 
Gegenden. 

In den Hauptgebieten landwirtſchaftlicher Sied⸗ 
lung mit aufteilungsfähigem Großbeſitz tritt an 
die Stelle von vorſtädtiſcher und Landarbeiterſied— 
lung und gleichberechtigt neben die landwirtſchaft⸗ 
liche, d. h. bäuerliche Siedlung die halbländliche 
und ländliche Kleinſiedlung in der Form der ſo⸗ 
genannten Wirtſchaftsſiedlung, die abweichend von 
der eigentlich landwirtſchaftlichen Siedlung in 
erſter Linie darauf ausgeht, zuſätzliche Landnah⸗ 
rung, im Gegenſatz zur Vollnahrung der ländlichen 
Bauernſtelle, neben ſonſtiger Berufsarbeit zu ſchaf⸗ 
fen, und ſo die Bevölkerung auf dem flachen Lande 
feſtzuhalten im Intereſſe einer Entlaſtung der 
Mittel⸗ und Großſtädte von weiterer Zuwande⸗ 
rung. Wenn nachgewieſen iſt, daß die landwirt⸗ 
ſchaftliche, d. h. die bäuerliche Siedlung, kaum 
mehr Menſchen auf dem Lande anſetzt als bisher 
auf den aufgeteilten Gütern vorhanden waren, ſo 
können auf dem Wege dieſer Wirtſchaftsſiedlung 
das Zwei⸗, Drei⸗ und Mehrfache von Familien 
mit dem Grund und Boden verwurzelt werden. 

Dieſe ländliche Wirtſchaftsſiedlung, die als 
Name und als Siedlungsform eine „Erfindung“ 
der Oſtpreußiſchen Heimſtätte iſt, iſt begrifflich 
etwas durchaus von der überkommenen landwirt⸗ 
ſchaftlichen Siedlung Verſchiedenes. In der Pra- 
xis ſind die Grenzen nicht immer feſt abzuſtecken, 
und es iſt deshalb eine möglichſt enge Zuſammen⸗ 
arbeit zwiſchen den Trägern der ländlichen Sied- 
lung und den provinziellen Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften anzuſtreben, wobei den erſteren die 
Erfahrungen der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 
auf dem Gebiet des eigentlichen Bauens, dieſen die 
Erfahrungen der ländlichen Siedlungsgeſellſchaften 
auf dem eigentlich landwirtſchaftlichen Gebiete 
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weitgehend zunutze gebracht werden jollten. Schon 
heute beſteht in einzelnen Provinzen eine Arbeits⸗ 
gemeinſchaft nach der Richtung, daß die provin⸗ 
zielle Wohnungsfürſorgegeſellſchaft ſämtliche Bau⸗ 
ten der ländlichen Siedlungsgeſellſchaft und dar⸗ 
über hinaus ſämtliche von den Kulturbehörden 
geförderten Siedlungen baulich betreut. Ob und 
inwieweit neben einer ſolchen organiſatoriſchen 
auch eine organiſche Zuſammenfaſſung der beiden 
Arten halb ſtaatlicher provinzieller Geſellſchaften 
angebracht erſcheint, wird nur jeweils an Hand 
des Einzelfalles beurteilt werden können. 

Auf eines aber ijt grundſätzlich hinzuweiſen: die 
Siedlung der Zukunft, ſei fie Wohn⸗, d. h. Heim⸗ 
ſtättenſiedlung, ſei ſie ländliche Klein- oder bäuer⸗ 
liche Siedlung, kann nur auf gemeinnütziger Baſis 
durchgeführt werden. Das kann und ſoll nicht hei⸗ 
ßen, daß eine Mitarbeit der Privatwirtſchaft aus⸗ 
geſchloſſen oder abgelehnt werden ſollte oder 
könnte. Aber die Privatwirtſchaft wird ſich damit 
abfinden müſſen daß es ſich hier in erſter Linie 
um Aufgaben öffentlicher Natur handelt, Auf⸗ 
gaben, die im Dienſt des Volksganzen durchgeführt 
werden müſſen, ſoll nicht das Volksganze ſchwerſten 
Schaden erleiden. Der einzelne Architekt, Bau⸗ 
unternehmer, Bauhandwerker und dergl. mehr 


wird und ſoll bei der Ausführung des Siedlungs⸗ 
werkes ſeinen auskömmlichen Verdienſt finden. 
Denn er iſt mit ſeinr Fachkenntnis, ſeiner Initia⸗ 
tive und auch ſeinem Kapital für die Durchfüh⸗ 
rung der Aufgabe unentbehrlich. Die Planung, 
Vorbereitung und Ueberwachung der Ausführung 
aber kann nicht mehr der Willkür und dem Ge— 
winnſtreben eines Einzelnen überlaſſen bleiben. 
Dies privatwirtſchaftliche Gemeinſtreben muß viel⸗ 
mehr in das planvolle Wirken ſtaatlicher Politik 
eingeordnet und eingeſpannt werden, ſoll ein 
Höchſtmaß an volkswirtſchaftlicher Leiſtung erreicht 
werden, das für ſich allein weder der eine, noch 
der andere Teil erreichen könnte. Notwendig iſt 
es insbeſondere, daß aufgeräumt wird mit dem 
auf allen Gebieten der Wohnungswirtſchaft und 
Siedlung herrſchenden Syſtem der inoffiziellen 
Gewinnerzielung durch Umgehung von Vorſchrif— 
ten, von deren Unhaltbarkeit alle Beteiligten ein⸗ 
ſchließlich derer, die ſie durchzuführen haben, über⸗ 
zeugt ſind. Ehrlicher, perſönlich unbeteiligter 
Dienſt muß an die Stelle ſolcher Verſchleierungen 
treten, Dienſt an einer Sache, welche eine Lebens⸗ 
frage für unſer Volk iſt. Zu dieſem Dienſt aber 
ſind die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften bereit, ge⸗ 
eignet und unentbehrlich! 


Die neue Preußiſche Wohnungskreditanſtalt 


Von Dr. Ferdinand Neumann, Berlin. 


Die Gründung der Preußiſchen Wohnungs- 
kreditanſtalt, über die wir bereits im Maiheft 
dieſer Zeitſchrift kurz berichten konnten), iſt der 
entſcheidende Schritt auf dem Wege zur Organiſa⸗ 
tion des zweitſtelligen Realkredits. Von der 
öffentlichen Kritik iſt dieſe Gründung oft zu Un- 
recht nur unter dem einen Geſichtswinkel betrach⸗ 
tet worden, daß hier ein Inſtitut zur Verwaltung 
der ausgegebenen Hauszinsſteuerhypotheken ge⸗ 
ſchaffen wird. Das viel wichtigere Neugeſchäft der 
Wohnungskreditanſtalt, den zweitſtelligen Grund⸗ 
kredit „zu gewähren und zu gewährleiſten“, iſt 
nicht immer mit der erforderlichen Klarheit und 
der dieſer großen Aufgabe zukommenden Beach⸗ 
tung hervorgehoben worden. Dieſes Herausſtel⸗ 
len der Verwaltungsaufgaben gegenüber der viel 
wichtigeren Aufgaben des Kreditgeſchäfts war das 
Hilfsmittel der Kritiker, wenn ſie aus einer 
grundſätzlichen Abneigung gegen die Mitwirkung 
des Staates auf dem Kapitalmarkt oder einer 
gegenüber den Vätern der Wohnungskreditanſtalt 
abweichenden politiſchen Haltung die neue Grün⸗ 
dung in der Oeffentlichkeit zu diskreditieren oder 
herabzumindern ſuchten. 

Nunmehr liegt die Satzung der Wohnungs⸗ 


1) Vergl. Heft 9, S. 358 und den Wortlaut der Ver⸗ 
ordnung über die Preußiſche Wohnungskreditanſtalt 
vom 4.5.32, a. a. O. S. 35. 


kreditanſtalt vor?). Die einzelnen Beſtimmungen 
der Satzung ergeben in ihrer klaren Faſſung nicht 
nur dieſe Zweiteilung des Aufgabenkreiſes, ſon⸗ 
dern laſſen darüber hinaus auch die geſetzespoli⸗ 
tiſchen Grundgedanken deutlich erkennen, aus 
denen dieſe Verbindung von Aufgaben der Ver⸗ 
waltung und des Neugeſchäfts gewählt wurde. 
Der Zweck dieſer Maßnahme iſt nämlich, die aus⸗ 
gegebenen Hauszinsſteuermittel in ihrer Zweck— 
gebundenheit zu erhalten, und die Rückflüſſe dem 
Wohnungsbau auch fernerhin in Verfolgung des 
vom Staate als richtig anerkannten ſiedlungspoli⸗ 
tiſchen Ziels in einer Form zur Verfügung zu 
ſtellen, die die zweckmäßigſte Verwendung, d. h. 
den volkswirtſchaftlich beſten Nutzen, gewähr⸗ 
leiſtet. 

Die Verwaltungsaufgaben der Wohnungskredit⸗ 
anſtalt beſchränken ſich nach S 2 der Verordnung 
vom 4. 5. 1932 und 8 2, Abſ. 1, der Satzung auf 
die Hauszinsſteuerhypotheken, die aus dem ſtaat⸗ 
lichen Hauszinsſteueranteil für die Bautätigkeit 
kommen. Dieſe Mittel wurden bisher von den 
Gemeinden oder den Gemeindeverbänden treuhän⸗ 
deriſch gegen eine 6 ige jährliche Vergütung 
verwaltet. Auch der Wohnungskreditanſtalt wer⸗ 


2) Vergl. Verordnung vom 21. 6. 32 GS. Nr. 35, 
S. 233 ff. 
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den dieſe Mittel nur auftragsweiſe zur Verwal⸗ 
tung nach den Richtlinien der zuſtändigen Mini⸗ 
ſterien übertragen. Grundſätzlich ſollen die Rück⸗ 
flüſſe unter gleichzeitiger Vorlage einer Rechnung 
an die Staatskaſſe abgeführt werden. Durch dieſe 
Regelung ſoll nicht etwa zum Ausdruck gebracht 
werden, daß die Vorſchrift der ſogenannten lex 
Lepinski vom 22. 3. 1930 (RGBl. I, S. 91) außer 
Kraft geſetzt würden, nach der die Rückflüſſe aus 
den Hauszinsſteuerhypotheken zur Förderung des 
Wohnungsbaues und der ländlichen Siedlung in 
vollem Umfange auch weiterhin zu verwenden 
ſind. Die Verpflichtung der Wohnungskredit⸗ 
anſtalt, die Mittel an die Staatskaſſe abzuführen, 
hat vielmehr den Sinn, die rechtliche Webertra- 
gung der Mittel auf die Wohnungskreditanſtalt 
unter Aufbürdung des geſamten Riſikos der Er— 
haltung dieſer Mittel zu vermeiden, um die Woh— 
nungskreditanſtalt, die nach kaufmänniſchen 
Grundſätzen arbeiten muß, nicht in Bilanzſchwie⸗ 
rigkeiten bei einem etwa möglichen teilweiſen 
Ausfall dieſer Mittel zu bringen. Die Abrech— 
nung der Wohnungskreditanſtalt mit dem Staate 
über die Rückflüſſe hat daher nur haushalstech⸗ 
niſche Bedeutung. Es ſteht vielmehr außer Zwei— 
fel, daß die Rückflüſſe aus den Hauszinsſteuermit⸗ 
teln für die wohnungspolitiſchen, in der Satzung 
der Wohnungskreditanſtalt feſtgelegten Zwecke, 
alſo für die Belebung des Neugeſchäfts der Woh— 
nungskreditanſtalt vom Staate zur Verfügung ge⸗ 
ſtellt werden. 

Daneben ſoll mit der Verwaltung der Haus⸗ 
zinsſteuermittel durch die Wohnungskreditanſtalt 
auch äußerlich zum Ausdruck gebracht werden, daß 
dieſes Kapital zweckgebunden und der Verwen— 
dung für die allgemeinen Haushaltsbedürfniſſe 
entzogen iſt. Die Anſtalt wird in der Lage ſein, 
die aus der Verwaltung der Hauszinsſteuermittel 
gewonnene Kenntnis des Wohnungsmarktes und 
beſonders des Wohnungsbedarfs gleichzeitig für 
die Entſcheidungen bei der Gewährung oder 
Erleichterung des zweitſtelligen Kredits für den 
Wohnungsbau auszuwerten. Schließlich ſoll dieſe 
zentrale Verwaltung der Mittel zu einer Zuſam⸗ 
menfaſſung und zur verwaltungstechniſchen Ver⸗ 
einfachung führen und zugleich der neuen Anſtalt 
dauernd Einnahmen ſichern, die die Erfüllung 
ihrer ſchwierigen Aufgaben als Bank für den 
zweitſtelligen Realkredit erleichtern. 

So iſt die Aebertragung der Verwaltung dieſer 
Mittel an die neue Anſtalt nicht etwa aus dem 
Beſtreben erfolgt, den Gemeinden ihre bisherigen 
Einnahmen aus der Verwaltung der Mittel zu 
nehmen, es iſt im Gegenteil in Ausſicht genom⸗ 
men, in Fällen, in denen ſich die laufende Ver⸗ 
waltung durch die Gemeinden mit den Intereſſen 
der Anſtalt verträgt, den Gemeinden dieſe Ver⸗ 
waltung in einem privatrechtlichen Vertrag wei- 
terhin zu überlaſſen. Der entſcheidende Grund 
für die Uebertragung der Verwaltung an die 


Wohnungskreditanſtalt iſt vielmehr die Zuſam⸗ 
menfaſſung dieſer Mittel zur Erfüllung der ſtaat⸗ 
lichen Aufgaben bei der Beſchaffung des zweit⸗ 
ſtelligen Hypothekarkredits. Mit der Wohnungs⸗ 
kreditanſtalt iſt alſo ein neues, bisher ſchmerzlich 
entbehrtes Glied der Wohnungswirtſchaft geſchaf⸗ 
fen worden, auf deſſen Wirkſamkeit wir nach den 
Erfahrungen in Württemberg berechtigte Hoff⸗ 
nung ſetzen können. 

Die Beſchaffung des nachſtelligen 
Realkredits für den Wohnungsbau war 
ſchon immer, auch in der kapitalreicheren Vor⸗ 
kriegszeit, ein ungelöſtes Problem. Die urſprüng⸗ 
liche Aufgabe des zweitſtelligen Kredits war es, 
den Ausgleich zu ſchaffen zwiſchen der ſeit den 
70er Jahren ſich überraſchend ſchnell ausdehnen: 
den Entwicklung Deutſchlands und der verhältnis⸗ 
mäßig langſam fortſchreitenden Bildung größerer, 
in einer Hand vereinigter Eigenkapitalien. Dies 
war und wird immer nur möglich ſein, wenn auch 
Spargelder, die wegen der Geringfügigkeit der 
einzelnen Beträge oder wegen geſchäftlicher Un⸗ 
erfahrenheit der Beſitzer nicht unmittelbar den 
Weg in die Produktionswirtſchaft finden, mittel⸗ 
bar durch organiſatoriſche Maßnahmen dieſen 
Weg geführt werden. Daher muß bei der Beſchaf⸗ 
fung des zweitſtelligen Realkredits das große 
Problem gelöſt werden, in dem kleinen 
Sparer das Vertrauen zu dem An⸗ 
lagewertſeiner Mittel zu wecken und 
ihm gleichzeitig durch einen relativ 
hohen Grad der Verzinſung den An⸗ 
reiz zur Anlage des Kapitals zu 
bieten. Bei erſtſtelligem Realkredit einſchließ⸗ 
lich des Pfandbriefkredits beſteht dieſe Notwen⸗ 
digkeit auch. Die erſtſtellige Sicherung durch Hy⸗ 
potheken oder Grundſchulen reicht aber in nor⸗ 
malen wirtſchaftlichen Zeiten für die Schaffung 
dieſes Vertrauens aus. Darum war und bleibt 
es ſelbſt bei einem flüſſigen Geldmarkt für die 
Wohnungswirtſchaft immer ein Problem, wie die 
Lücke zwiſchen dem erſtſtelligen Kredit und dem 
Eigenkapital bei der Finanzierung eines Bau⸗ 
vorhabens ausgefüllt werden ſoll. 

Vor dem Kriege und auch in der erſten Zeit 
nach dem Kriege haben die Gemeinden, um der 
Wirtſchaft überhaupt oder ihren wirtſchaftlichen 
Intereſſen zu dienen, durch Bürgſchaften oft die 
Aufnahme des nachſtelligen Kredits ermöglicht. 
Der Anteil der durch derartige Bürgſchaften nach 
dem Kriege aufgenommenen Hypotheken iſt aber 
im Verhältnis zu dem insgeſamt in der Woh⸗ 
nungswirtſchaft inveſtierten zweitſtelligen Kapi⸗ 
tal ſehr gering (etwa 6) und meiſt nicht als 
Realkredit von den Sparern, ſondern auf dem 
Umwege von Anleihen als Staats- und Kommu⸗ 
nalkredit aufgebracht worden. Der weitaus größte 
Teil der zweitſtellig inveſtierten Mittel beruht 
auf Steuererhebungen und iſt in der Form von 
gering oder garnicht verzinslichen Hauszinsſteuer⸗ 
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hypotheken vom Reich, den Ländern und den Ge⸗ 
meinden der Wohnungswirtſchaft zur Verfügung 
geſtellt worden. 

Die Lücke der Geldbeſchaffung im Syſtem des Ka⸗ 
pitalmarktes wurde neuerdings beſonders fühlbar, 
als die Hauszinsſteuermittel ſparſamer floſſen, und 
macht heute jeden Wohnungsbau nahezu unmög⸗ 
lich, nachdem dieſe Mittel verſiegt ſind. Heute 
kann ſelbſt dann nicht gebaut werden, wenn die 
Zuſage für die 1. Hypothek vorhanden iſt, und 
ein im Regelfalle ausreichendes Eigenkapital von 
15—20% des Bauwertes zur Verfügung ſteht. 

Auf dieſen Webeljtand haben berufene Ver⸗ 
treter der Bau- und Wohnungswirtſchaft ſchon 
ſeit Jahren aufmerkſam gemacht. Vor anderen 
verdienen die Vorſchläge von Kämper und 
Knoblauch), Steyrer!) und Vormbrocks) in die⸗ 
ſem Zuſammenhang genannt zu werden. Insbe⸗ 
ſondere Vormbrock und mit ihm auch andere Ver⸗ 
treter der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften haben 
wiederholt die Bildung von Bürgſchaftsſicherungs⸗ 
fonds unter Erfaſſung eines Teils der für die 
Neubautätigkeit beſtimmten Hauszinsſteuerbe⸗ 
träge befürwortet. Die Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaften haben ſich ſeit Jahren um die Löſung die⸗ 
ſes Problems bemüht und damit das unbeſtreit⸗ 
bare Verdienſt erworben, zu den Vorarbeiten für 
die jetzt vollzogene Gründung der Preußiſchen 
Wohnungskreditanſtalt mit beigetragen zu haben. 

Zur Bereitſtellung des nachſtelligen Hypothekar⸗ 
kredits gehört neben der Beſchaffung des notwen⸗ 
digen Kapitals die ausreichende Sicherung der 
Verzinſung und Tilgung dieſer Mittel. Auch für 
eine umfangreiche Betätigung der Wohnungs⸗ 
kreditanſtalt iſt daher die erſte Vorausſetzung, 
daß der Kapitalmarkt flüſſiger wird und anlage⸗ 
bedürftiges Kapital überhaupt vorhanden iſt. So⸗ 
lange die Geldwirtſchaft darnieder liegt, wird die 
Wohnungskreditanſtalt die Aufgabe der Bereit⸗ 
ſtellung von nachſtelligen Hypothekarkredit nur in 
dem verhältnismäßig geringen Amfange erfüllen 
können, wie es ihr die Rückflüſſe aus den von ihr 
verwalteten Hauszinsſteuerhypotheken ermög⸗ 
lichen. Solange die Wohnungskreditanſtalt aber 
auf dieſe Mittel allein angewieſen iſt, werden wir 
die Hoffnung auf den Umfang der in § 2 der 
Satzung vorgeſehenen Gewährung des zweitſtelli⸗ 
gen Realkredits nicht zu hoch ſpannen dürfen. 

Die Anſtalt kann ſich aber auch die Mittel für 
dieſe Darlehen gemäß § 4 der Satzung durch 
langfriſtige, ſeitens des Gläubigers unkündbare 
Darlehen oder wenigſtens 10 Jahre unkündbare 


3) Kämper und Knoblauch — Der zweitſtellige HY- 
pothekarkredit, Berlin 1930. 8 

9 Der deutſche Realkredit mit beſonderer Berück⸗ 
ſichtigung der zweitſtelligen Hypothek, Deutſche Sied⸗ 
lungsprobleme 1929. 

5) Denkſchrift über die Bildung eines provinziellen 
Bürgſchaftsſicherungsfonds für den zweitſtelligen Real» 
kredit aus dem Jahre 1929, z. T. abgedruckt im Weſtf. 
Wohnbl. 5, S. 83 f, 1932. 


Darlehen auf dem freien Kapitalmarkt beſchaffen, 
Zu dieſem Zwecke iſt es auch vorgeſehen, daß ſie 
ich an Unternehmen zur Beſchaffung von Grund⸗ 
krediten beteiligt. Bei dem Darniederliegen des 
Kapitalmarktes wird es der Anſtalt vorerſt aber 
ſchwer ſein, auf dieſem Wege das eigene Kredit⸗ 
geſchäft zu beleben. 

Soweit die Wohnungskreditanſtalt eigene Dar⸗ 
lehen gewähren wird, wird ſie für den Wohnungs⸗ 
bau eine beachtenswerte Erleichterung bringen. 
Nach § 9 der Satzung dürfen dieſe Darlehen 
nämlich einſchließlich der vorhergehenden und 
gleichſtehenden Grundpfandrechte bis zu 80 v. H. 
des dauernden Wertes des Grundſtücks gewährt 
werden. Dieſer Dauerwert muß ſowohl nach dem 
Ertragswert als auch nach dem Verkaufswert des 
Grundſtücks gerechtfertigt ſein. Für Grundſtücke 
mit Wohnungen bis zu 60 qm Wohnfläche darf 
die Beleihungsgrenze über 90 v. H. des dauernden 
Wertes hinausgehen, keinesfalls aber 80 v. 9. 
der Geſamtkoſten des bebauten Grundſtücks über⸗ 
ſteigen. 

Neben der eigenen Kreditgewährung iſt die 
„Gewährleiſtung des zweitſtelligen Hypothekar⸗ 
kredits“ Aufgabe der Anſtalt. Nach dieſer Rich⸗ 
tung ſchafft die Satzung alle Vorausſetzungen, um 
freiwerdendes und anlageſuchendes Kapital für 
die Zwecke der Wohnungswirtſchaft zu erfaſſen. 
Soweit es ſich dabei um die Sicherung des zweit⸗ 
ſtelligen Grundkredits handelt, kann die Anſtalt 
nach § 4 der Satzung Bürgſchaften (auch ſelbſt⸗ 
ſchuldneriſche) übernehmen. Zur Deckung dieſer 
Bürgſchaftsverpflichtungen und auch für Ausfälle 
von Darlehen, die nicht vom Preußiſchen Staat 
aufgenommen ſind, iſt bei der Anſtalt ein Bürg⸗ 
ſchaftsſicherungsfonds zu bilden und geſondert vom 
übrigen Vermögen zu verwalten. Solche Dar⸗ 
lehen und Bürgſchaftsverpflichtungen dürfen ins⸗ 
geſamt das Fünfzehnfache des jeweils verfüg⸗ 
baren Sicherungsfonds nicht überſteigen. Dieſe 
Beſtimmungen bieten eine ausreichende Hand⸗ 
habung, den Hebel zur Ankurbelung der Woh⸗ 
nungswirtſchaft anzuſetzen, ſobald ſich der Kapital⸗ 
markt wieder belebt. Dann wird es Aufgabe der 
Anſtalt ſein, die zweckmäßigen Anregungen zur 
Ausnutzung dieſer Möglichkeiten zu geben. 

Die zuſtändigen Miniſter können gemäß § 3 
der Satzung der Anſtalt die Möglichkeit geben, 
auch auf andere als die bisher vorgeſehene Art 
bei der Finanzierung von Kleinwohnungsbauten 
und Siedlungen mitzuwirken. Es wird dabei ins⸗ 
beſondere zu erwägen ſein, ob man nicht außer 
dem in der Satzung vorgeſehenen Bürgſchafts⸗ 
ſicherungsfonds einen weiteren Sicherungsfonds 
ſchafft, der durch eine Garantie der am Neubau 
intereſſierten Hausbeſitzer und der der Bauwirt⸗ 
ſchaft angehörenden Firmen gebildet wird. Da⸗ 
bei wird u. a. auch der von Kämper⸗Knoblauche) 


6) Vergl. Der zweitſtellige Hypothekarkredit S. 260 ff. 
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begründete Vorſchlag, einen beſtimmten Teil des 
Mietzinſes im eigenen Intereſſe der Hausbeſitzer 
in der Wohnungskreditanſtalt oder mit Hilfe der 
Wohnungskreditanſtalt in einem Bankunterneh⸗ 
men des Haus- und Grundbeſitzes für die Aufbrin⸗ 
gung des zweitſtelligen Grundkredits zuſammen⸗ 
zufaſſen, wieder aufzunehmen ſein. Denn nur 
durch richtig organiſierte Selbſthilfe in auf lange 
Sicht gebildeten Gegenſeitigkeitsunternehmen wird 
es den an der Wohnungs- und Bauwirtſchaft Be⸗ 
teiligten möglich ſein, die Wohnungswirtſchaft 
wiederum in Gang zu ſetzen. 

Dies ſind jedoch nur Anregungen für die Zu⸗ 
kunft. Die unmittelbar in der Satzung der Woh— 
nungskreditanſtalt feſtgelegten Aufgaben ſollen 
neben dem allgemeinen Nutzen für die Bau- und 
Wohnungswirtſchaft in erſter Linie Mittel zur 
Verfolgung des ſtaatlichen wohnungspolitiſchen 
Zieles ſein. Dieſer Zweck iſt in $ 2 der Satzung 
dahin beſtimmt, daß der zweitſtellige 
Grundkredit „überwiegend der Er⸗ 
richtung von Ein⸗ und Zweifami⸗ 
lienkleinhäuſern mit Gartenland“ 
dienen ſoll, mit dem Ziele, die Ab⸗ 
wanderung von dem Lande zu be- 
ſchränken und die Abwanderung aus 
den Städten zu fördern. Demnach ſoll die 
geſamte Tätigkeit der Wohnungskreditanſtalt in der 
Hauptſache der Errichtung „von Einfamilienklein⸗ 
häuſern mit Gartenland“ und ſoweit das Ein⸗ 
familienhaus in Gebietsteilen nicht üblich iſt, auch 
der Errichtung von Zweifamilienhäuſern mit 


Gartenland dienen. Auch die Mitwirkung für die 
Errichtung von Mehrfamilienhäuſern im Flachbau 
mit Gartenland iſt grundſätzlich vorgeſehen, da— 
gegen nur ausnahmsweiſe die Mithilfe bei der 
Schaffung von Mietwohnungen in Mittelhäuſern. 
Damit iſt der Mietkaſernenbau ganz aus dem 
Aufgabenkreis ausgeſchaltet. Dieſe Beſtimmungen 
beſagen mehr, als die Umgrenzung des Tätigkeits⸗ 
gebietes der Wohnungskreditanſtalt. Sie ſind 
gleichzeitig eine neue Verankerung 
des ſiedlungspolitiſchen Programms 
des preußiſchen Staates. 

In der richtigen Erkenntnis, daß es bei dem 
immer geringer werdenden Arbeitsvolumen der 
deutſchen Volkswirtſchaft darauf ankommt, jeder 
Familie zugleich mit ihrer Wohnung auch einen 
Garten für die zuſätzliche Beſchäftigung und den 
Anbau eines Teiles der Nahrungsmittel zu geben, 
wird die in der Satzung zum Ausdruck gekommene 
Wohnungspolitik mit der Arbeitsmöglichkeit und 
der volkswirtſchaftlichen Zweckmäßigkeit in Zu⸗ 
ſammenhang gebracht. So kann und wird die 
Wohnungskreditanſtalt mithelfen auf dem Wege 
zu dem in den Reichsrichtlinien für den Woh— 
nungsbau feſtgelegten, aber bisher oft mit falſchen 
Mitteln erſtrebten') Ziel der Wohnungspolitik 
„jeder Familie die eigene Haushaltung in der 
eigenen Wohnung zu ermöglichen und ihr dadurch 
eine geſunde Lebensführung ſowie die Erhaltung 
und Stärkung der Arbeitskraft zu ſichern“. 


7) Vergl.: Paulſen. Konnte unſere Baupolitik Erfolg 
haben? Weſtf Wohnbl. 1930, S. 107 ff. 


And doch Stadtrandſiedlung! 


Von Stadtbaurat Niemeyer, Frankfurt a. M. 


Einige Tatſachen: Während Frankreich zwei 
Großſtädte oberhalb der 400 000 Einwohner⸗ 
Grenze hat, iſt die Zahl in Deutſchland ſeit dem 
Kriege auf 15 angewachſen. Deutſchland weiſt 
von den europäiſchen Ländern die meiſten groß- 
ſtädtiſchen Zuſammenballungen auf. In Deutſch⸗ 
land iſt die Zahl der Kriſenherde nicht nur ab- 
ſolut, ſondern auch relativ im Vergleich zu den 
übrigen Staaten Europas am größten. 

In kaum einem anderen Lande hat die Ratio⸗ 
naliſierung der Technik ſolche Formen angenom⸗ 
men wie in Deutſchland. Allein im Ruhrbezirk 
hat die Verwendung von Preßluft, von Schrämm⸗ 
Maſchinen uſw. ſeit der Inflationszeit den Förder⸗ 
anteil auf die verfahrene Schicht von 1161 kg auf 
2000 kg anwachſen laſſen. Der Produktionsanteil 
pro Kopf und Jahr iſt in der gleichen Zeit bei 
Roheiſen von 457 auf 650 Tonnen geſtiegen. Die 
Fertigſtellung von Automobilen erforderte vor 
Jahren noch einen Arbeitsaufwand von 4500 
Werkſtunden. Seit Fords Zergliederung der Ge- 
ſamtarbeit in viele kurzzeitige Einzeloperationen 


am laufenden Band iſt ein Arbeitsaufwand von 
etwa 400 Stunden nötig. 

Vor 1919 fertigte ein Arbeiter 75 elektriſche 
Birnen am Tage, eine Maſchine ſtellt dagegen 
75 000 Stück täglich her. Jede dieſer Maſchinen 
erſetzt 994 Mann. In der Raſierklingeninduſtrie 
fertigt heute ein Mann 32 000 Klingen im Gegen⸗ 
ſatz zu 500 Mann für die gleiche Zahl 2 Jahre 
vorher. 

Durfte man in dieſer Weiſe von 19071929 in 
der deutſchen Wirtſchaft mehr als 30 Millionen 
Pferdeſtärken an neuen Maſchinen montieren, 
ohne ſich darüber klar zu ſein, was mit den ver⸗ 
drängten Menſchen geſchehen ſollte? Weiß die 
Oeffentlichkeit wirklich, daß wir von 1907 — d. h. 
der Zeit des Zehnſtundentages — bis heute der 
deutſchen Wirtſchaft ein mechaniſches Heer von 
Arbeitern durch Einbau von Maſchinen zugeführt 
haben, das mehr als 15 Millionen Arbeiter um⸗ 
faßt und jo groß iſt, wie 1907 die Zahl der Lohn⸗ 
empfänger überhaupt? 

Was iſt die Folge davon? Milliarden ſind ver⸗ 
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Abb. 1 


baut. Eine Leiſtungsfähigkeit iſt da, wie ſie auch 
in der allergrößten Konjunktur niemals wieder 
ausgenutzt werden kann. In den beſten Zeiten 
der letzten Jahre haben die deutſchen Stahlwerke 
mit 30%, die Röhrenwerke mit 50%, die Zement⸗ 
induſtrie mit 50%, die Stickſtoffinduſtrie mit 55%, 
die Werften mit 50%, die Mühleninduſtrie mit 

%, die Flaſcheninduſtrie ſogar mit 60% leer⸗ 
geſtanden. In der Baumwollinduſtrie ſind 1,75 
Millionen Spindeln umſonſt in Bereitſchaft. Es 
gibt ſo übermäßig viel Zapfſtellen für Benzole 
uſw. in Deutſchland, daß ein Kleinkraftrad jährlich 
15 Mark, ein Kleinauto jährlich 100 Mark, ein 
Laſtkraftwagen jährlich 800 Mark, ein Omnibus 
jährlich 2000 Mark Tribut für Fehlanlagen zahlen 
müſſen. Alle dieſe Erſcheinungen drängen ſich zu= 
ſammen in den Großſtadträumen, wie wir ſie in 
Deutſchland bevorzugt beſitzen. 

Dieſe Zahlen auf der einen Seite, die Verſelb⸗ 
ſtändigung großer Kolonial- und Agrargebiete in 
Aſien und in Ueberſeegebieten auf der anderen 
Seite, ſind ſie nicht immer wieder ein erdrücken⸗ 
der Be dafür, daß ein großer Teil der Ar⸗ 
beitsloſen höchſtens wieder in Kurzarbeit einge⸗ 
ſtellt werden kann und auch dann nur, wenn die 
Kurzarbeit wirklich allgemein durchgeführt wird? 
Warum muß immer wiederholt werden, daß Kurz⸗ 
arbeit zuſätzliche kleinlandwirtſchaftliche Produk⸗ 
tion erfordert? Es kann wirklich jeden Vernünf⸗ 
tigdenkenden manchmal eine gelinde Verzweiflung 
ankommen, wenn dieſer einfache Weg, wenigſtens 
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Geſamt- Bebauungsplan des Hofgutes Goldſtein für rund 900 Siedlerſtellen. 


etwas Grundſätzliches für die Erwerbsloſen zu 
tun, immer wieder angezweifelt wird, ohne etwas 
Beſſeres dafür zu bieten. Gewiß, Vollſiedlung iſt 
ſicher ſehr viel beſſer. Wie will man es aber er⸗ 
möglichen, Menſchen, die in der Mitte des Lebens 
ſtehen, plötzlich zu Vollſiedlern zu machen? Dabei 
ſollte man ſich auch darüber klar ſein, daß für viele 
Teile der großſtädtiſchen Bevölkerung, denen die 
Stadtrandſiedlung eine gewiſſe Schickſalserleichte⸗ 
rung zu bieten ſchien, der kommende Winter kaum 
tragbar ſein wird, wenn dieſe Möglichkeit, etwas 
Grundſätzliches zu erhoffen, in Zukunft fortfällt. 
Was iſt denn ſchließlich die Stadtrandſiedlung — 
ſtädtebaulich geſprochen — anderes als die Tat⸗ 
ſache, daß weite Kreiſe der Bevölkerung, einem 
inneren Drange folgend, endlich die Folgerungen 
zur Stadtgeſtaltung und Entwicklung der Groß⸗ 
ſtädte ziehen, die eine wirkliche Anwendung der 
neuzeitlichen Technik ſchon längſt hätte verlangen 
ſollen. Man ſoll ſich doch darüber klar ſein, daß 
eine wirkliche Ausnutzung der neuzeitlichen Ver⸗ 
kehrsmittel in den Großſtädten und in ihrer Am⸗ 
gebung endgültig brechen muß mit dem gedanken⸗ 
loſen mehr oder weniger konzentrierten formali⸗ 
ſtiſchen Städtebau, wie er auch in den letzten Jah⸗ 
ren vielfach immer noch befolgt wurde. Die Groß⸗ 
ſtädte müſſen ſelbſt die Grenzen der ſogenannten 
bebauten Ortslage ſprengen, ſie müſſen Stadt⸗ 
randſiedlungen treiben, weil es einfach nicht mög⸗ 
lich iſt, die dauernd freigeſetzten Erwerbsloſen 
oder Kurzarbeiter alle aufs Land abzuſchieben, 
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Abb. 2 Grundriß und Anſicht des älteren Typs mit 

flachem Pappdach und Abſatz zwiſchen Wohnteil und 

Stallanbau, hierbei Anlage eines Schornſteins im 
Anbau unmöglich. 


und die einzige Löſung darin beſteht, die Groß⸗ 
ſtadt durch Hineinbeziehung der weiteren Am⸗ 
gebung immer mehr aufzulockern und hierdurch 
die Zulunftsform der Großlandſtadt zu erreichen. 


Nun werden immer wieder Zweifel geäußert, 
ob die großſtädtiſche Bevölkerung ſelbſt zu dieſer 
Umbildung noch geeignet wäre. Selbſtverſtänd⸗ 


lich liegen noch keine endgültig abgeſchloſſenen Er⸗ 
fahrungen vor. Wer aber ſieht, wie in Frankfurt 
a. M. die Erwerbsloſen auch auf ſchwierigen Bö⸗ 
den aus den rund 2000 Erwerbsloſengärten alles, 
was irgend möglich iſt, von früh bis ſpät heraus⸗ 
holen, und beobachtet, wie auch der Bau der Häu⸗ 
ſer im Sinne einer normalen Bauſtelle gut vor⸗ 
wärtsgeht, der bekommt bei aller kühlen Objektivi⸗ 
tät den Eindruck, daß unſer Volk in weiten Krei⸗ 
ſen noch den Aufbauwillen und die Umſtellungs⸗ 
kraft für eine neue Tätigkeit beſitzt. 

Entſcheidend iſt ſelbſtverſtändlich die Wahl der 
Siedler. Hierbei kann nicht vorſichtig genug vor⸗ 
gegangen werden. Deshalb iſt ſtets ein bis ins 
Einzelne gehender Fragebogen zu verwenden, der 
über berufliche Eignung und andere perſönliche 
Eigenſchaften des Siedlungsanwärters und ſeiner 
Familienangehörigen Aufſchluß gibt. Mit der 
Ausfüllung der Fragebogen erfolgte in Frankfurt 
eine örtliche Beobachtung des Familien- und 
Hausſtandes. In zweifelhaften Fällen wurden die 
Verhältniſſe durch eine beſondere Kommiſſion, be⸗ 
ſtehend aus Arbeitsamt, Wohlfahrtsamt, Geſund⸗ 
heitsamt und Stadtbaumamt geprüft, wobei be⸗ 
ſonders die Eignung der Hausfrau eine ausſchlag⸗ 
gebende Rolle ſpielte. 


Auch die Verträge mit den Siedlern ſind ſcharf 
und eindeutig gefaßt. Vor Abſchluß dieſer Ver: 
träge wurde den Siedlern und ihren Frauen in 
einer großen Siedlerverſammlung von dem Ver⸗ 
faſſer ausdrücklich erklärt, daß unter keinen Um: 
ſtänden irgendeine über den genauen Inhalt der 
Verträge hinausgehende Vergünſtigung gewährt 
werden könne, und daß alles davon abhänge, wie 
weit der Einzelne die Kraft aufbringe oder nicht. 


Ausſchlaggebend iſt in dieſem Vertrag, daß die 
Wirtſchaftsführung der Siedler nach der Fertig⸗ 
ſtellung der Häuſer und der Straßen einer ſtändi⸗ 
gen Aufſicht unterliegt, ähnlich wie im Kreiſe 
Mörs eine derartige Aufſicht in vorbildlicher 
Weiſe von dem dortigen Kreiswirtſchaftsdirektor 
und ſeinen Mitarbeitern durchgeführt wird. 

Der zwiſchen Siedlungsträger und Siedlungs⸗ 
anwärter abzuſchließende „Siedlungsvertrag“ ent⸗ 
hält folgende Beſtimmungen: 


I. Errichtung der Stelle. 
§ 1. 

Der Siedler verpflichtet ſich, bei der Errichtung der 
vorſtädtiſchen Kleinſiedlung am Hofgut Soldſtein 
gegen Einräumung einer Anwartſchaft auf Ueber⸗ 
tragung einer Siedlerſtelle ſeine volle Arbeitskraft 
vom Vertragsabſchluß ab bis zur endgültigen Fertig⸗ 
ſtellung der geſamten Siedlungsanlage reſtlos einzu⸗ 
ſetzen und hierbei mindeſtens 270 Arbeitstagewerke 
zu leiſten. Zur Errichtung der Siedlung werden auch 
die Gewinnung, Bearbeitung und Herſtellung der Bau⸗ 
ſtoffe an der Bauſtelle oder in Werkſtätten ſowie die 
Ausführung von Geländeaufſchließungsarbeiten, be⸗ 
ſonders Wegebau⸗ und ſonſtige Nebenarbeiten, und 
die Errichtung von Gemeinſchaftsanlagen gerechnet. 
Familienangehörige und Bekannte des Siedlers kön⸗ 
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nen bei der Errichtung der Stelle nach Anweiſung 
des Trägers mithelfen. Ein Anſpruch auf n 
tung für die bei der Selbſt⸗ ober wie 9 
leiſtete Arbeit des Siedlers oder jeiner 7 eier 
gehörigen und Bekannten beſteht nicht. N ur 
lung der Arbeit auf die, einzelnen 5 a) Prim 
ſchließlich Sache des Trägers; dieſer ilt 1 9 0 
unter ſeiner Oberleitung einen i 1 
zu beauftragen. Der Siedler iſt verpflichtet, 5 7 
weiſungen des Trägers oder jeines Beauftrag len 
ſichtlich der Ausführung der Arbeiten Folge au Ion. 
Falls der Siedler durch Krankheit oder ſonſtige 5 
ſtände an der Mitarbeit verhindert iſt, iſt often 
pflichtet, die ihm zugeteilten Arbeiten auf ſeine a 
durch eine vollwertige Erſatzkraft ausführen um 
Bei Verſtößen des Siedlers gegen dieſe 1 1110 
gen iſt der Träger berechtigt, den vorliegenden 5 zB 
mit ſofortiger Wirkung zu löſen, Der 5 i 
ner zur ſofortigen Vertragsauflöſung berech 5 g 
1. wenn der Siedler * oder aus andere 
ü eignet ift, 5 er. 
8 en des Siedlers trotz 1 
nung den ihm e r 
n nicht entſprechen. . 
Im Fase ber Bertz geg ſteht dem Siedler 
keinerlei Anſpruch auf Entſchädigung zu. 


2 


Fü und die Einrichtung der Siedlung 
ſind die won FReiczskommiſlar für die e 
Kleinſiedlung genehmigten Bau⸗ und Siedlungspläne 
maßgebend. 


1 


II. Verpachtung der Stelle. 
3. 


8 x 7 27 2 
ä iſt verpflichtet, dem Siedler die für ihn 
Pente e ne ie teen 
richtungsgegenſtände zu verpa 5 1 
Verpflichtungen gemäß 8 1 nachge Br . a 
Siedler nach Fertigſtellung der Stelle zu . 
d tote Inventar verbleibt im Eigentum 
eh Die Lieferung wird nach 5 pflicht⸗ 
mäßigen Ermeſſen des Trägers ausgefilgek head 
Das Pachtverhältnis kommt durch Ae 59 8 
8 17 8 a Hallen kann 
en 7, und 11 
Es keine vom Träger nur auf 2 8 der 
Paragraphen 553 und 554 des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buches gekündigt werden. 1 
ür die bei der Errichtung der Stelle geleiſtete . 
En De Siedler bei Kündigung des Pachtver⸗ 
hältniſſes keine Entſchädigung verlangen. 


8 4. 

} 3 IR. : : 172 5 

achtzins beträgt für die Zeit vom Bezug de 
See bis zum 31. Dezember 1932 7 
S— RM lacht Reichsmark) und für die Zei ch 
1. Sanuar 1933 bis zur Beendigung des Ya = 
niſſes monatlich 14.— RM (vierzehn 417 0 
Der Pachtzins iſt monatlich im voraus a 1 
erſten fünf Wochentage an den Träger zu en richten. 

Im Pachtzins ſind enthalten: 

1. di ergütung für den Grund und Boden; 

2. die en 5 Koſten für den Aufbau en 
die Einrichtung der Stelle und der anteiligen uf⸗ 
wendungen für die Gemeinſchaftsanlagen; 1 

3. die Betriebs⸗ und Verwaltungskoſten für die 
Stelle. Re 


iedler hat vom Beginn des Pachtverhältniſſes 
an bie Stele guuſchliehlich des Inventars 0 
mäßig zu unterhalten und die erforderlichen an 
ſetzungsarbeiten, eee an den Wohn⸗ und 
Stallbauten ſowie an den Straßen und der Einfrie⸗ 
digung auf ſeine Koſten vorzunehmen. 


Für etwaige Verluſte an lebendem oder totem In⸗ 
ventar hat der Siedler dem Träger Erſatz zu leiſten. 
§ 6. 

Anſprüche in bezug auf den Bau und die Einrichtung 
der Siedlerſtelle ſowie auf einen Anſchluß an das 
Wegenetz und ſonſtige öffentliche Einrichtungen, ins⸗ 
beſondere auch Verkehrsverbeſſerungen, können, ſoweit 
ſie über die vom Reichskommiſſar genehmigten Pläne 
hinausgehen, ſowohl vom Träger als auch vom Sied⸗ 
ler nur mit Zuſtimmung des Reichskommiſſars oder 
der von ihm beauftragten Stelle geltend gemacht 

werden. 8 7 


Der Zuſtimmung des Trägers bedürfen: 

1. bauliche Veränderungen und Erweiterungen, 

2. die Ausübung eines Geſchäfts⸗ oder Gewerbebe⸗ 

triebes in dem Siedlerhaus, 

3. die Unterverpachtung oder Untervermietung. 

Bei Verletzung dieſer Vertragsbeſtimmung kann der 
Träger das Vertragsverhältnis mit ſofortiger Wir⸗ 
kung löſen. 8 

8 


Der Siedler unterwirft ſich für die Bewirtſchaftung 
der Stelle der vom Träger eingerichteten Wirtſchafts⸗ 
beratung. Er iſt verpflichtet, den Anordnungen der 
9 e nachzukommen und die vom Trä⸗ 
Br feſtgelegte Gartenbewirtſchaftungsordnung zu be⸗ 
olgen. 


III. Uebertragung der Stelle in Erbbaurecht. 
9 


Der Träger verpflichtet ſich, dem Siedler auf Antrag 
das Erbbaurecht an der Stelle für die Zeit vom 1. Ja⸗ 
nuar 1936 bis zum 31. Dezember 1977 zu verſchaffen, 
wenn der Siedler die ihm nach dieſem Vertrag oblie⸗ 

enden Verpflichtungen erfüllt und ſeine und ſeiner 
Familienangehörigen Eignung für die ordnungsmäßige 
Bewirtſchaftung der Stelle bewieſen hat, worüber der 
Träger nach billigem Ermeſſen zu entſcheiden hat. 

§ 10. 

Bei der Uebergabe des Erbbaurechts an den Siedler 
ſoll die Stelle mit dem Betrag berechnet werden, der 
vom Träger tatſächlich für Grunderwerb und Ein: 
richtung der Siedlerſtelle und anteilig für die Gemein⸗ 
ſchaftsanlagen einſchließlich des vom Träger feſtzu⸗ 
ſetzenden Wertes der Eigenarbeit der Siedler und 
ihrer e e e aufgewendet worden iſt; 
von dieſem Betrag iſt der Betrag der Eigenarbeit des 
die Stelle übernehmenden Siedlers und ſeiner Fami⸗ 
lienangehörigen abzuziehen. Für den Fall der Aeber⸗ 
tragung der Stelle an einen Dritten wird zugunſten 
des Trägers in dem Vertrag ein Vorkaufsrecht vor⸗ 
behalten werden. En 


Der Träger kann mit Genehmigung des Reichs⸗ 
kommiſſars Ausſchlußfriſten feſtſetzen; wer vor Ablauf 
dieſer i fi von ſeinem Recht keinen Gebrauch macht 
oder die für die Uebertragung vorgeſchriebenen Be⸗ 
dingungen nicht erüllt hat, verliert ſein Aebernahme⸗ 
recht. Beide Vertragsteile ſind dann berechtigt, das 
Pachtverhältnis zum nächſtfolgenden 1. April bezw. 
1. Oktober unter Einhaltung einer vierteljährigen 
Kündigungsfriſt zu kündigen. 

8 12. 

Die Gewährung einer Eutſchädigung für das vom 
Siedler für die Errichtung der Sieblerltelte über feine 
Arbeitsleiſtung hinaus zur Verfügung geſtellte Kapi⸗ 
tal richtet ſich im Falle einer Kündigung dieſes Ver⸗ 
trages nach den Paragraphen 812 ff. des Bürgerlichen 
Geſetzbuches. Der Träger iſt berechtigt, die Zahlung 
dieſes Betrages in fünf Jahresraten zu leiſten, die erſte 
Rate iſt ſpäteſtens drei Monate nach Beendigung 
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Abb. 3 Haustyp! mit Nordfront, daher ſchmal und tief. 


des Vertrages zu zahlen; der Reſtbetrag iſt von dieſem 
Zeitpunkt an mit jährlich 4 % (vier vom Hundert) 
zu verzinſen. Der Siedler verzichtet auf Entſchädi⸗ 
gungsanſprüche für Veränderungen oder Verbeſſerun⸗ 
gen, die er etwa an dem Siedlungshaus vorgenommen 
hat, desgleichen auf Entſchädigungen für Verbeſſerun⸗ 
gen am Grund und Boden und am Viehbeſtand. 

Auch die techniſche Seite des Problems wurde 
immer wieder durchgearbeitet. Gegenüber den 
erſten Verſuchen mit ſteilem Ziegeldach und fla⸗ 
chem Pappdach und der damit unvermeidbaren 
Notwendigkeit bezüglich der Anordnung geneigter 
Wände in den oberen Räumen oder der uner⸗ 
wünſchten Verbindung von Dach und Decke beim 
Pappdach ergaben immer wiederholte ſorgfältige 
Kalkulationen die Möglichkeit, auch die Ober⸗ 
geſchoßwände in normalem Ziegelmauerwerk zu 
errichten und das Ganze mit einem Pfannen⸗ 
Pfalz⸗Ziegeldach abzudecken. Hierdurch wurde er- 
reicht, daß einmal über den Obergeſchoßräumen ein 
kleiner Luftraum vorhanden iſt und ſodann der 
Schornſtein im Anbau, der bei normalem Spitz⸗ 
dachanſchluß meiſtens ſchlecht zieht, innerhalb der 
großen Dachfläche den nötigen Zug erhält. Der 
kleine Vorraum im Anbau, der in den erſten Ent⸗ 
würfen nur als eine Art Flur verwandt werden 
konnte, wird ſo von den Siedlern als Kleinküche 
zum Kochen und Waſchen benutzt und die eigent- 
liche Wohnküche gewinnt im Sommer als reiner 
Wohnraum weſentlich an Wert. 

Für den Geſamtbebauungsplan waren, beſon⸗ 
ders wegen einiger großer Geländefalten mit ge⸗ 
legentlichem Oberflächenwaſſer, Oſt-Weſt⸗Straßen⸗ 
züge das Gegebene. Hieraus ergaben ſich zwanglos 
zwei Haustypen: ein Typ mit ausgeſprochener 
Südentwicklung auf der nördlichen Seite der 
Straße (Typ II), um eine möglichſt große Beſon⸗ 
nungsfläche zu erzielen, und der Typ I mit Nord⸗ 
front an der anderen Straßenſeite, der relativ 
ſchmal und tief angeordnet iſt, um möglichſt viel 
Oſt⸗ und Weſtſonne zu erhalten. Alles Uebrige 


ergibt ſich aus den verſchiedenen Abbildungen, die 
die Entwicklung klar erkennen laſſen. Die De- 
tails ſind ſo einfach wie möglich, aber durchaus 
dauerhaft und haltbar durchgebildet. 

Zu Trägern ſind eine ſtädtiſche Geſellſchaft, die 
Naſſauiſche Heimſtätte und die Gewobag beſtellt. 
Die Geſellſchaften haben ihrerſeits auf Veranlaſ⸗ 
ſung und im Einvernehmen mit der Stadt Bau⸗ 
firmen eingeſchaltet, um auf dieſe Weiſe die praf- 
tiſchen Erfahrungen der Firmen, ſowie die vorhan⸗ 
denen Geräte, Werkzeuge, maſchinellen Anlagen 
uſw. auszunutzen und zu verwenden. Zunächſt 
machte die Durchführung der Maurerarbeiten er- 
hebliche Schwierigkeiten, weil ſich unter den Sied⸗ 
lern ſelbſt ſehr wenig Maurer befanden. Sie ſind 
inzwiſchen durch Helfer und Arbeitsfreiwillige in 
ſtarkem Maße ergänzt und haben überdies ſchon 
viel gelernt, ſodaß die Arbeitsleiſtung von Tag zu 
Tag beſſer wird. Von vornherein war den Träger⸗ 
geſellſchaften die Gewährung einer einfachen Mit⸗ 
tagskoſt, beſtehend aus einer Suppe oder Kaffee 
und Wurſt uſw., im Geſamtwert von etwa 
20 Pfennigen vertraglich auferlegt. 

In dieſem Zuſammenhang noch einige Zahlen. 
Zuſammen mit den 380 Siedlern arbeiten rund 
350 Helfer und Arbeitsfreiwillige. Nach der Zahl 
der Meldungen von Helfern uſw. könnten wir ſehr 
viel mehr Menſchen anſtellen, dies hat jedoch kei⸗ 
nen Zweck, weil eine zu große Zahl von Helfern 
keine Erleichterung, ſondern höchſtens eine Behin⸗ 
derung bedeuten würde. Beſonders ſchwierig iſt 
die Aufgabe inſofern, als die nahe Lage des Main 
zu ſtarkem Wechſel des Grundwaſſerſtandes führt. 
Es ſind daher umfangreiche Meliorationsarbeiten 
notwendig. Dieſe werden von der Selbſthilfe der 
Frankfurter Jugend durchgeführt. Die nötigen 
Ausgaben zur Beſchaffung von Arbeitsanzügen, 
Waſſerſtiefeln ujw. find durch Sammlungen ge— 
deckt, die ein ſchönes Zeugnis für den Frankfurter 
Opferſinn darſtellen. Auch hierbei iſt es erfreu⸗ 
lich, feſtzuſtellen, wie die jugendlichen Arbeitsfrei⸗ 
willigen, die ſich aus ihrer bisherigen kaufmänni⸗ 
ſchen, banktechniſchen oder handwerksmäßigen 
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Abb. 4 Hausiyp Il mit Südfront, daher breit gelagert 
und geringe Tiefe. Haustyp ll ſtark von der Straße zurück⸗ 
geſetzt, um möglichſt große beſonnte Lage zu erzielen. 
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Tätigkeit völlig umſtellen mußten, in dieſer wahr⸗ 
haftig nicht einfachen Arbeit zurechtgefunden 
haben. Sie ſollen außerdem im Herbſt bei der 
Herrichtung und Heritellung weiterer Gärten 
planmäßig umgeſchult werden, um auf dieſe Weiſe 
allmählich zum Siedler entwickelt zu werden. 
Alles in allem: Wir wiſſen beſtimmt, daß noch 
manche Fehlſchläge kommen werden. en 
läßt ſich ſchon jetzt feſtſtellen, wieviel Aufbauwille 
und Lebensenergie wieder geweckt werden kann, 
wenn ſich den Menſchen ein beſcheidenes, ſchweres, 
aber greifbares Ziel eröffnet. And wer, wie zu 
Anfang geſagt, ſieht, wie die erwerbsloſen Klein⸗ 
gärtner aus ihren Gürten das Letzte herausholen, 
der weiß, daß auch die Stadtrandſiedler aus ihren 
Gärten (750-800 am) und den mindeſtens ebenjo 
großen Zulageſtücken ſich mit Energie und a 
keit eine zuſätzliche Lebenserleichterung beſcha 
werden. 2 
Ener zum großen Teile das erreichen, was 
uns als Ziel vorſchwebt: kriſenfeſt zu werden. 1 
950 derartige Siedler haben auf dem Hofg f 
Goldſtein Platz. Gehen wir weiter erg 
die ſtädtiſchen Güter außerhalb des . 
ſo werden wir planmäßig in den nächſten ee 
noch viele hunderte von Stadtrandſiedlern un 55 
bringen können. Sicherlich werden in MT 
Städten die Verhältniſſe ſchwieriger liegen. a 
ein Wille, hat ſich meiſtens auch ein 1 
den. Was iſt's, was uns noch geblieben 1 8 8 
den Menſchen Arbeit und Lebensmut zu ge 1 
Der Grund und Boden! Soll man ihn da, wo 5 
geht, nicht ausnutzen im Sinne des una 
Wertes? Oder ſoll man auch dieſe mit vie 15 
Hoffnungen begonnene Aufgabe „ 15 
der großen Menge der Arbeitsloſen in den = 


Abb. 5 
Modellaufnahme mit Anordnung beider Typenreihen. 


ſtädten etwas Beſſeres zu zeigen, was den Men- 
ſchen aller Berufsſtände die Möglichkeit des Durch⸗ 
haltens in Zeiten größter Not gibt? 


Der letzte Winter war ſehr ernſt und ſchwer. 
Die großen Maſſen der Bevölkerung haben ihn er⸗ 
tragen, weil ſie vielfach nicht an die Schwere und 
Dauer der Kriſis glaubten. Der Glaube an eine 
baldige Beſſerung iſt geſchwunden. Der Ruf nach 
Abhilfe wird immer dringender. Landwirtſchaft⸗ 
liche Vollſiedlung kann den Menſchen in den Groß⸗ 
ſtädten nur in ganz wenigen Fällen helfen. Soll 
man dann, mitten im Aufbau, wieder ein Werk 
zerſchlagen, das in vielen Teilen Deutſchlands für 
Tauſende eine Hoffnung iſt und ſich auch pſfycho⸗ 
logiſch, wie die täglich ſich ſteigernden Meldungen 
beweiſen, immer mehr durchſetzt? Oder wird 
nicht vielmehr die Stadtrandſiedlung erforder⸗ 
lichenfalls weiter auszubauen und nach den ge⸗ 
wonnenen Erfahrungen zu ergänzen ſein? 


Arbeits: und marktpolitiſche Vorausſetzungen der Siedlung 


Von Architekt Dipl.- Ing. Carl Ch. Lörcher, Berlin. 


ill man über die aufſteigenden Probleme der 
an ſprechen, muß man ſehr weit 8 
um der Frage, die heute 5 1 Problemati 

wird, näher zu ko : 

a die vieljeitigen Ueberſchriften zu all nn 
Abhandlungen, die an das Ganze geknüpft wer! 15 
laſſen erkennen, wie ſehr man allein . in 
Frageſtellung abweichen oder ändern ann. . 

Jetzt wird die Autarkiefrage in jeder nur 5 
lichen Umdeutung, je nach der Einſtelung 85 
Frageſtellers, ob Weltwirtſchaftler oder 55 15 
beſtimmungsverfechter, heiß umkämpft, un 1 ht 
bedacht, daß die uns aufgezwungene Autar kr 5 
ſtrebung, d. h. die Selbſtbeſtimmung über 115 55 
Wirtſchaft, von uns garnicht einmal gewo 1 95 
ſondern uns ganz einfach von den „Andern“ dik⸗ 
er Wirtſchaft auf der einen Seite den 
Abſatzmarkt verliert, und wir haben diejen ſogen. 


Weltmarkt bereits verloren, dann muß dieſe Wirt- 
ſchaft, ob ſie will oder nicht, auf der anderen Seite 
einen Erſatz ſuchen, jofern fie nicht aus dem Gleich- 
gewicht kommen will. Unſere Wirtſchaft iſt ſeit 
Jahren vollkommen aus dem Gleichgewicht. Mil⸗ 
lionen Arbeitsloſer ſind der Belege genug, darum 
müſſen wir verſuchen, dieſes verloren gegangene 
Gleichgewicht wieder zu finden. Es will mit 
Sicherheit als richtig erſcheinen, daß wir als Er⸗ 
ſatz den Binnenmarkt aufbauen müſſen, weil uns 
eigentlich garnichts anderes übrig bleibt. Man 
kann alſo nicht mal von Selbſtbeſtimmung ſprechen, 
denn Selbſtbeſtimmung ſetzt einen eigenen Willen 
voraus, dieſen haben wir bislang nicht aufgebracht, 
ſondern uns lediglich treiben laſſen. 

Wenn alſo richtig angenommen werden muß, 
daß wir unſeren inneren Markt pflegen müſſen, 
dann heißt das, dafür beſorgt zu ſein, daß der 
Käufer des Inlands kauft, d. h. daß der Käufer 
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kaufen kann. Soll er das können, dann muß ich 
ihm die Mittel zum Kaufen geben, aber nicht als 
Unterjtügung im Wege der Wohlfahrt, denn dies 
iſt keine Kaufkraft im volkswirtſchaftlichen Sinne, 
ſondern auf dem Wege der Produktion, das iſt 
durch Arbeit. Alſo Arbeitsbeſchaffung, Schaffung 
neuer Werte, die Kaufkraft darſtellen. 

Nun haben wir Millionen von Arbeitskräften 
frei, der Weltmarkt iſt uns aber verſperrt, folglich 
iſt doch die Ueberlegung richtig, dieſe freien Ar⸗ 
beitskräfte da anzuſetzen, wo die Möglichkeit zur 
Erzeugung von gefragten Werten noch gegeben 
iſt. Induſtrieerzeugniſſe will im Ausland niemand 
von uns haben, weil das Ausland ſelbſt genug 
davon erzeugt; Lebensmittel aber füh⸗ 
ren wir für Milliarden ein, alſo 
ſollten wir verſuchen, dieſen Markt 
des Auslandes „Deutſchland“ ſelbſt 
zu erobern, immer natürlich mit dem Be⸗ 
ſtreben, den Andern das zu liefern, was ſie noch 
gutwillig von uns nehmen; wahrſcheinlich im 
Wege der Kontingente. 

Wenn noch eine andere Möglichkeit beſtünde, ſo 
hätte ihn die Induſtrie ſchon ausgenützt. Der 
bisherige Weg der Verſchleuderung iſt ungeſtraft 
nicht lange möglich, denn auch eine Volkswirt⸗ 
ſchaft hält einen Ausverkauf auf die Dauer nicht 
aus. 

Daß mit der Siedlung noch andere Ziele ver⸗ 
bunden ſind, nationalpolitiſche Sicherung des 
Oſtens und dergl. mehr, iſt für uns ſelbſtverſtänd⸗ 
lich, es iſt garnicht nötig, dieſe Punkte alle immer 
mit beſonderer Begründung zu wiederholen. 

Die Bürokratie hat verſucht, dieſe Fragen zu 
löſen, ſie hat uns vorgerechnet, wieviel Stellen 
pro Jahr, und im Laufe der Jahre, und nach dem 
Krieg gemacht worden ſind. Die Zielrichtung 
wurde immer beſprochen, Sicherung und Stärkung 
des Oſtens, die Wege waren aber zum mindeſten 
nicht immer folgerichtig. Vor allem das Sied⸗ 
lungsgeſchäft iſt immer andere Wege gegangen, 
weil das Geſchäft eben den Weg des gering ⸗ 
ten Widerſtandes gehen muß und immer 
gehen wird. 

Die Bürokratie geht den Weg der gering⸗ 
ſten Verantwortung, das liegt in der 
Natur der Dinge, nur iſt damit die Aufgabe 
nicht zu löſen. Die Entwicklung hat 
denjenigen Recht gegeben, die 
ſeit Jahren glaubten, neue Wege 
empfehlen zu müſſen. And trotz aller 
Vorſicht iſt die Entwicklung ſo gegangen, 
daß heute Siedlungen, die noch vor Jahres⸗ 
friſt mit größter Vorſicht und Sorgfalt errechnet 
wurden, belaſtet mit unzähligen Hemmungen, und 
verteuert mit aller Sorgfalt, einfach der Entwick⸗ 
lung nachhinken müſſen, ja heute eine Anmöglich⸗ 
keit in der Koſtengeſtehung darſtellen. 

Jetzt kommt ein Drittes hinzu, die Hypotheken⸗ 
banken und Gläubiger verſuchen, ihre Verluſte 


an gefallenen Bodenwerten durch „Aufteilung“ 
zu retten, indem ſie dieſe auf mehr Schultern zu 
verteilen verſuchen, und glauben ſo eine beſſere 
Sicherung zu finden. Aber dies iſt keine Sied⸗ 
lung mit irgend einer Zielrichtung im volkspoli⸗ 
tiſchen, ja nicht einmal im volkswirtſchaftlichen 
Sinne. Auf dieſem Wege wird die Siedlung ver⸗ 
ſanden, ſich an Teilen erſchöpfen, ohne irgend 
welche Erleichterung im Sinne einer Marktſchaf⸗ 
fung zu bringen. 

Wir reden ſoviel von „Plan“, Landesplanung 
u. dergl.; ſollten aber bedenken, daß die wirtſchaft⸗ 
liche Zielrichtung für jede Planung Vorbedingung 
ſein muß. Wir ſollten daher von „Wirt- 
ſchaftsplanung“ ſprechen. 

Eine Bewegung, die von ſo ungeheurem Zwang 
begleitet iſt, wie die jetzt in Mode gekommene 
Siedlerbewegung, einem Zwang, der übrigens 
vielerorts noch garnicht begriffen worden iſt, ja 
den man einfach nicht ſieht, wird trotz alledem 
weiter in Fluß bleiben und von der Entwicklung 
lebendig gehalten werden. 

Der Begriff Landesplanung iſt aus dem Städte⸗ 
bau, der Städteplanung, hervorgegangen, aus dem 
Zwang, über den dort oft zu eng geſteckten Rah⸗ 
men hinauszugreifen. Alſo eine wirtſchaftliche 
Erwägung. 

Die bisher beſtehenden Landesplanungsver⸗ 
bände ſind aus wirtſchaftlichen Zwangsgründen 
entſtanden, ob mehr aus induſtriellen Gründen, 
it nur ein äußerlicher Unterſchied. Soll die 
Siedlung von größerer volkswirtſchaftlicher, alſo 
vorwiegend marktpolitiſcher Auswirkung kommen, 
dann muß eine Planung der Bewegung im großen 
Rahmen der Wirtſchaft erfolgen. Dies gilt genau 
ſo gut für die volkspolitiſchen Belange wie für 
alle anderen Hoffnungen, die wir an die Beſied⸗ 
lung des Oſtens und anderer menſchenarmer 
Gegenden knüpfen müſſen. 

Heute muß die Induſtrie in die Aufgabe der 
Siedlungsplanung mit einbezogen werden, wenn 
wir unſere Wirtſchaft umbauen wollen — dies müſ⸗ 
ſen wir — und wir die Siedlung als Teil unſerer 
Wirtſchaft begreifen. Eines bedingt heute das 
Andere, und die Abſatz- und Ernährungsfrage 
wird uns auf dieſe einfache Ueberlegung hin⸗ 
führen. 

Die Standortfrage vieler unſerer Induſtrien 
bedarf einer neuen Ueberprüfung. Die Nieder- 
laſſungen werden vielerorts mit der Siedlung 
mitwandern können und der Siedlung einen neuen 
Hintergrund geben, und die volkswirtſchaftliche 
Auswirkung ganz anders geſtalten. 

Es iſt offenkundig, daß unſer Bodenvorrat nicht 
endlos in 60 Morgenſtellen aufgeteilt werden 
kann, und daß bei dieſer „Aufteilung“ die Grenze 
des Teilens ſehr bald erreicht wäre. Die Frage 
„was dann?“ muß geſtellt werden. Nur die Be⸗ 
handlung der Frage in großem Rahmen kann 
Hilfe bringen und Wege zur Löſung aufzeigen. 
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In der praktiſchen Siedlung iſt von ſolchen Ge⸗ 
ſichtspunkten wenig zu merken. Die Stellengröße 
wird nach der Verkaufsgängigkeit ausgelegt. Die 
Einwirkung der Behörden, wenigſtens die frei⸗ 
werdenden Landarbeiter weitgehendst mit 20 Mor⸗ 
genſtellen (Ackernahrungen) zu verſehen, findet 
wenig Gegenliebe. Das iſt ganz klar. Solange 
man nach rein privatwirtſchaftlichen Geſichts⸗ 
punkten „aufteilt“, kann es nicht anders ſein. 
Dabei ſollten wir die Pferdehaltung in der klein⸗ 
bäuerlichen Stelle — damit wird die 60 Morgen⸗ 
ſtelle immer begründet — nicht vom privatwirt⸗ 
ſchaftlichen Standpunkt des einzelnen Siedlers 
aus betrachten, ſondern volkswirtſchaftlich bes 
denken, daß in der Vielzahl dieſer Einrichtungen 
recht erhebliche volkswirtſchaftliche Verluſte liegen, 
die ſofort greifbar werden, wenn wir wiſſen, daß 
2 Pferde den Ertrag von 6 bis 8 Morgen auffreſſen, 
und auch ſonſt eine koſtſpielige Einrichtung dar⸗ 
ſtellen. Damit iſt nicht geſagt, daß nicht gewiſſe 
Fälle die Pferdehaltung rechtfertigen, aber Be 
Für für erweiterte Kuhbeſpannung iſt ſo ſtark, 
daß gefordert werden muß, hier erneute Ueber⸗ 

rü orzunehmen. . 

l 5 455 5 Siedlungsmöglichleiten immer 
für ſehr beſchränkt erklärt, und dies mit Boden⸗ 
mangel begründet, dann ſollte man ſich wenigſtens 
bemühen, Wege zu empfehlen, die auch in dieſer 
Hinſicht Abhilfe bringen können. Der Troſt, die 
Kriſe muß ſich wenden, verfängt nicht mehr. 

Dieſe Ausführungen waren nötig, um darzutun, 
wie weit die Entwicklung in der Siedlung gediehen 
iſt, und wieweit wir auch hier von einer re 
ſchaftsplanung, auch nur in der Idee, entfernt ſin ? 
Dabei jollte man meinen, daß heute planmäßiges 
Vorgehen in dieſen Fragen ebenſo notwendig ſei, 
wie im Gebiete des Städtebaues. Siedlung it 
erweiterter Städtebau, erweiterte Wirtſchafts⸗ 
planung, ſofern man Städtebau als eine in erſter 
Linie wirtſchaftlich gerichtete Maßnahme anzu⸗ 
ſehen geneigt iſt, und nicht glauben machen will, 
Städtebau ſei eine Baufrage mit künſtleriſchen 
Tendenzen, was er zugleich auch iſt, aber nur als 
ſelbſtverſtändliche Begleiterſcheinung. And nun 
zeigt ſich das Merkwürdige für den Städtebau, 
daß hier neue Geſichtspunkte auftreten, ſtadt⸗ 
bildende Faktoren, neuer, von uns bisher nicht 
beachteter Auswirkung, nämlich, die u 
kung verſtärkter ländlicher Sied⸗ 
lung auf die Entwicklung der Pro- 
vinzſtädte, und damit wieder um⸗ 
gekehrt auf die Abſatzfrage der 
ländlichen Erzeugniſſe⸗ Dieſe Wech⸗ 
ſelwirkung zu höchſtmöglicher Ent- 
faltung zu bringen, bezw. vorzubereiten, 
das iſt die Aufgabe der Wirtſchaftsplanung, 
oder der Siedlungsplanung, gedacht im Rahmen 
einer Provinz oder größerer oder kleinerer Aus⸗ 
ſchnitte. a 
Mr liegt mir hier nicht daran, mit ſtatiſtiſchen 


Zahlenreihen aufzuwarten, ich überlaſſe das 
andern dazu Berufenen. 
Die Entwicklung vorhandener Kerne, Klein- 


ſtädte, Landſtädte, wird mehr in den Vordergrund 
treten müſſen. Weniger ſcheint mir der Gedanke 
an die Gründung neuer Städte angebracht zu ſein, 
da wir uns in Deutſchland ja nicht auf Neuland 
befinden, ſondern überall bereits fertige „Sied— 
lungen“, Zellen, Stadtkerne vorfinden, die auch 
unter den heutigen Verhältniſſen günſtige Anſatz⸗ 
punkte für die Weiterentwicklung bieten können. 

Meiſt iſt Eiſenbahn bereits da, oder in der 
Nähe, ein ausgebautes Straßennetz beſtimmt, oft 
auch Waſſerleitung, dies wohl immer. Kanali⸗ 
ſation iſt nicht unbedingt erforderlich, zumal wir 
auch hier zu anderen Löſungen kommen werden 
und müſſen. Vom „Wegſpülen“ zur Umwertung. 
Eine ſolche Weiterentwicklung beſtehender Zellen 
iſt beſtimmt billiger als Neuanlagen. 

Betrachtet man ſich die Neuanlage einer Stadt 
mit etwa 20 000 Einwohnern mit allem Zubehör, 
und errechnet an einem ſolchen Beiſpiel die Koſten, 
dann wird ohne weiteres einleuchten, daß wir 
heute garnicht in der Lage ſind, uns auf Neugrün⸗ 
dungen einzulaſſen. 

Für das Projekt einer „Groß⸗Siedlung“ haben 
Architekt Paulſen und Dipl.-Ing. Kolshorn und 
ich ſ.Zt. die Koſten ermittelt. Auch hierbei hatten 
wir uns an einen bereits beſtehenden Eiſenbahn⸗ 
haltepunkt angelehnt, Kanaliſation, Waſſerverſor— 
gung, elektr. Licht und Gasverſorgung, Telephon 
und Fernheizung und alle „Kultur“ des 20. Jahr⸗ 
hunderts war vorgeſehen. Sparſamſtes Straßen- 
netz, die Hauptſtraßen in üblicher Art, alle Wohn⸗ 
ſtraßen in ſparſamſter Ausſtattung, immerhin be⸗ 
feſtigte Fahrbahn, Bordſteine und befeſtigten Bür⸗ 
gerſteig, Straßenbeleuchtung und Baumbepflan⸗ 
zung, uſw. Die ſtädtiſche Verwaltung ganz ein⸗ 
fach zuſammengefaßt, Verſorgungseinrichtungen, 
Kaufläden uſw. genau auf ihre Notwendigkeit 
unterſucht und Apotheken, Tabakſtellen, Zeitungs⸗ 
ſtände, Muſikalienläden, Poſt, Bank u. dergl., kurz 
alles rationell, planmäßig ausgewogen und ver- 
teilt. Die Wohnungen für 18 000 Menſchen teils 
im Flachbau, den kleineren Teil in 2⸗ bis 3⸗ge⸗ 
ſchöſſigen Häuſern untergebracht, Garagen, Schu⸗ 
len, Sportanlagen und Spielplätze, dazu Kranken⸗ 
haus uſw., alles was eben zur Stadt gehört, jedoch 
ohne Luxus, denn es ſollte ja eine Siedlung wer⸗ 
den für Menſchen, die bereits näher an die Natur 
heranrücken wollten. 

Dieſe Ausführung, in der, was bejonders her— 
vorzuheben iſt, alles „nach Maß“ gearbeitet wer- 
den ſollte, um unnötige Inveſtierungen in zuviel 
„Zukunftshoffnungen“ auf „Zuwachs“ zu ver⸗ 
meiden, hätte immerhin die Kleinigkeit von 
106 Millionen Mark erfordert. 

Setzen wir die inzwiſchen eingetretenen Preis⸗ 
ſenkungen ab, laſſen wir die Fernheizung fallen, 
auch die Erbauung einer eigenen elektriſchen 
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Zentrale, und wir werden bei der runden Summe 
von 80 Millionen ankommen. Wer ſoll dieſe Be⸗ 
träge aufbringen? Wer verzinſen? 

Die Fragen ſind müßig. So darf die Wirt⸗ 
ſchaftsplanung nicht ausſehen, daß fie luſtig drauf⸗ 
los plant, ſondern ſie wird die wirtſchaft⸗ 
liche Seite der Aufgabe im Auge 
haben müjjen. Das Geld wollen wir Ar⸗ 
chitekten dann hinterher ſchon friſch und fröhlich 
verbauen, darum braucht keine Sorge zu beſtehen. 
Die privatwirtſchaftliche Seite der Rechnung kann 
nicht intereſſieren, weil ja alles letzten Endes zu 
Laſten der geſamten Volkswirtſchaft geht. Darum 
iſt es Pflicht, nur von dieſer Warte aus an die 
Dinge heranzugehen. 

Dieſes Projekt, das unter dem Namen „Groß⸗ 
Siedlung“ unrühmlich auffiel, teils Abneigung 
begegnete, bei anderen Hoffnungen erregte, und 
bei wieder anderen als utopiſch Ablehnung er⸗ 
fuhr, war gar nicht ſo utopiſch, ſofern man an 
die wirtſchaftliche Idee der Sache herantritt. Der 
Verlauf hat nicht etwa den Gegnern Recht gege- 
ben, ſondern hat lediglich gezeigt, daß Spekulation 
und ſonſtige Geſchmacksfragen eine im Grunde 
richtige Idee in Mißkredit bringen können. Sonſt 
war die Idee ganz einfach planmäßiger Aufbau 
einer Stadt, mit allen Einzelheiten, nach Maß, 
d. h. nach einer überlegten, in unſerem Sinn 
richtig vorbereiteten Aufbauidee, und das iſt hier 
genau dasſelbe, wie Wirtſchaftsplanung. 

Die Beſtrebung, in der Siedlung zu ſparen, gilt 
ſelbſtverſtändlich nur noch in verſtärktem Maße, 
auch für den Städtebau. In der ländlichen Sied⸗ 
lung ſind die Bauten immerhin noch als unmittel⸗ 
bar im Dienſte der Erzeugung ſtehend anzuſehen, 
während das im Stadtbau nicht mehr jo unein⸗ 
geſchränkt geſagt werden kann. 

Wer eine ſtädtiſche Siedlung der Nachkriegs⸗ 
jahre durchwandert mit Augen für dieſe Dinge, 
dem drängen ſich ganz merkwürdige Vergleiche 
auf. 

In der ſtädtiſchen Anlage, jetzt abgeſehen von 
allen Dingen in der Wohnung ſelbſt, Bürgerſteige, 
Straßen uſw. uſw. von einer Pracht und von 
einem Aufwand, ſowohl bezügl. der Ausführung 
wie der Abmeſſungen, großartig. Und in der 
ländlichen Siedlung? 

Wieder abgeſehen von allen Dingen der Woh— 
nung, Wege, daß es einen Hund jammert, von 
Straßen kann vielfach nicht geſprochen werden. 
Würden die armen Zugtiere ſprechen können, ſie 
würden eine Klage von unerhörter Bitterkeit 
vorzubringen haben, und mit Recht. Nicht ein⸗ 
mal die notdürftigſte Befeſtigung, und auf dieſen 
grundloſen „Wegen“ müſſen Laſten bei jedem 
Wetter geſchleppt werden, weil kein Geld da iſt, 
um eine dringende Notwendigkeit zu befriedigen. 
Was iſt das für ein Mißverhältnis, was iſt da 
noch Sinn? Mit welcher Ueberlegung und nach 
welcher Vernunft wird da gehandelt? 


Wo ſind die Gedanken der Wirtſchaftsplanung? 
Wo iſt hier die regionale Wirtſchaftsplanung, 
wenn von regionalen Wirtſchaftsplänen gejpro- 
chen wird, wo waren die Verfechter von Wirt- 
ſchaftsideen und der Rationaliſierung? Wollte 
man all dieſe Fragen näher betrachten, könnte 
man nur in einer rieſenhaften Anklage enden. 

Welcher widerliche Streit wurde geführt um die 
Verteilung der aufkommenden Mittel? Allein 
dieſe Vorgänge würden genügen, die Planloſig⸗ 
keit unſerer Maßnahmen zu erweiſen und die 
Notwendigkeit künftiger Wirtſchaftsplanung dar⸗ 
tun. 

Städtebauer „künftiger Betätigung“ ſollten im⸗ 
mer auch daran denken, und im Rahmen unſerer 
Volkswirtſchaft rechnen und nicht nur 
ſtadtwirtſchaftlich, die Stadt als los⸗ 
gelöſtes Herzogtum betrachtet, planen. Es ſind ſchon 
Städtebauer da, die ſolche Einſehen bekunden, 
wenns auch ein bißchen ſpät iſt. Die Abhand⸗ 
lungen im März⸗ und Maiheft dieſer Zeitſchrift 
zeugen davon. 

Schon höre ich den Einwurf der „Stadtgegner⸗ 
ſchaft“. Wie wärs denn mit dem Beweis der 
Landgegnerſchaft für die andere Seite? Darum 
zu ſtreiten iſt müßig, die Folgerungen für die Zu⸗ 
kunft ſind wichtiger. 

Das wäre dann alſo „Die Wende im Städte- 
bau“, und dieſe iſt nötig. Daß ſie beſonders gut 
vorbereitet ſei, möchte ich bezweifeln, die geiſtige 
„Auflockerung“ iſt noch nicht ſoweit gediehen, daß 
alle Stellen gewillt ſind, alle Fragen zuerſt als 
Fragen der Geſamtheit, des Geſamtwohls anzu⸗ 
ſehen. Man komme in die praktiſche Tätigkeit und 
wird erſtaunt ſein über die Berge von Bedenken 
und Hemmungen jeglicher Art. 

Und nochmal, wenn jetzt die Zeit für reif er⸗ 
achtet wird, für grudlegende Neuordnung, dann 
darf dazu mit größtem Nachdruck geſagt werden, 
wo waren die Taten, die ſeit Jahren zu dieſer 
Neuordnung hätten führen können? 

Die große Gefahr, daß die kommende Struktur⸗ 
wandlung in unſerem wirtſchaftlichen Aufbau 
wieder ſtadtmäßig geſehen wird, und in den an⸗ 
gedeuteten regionalen Wirtſchaftsplänen vorwie⸗ 
gend ſtädtiſcher Gedankengänge verwirklicht werden 
ſollen, beſteht unvermindert. 

Darum dürfte zu empfehlen ſein, erſt die ar⸗ 
beitsmarktlichen Vorausſetzungen 
zu klären, und dann die marktpoli⸗ 
tiſchen Folgerungen zu ziehen. Es 
ſtehen uns hierzu nicht ſehr viele Kundige zur 
Verfügung, und dieſe Wenigen zählen noch nicht 
zu den „Prominenten“, umſomehr iſt darauf zu 
achten, daß der „Geeignete“ und nicht wieder der 
„Prominente“ an die Reihe kommt. 

Das „Ketzeriſche“ dieſes Gedankens iſt nur 
äußerlich. Es gibt bereits viele Ueberzeugte, die 
dieſe Anſicht im Innern teilen, nur das Aus⸗ 
ſprechen iſt ein bißchen peinlich. 
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Eine ſolche Anterſuchung jagt folgendes: „Der 
vielſeitig industrielle und landwirtſchaftlich bäuer⸗ 
liche Bezirk, wir können auch ſagen: ein landwirt⸗ 
ſchaftlicher, mit vielſeitiger Induſtrie durchſetzter 
Bezirk, iſt vom Standpunkte des Arbeitsmarktes 
am wenigſten gefährdet, und am geſündeſten, wenn 
es ſich um eine bäuerliche Landwirtſchaft handelt. 
Sie wird auch als das Ziel der Amſiedlung von 
Menſchen und von Induſtrien erſtrebt. Die Le⸗ 
benshaltung iſt in diejen Bezirken meiſt einfach, 
aber ſolide fundiert. Die Arbeitsmarktverhält⸗ 
niſſe find beſonders dann günſtig, wenn die Land⸗ 
wirtſchaft ihre Erzeugniſſe innerhalb des Bezirkes 
in der Stadt abſetzt und andererſeits das Heinz 
und mittelbetrieblich organifierte Gewerbe für die 
umliegende Landwirtſchaft arbeitet. Kurz, wenn 
ein gewiſſes Maß von regionaler Autarkie vor⸗ 
herrſcht, und wenn andererſeits die induſtrielle 
Bevölkerung noch eine Verbindung mit dem Bo⸗ 
den hat.“ 4 

Der agrariſche Bezirk, mit vorwiegend Groß⸗ 
betrieb, iſt arbeitsmarktlich nicht günſtig, das zeigt 
die große Arbeitsloſigkeit im Oſten. Die ſtädti⸗ 
ſchen Erwerbstätigen, die vorwiegend für den Be⸗ 
darf der umliegenden Großlandwirtſchaft arbeiten, 
werden bei einer Agrarkriſe ſehr ſtark durch den 
Kaufkraftausfall der Landwirtſchaft betroffen, 
das bedeutet ſtädtiſche Arbeitsloſigkeit. 

Die Landarbeiter werden durch Extenſivierung 
und durch Mechaniſierung der Betriebe in immer 
ſtärkerem Maße freigeſetzt, man ſtellt den größten 
Teil nur noch während der „Saiſon“ ein, das be⸗ 
deutet ſtarke ländliche Arbeitsloſigkeit. Dieſe Ge⸗ 
biete kommen für die bäuerliche Siedlung am 
meiſten in Betracht, mit nebenberuflichen Stellen 
durchſetzt. Dabei gilt es aber nicht, Güter in 
60 Morgenſtellen aufzuteilen, ſondern wirtſchaft⸗ 
lich tragfähige Wirtſchaftseinheiten in einem ſich 
in ſeinen Teilen ergänzenden Wirtſchaftsorganis⸗ 
mus zu ſchaffen. Dies iſt der Sinn der „Wirt⸗ 
ſchaftsſtedlung“, wie er in dieſer Zeitſchrift ſchon 
mehrfach herausgehoben iſt. 


Damit ſind auch die Markt⸗ und Abſatzfragen 


berührt, in deren Dienſt die Siedlung ſtehen 
ſoll, wie umgekehrt die Ziele des Umbaues unſerer 
Wirtſchaft, wozu wir eines der Mittel in der Be- 
ſiedlung unſeres Landes ſehen. Man kann die 
Fragen nicht trennen, ſie müſſen im Zuſammen⸗ 
hang geſehen werden. 

Die finanzielle Auswirkung des Abſatzes der 
einzelnen Siedlerſtelle auf den Markt, oder um⸗ 
gekehrt die daraus ſich ergebende Kaufkraft und 
damit wieder Marktbelebung, die vom einzelnen 
Siedler ausgehen kann und wird, läßt ſich nur 
aus der Erfahrung heraus beurteilen. Die Zahlen 
ſind relativ und werden dies bleiben, je nach der 
Lebenshaltung der einzelnen Bezirke, wie auch der 
einzelnen Familien, ob dieſe mehr oder weniger 
anſpruchsvoll ſind. 

Ob dies heute mit Zahlen belegt wird oder nicht, 
beſagt garnichts. Daß eine Belebung eintritt, 
wenn eine Vielheit erzeugend tätig iſt und Werte 
ſchafft, und dafür ihrerſeits wieder einen Bedarf 
anmeldet, iſt klar und an Einzelbeiſpielen für 
Unbelehrbare auch bewieſen. Nehmen wir einen 
Durchſchnittsbedarf von RM 750,— pro Siedler- 
familie an, kleinbäuerlicher Betriebsart, ſo wird 
vielen der Betrag als zu niedrig, anderen wieder 
als unmöglich hoch erſcheinen, dann erſehen wir 
bereits hier, wie müßig es im allgemeinen iſt, 
mit Zahlen zu kommen. Ich habe aus ſehr vielen 
Gegenden und daraus wieder vielen Einzelnotie⸗ 
rungen, und auf Grund meiner Eigenkenntniſſe 
dieſer Verhältniſſe, die ganz vorſichtige Summe 
von RM 750, — ermitteln können, und weiß ab⸗ 
ſolut ſicher, daß ſie eher zu niedrig als zu hoch iſt. 

Die daraus zu errechnende und vielleicht zu er⸗ 
wartende Endſumme iſt ebenfalls wieder relativ, 
weil der Glaube an ein Ergebnis der Siedlung 
wieder abhängig iſt von der Einſtellung und 
dem Glauben an die Zukunft und zukünftige Ent⸗ 
wicklung unſeres Volkes überhaupt. Der Welt⸗ 
wirtſchaftler wird behaupten, daß es jo nicht geht, 
und der Fanatiker der anderen Seite wird finden, 
daß meine Hoffnung auf die Dinge noch garnichts 
ſind. 


Gemüſebau und Markt in Hamburg als Siedlungsproblem 


Von Vegierungsbaumeiſter a. D. 


Hamburg verfügt über einen verhältnismäßig 
gut organiſierten eigenen Gemüſebau und eine 
entſprechende Marktorganiſation. Bei der folgen- 
den Betrachtung müſſen wir uns nun allerdings 
vor Augen halten, daß es ſich hierbei um etwas 
hiſtoriſch Gewordenes handelt, einen Organismus 
alſo, der ſich aus den Bindungen hiſtoriſchen Wer⸗ 
dens noch nicht hat löſen können und infolgedeſſen 
in gewiſſen Einzelheiten noch Züge eines wirt⸗ 
schaftlichen Konſervativismus zeigt, der eine volle 
Auswertung der Produktionsgrundlage nicht zu⸗ 
läßt. Es iſt aus dieſem Grunde vor Betrachtung 


Erich Stürzenacker, Hamburg. 


der Gegenwartsprobleme ſicher intereſſant, einen 
Blick auf das geſchichtliche Werden der Hamburger 
Fruchtlandſchaften zu werfen. 

Die weſentlichen hamburgiſchen Verſorgungs— 
gebiete ſind die Vierlande, die Marſchen und das 
nordöſtlich gelegene Bramfeld-Farmſener Gebiet 
wobei das letztere das jüngſte und geſchichtlich 
unintereſſanteſte iſt. Dagegen haben die Vierlande 
und die Marſchen eine große Vergangenheit und 
ſtehen infolge ihrer bis ins Mittelalter zurück⸗ 
reichenden Zugehörigkeit zu Hamburg in organi⸗ 
ſcher Beziehung zu Hamburg ſelbſt. 
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Die Vierlande, deren Geſchichte vor allem ziem- 
lich genau erforſcht iſt, umfaſſen die vier urſprüng⸗ 
lich zu Bergedorf gehörigen Landſchaften Alten⸗ 
gamme, Neuengamme, Kurslack und Kirchwärder. 
Die anderen auf dem beigegebenen Plan verzeich⸗ 
neten Landſchaften gehören zur Marſch. Sie 
werden durch die Bille und verſchiedene Elbarme 
umfaßt und gegliedert. Eine intenſive und riſiko⸗ 
loſe Kultur war auf dieſen Gebieten erſt nach Ein⸗ 
deichung möglich. Wann dieſe erfolgt iſt, kann 
nicht mehr genau feſtgeſtellt werden, ſicher vor 
dem 12. Jahrhundert. Damit war eine Grundlage 
für eine immer intenſivere Beſiedlung vorhanden, 
die ſich auch langſam und ſtetig entwickelte. Die 
völkiſche Abſtammung der Siedler iſt nicht geklärt; 
unzweifelhaft ſind es niederſächſiſche und hollän⸗ 
diſche Anteile, doch iſt nicht zu erkennen, wie ſie 
ſich verteilen. Die urſprüngliche Landnutzung war 
rein landwirtſchaftlich, ſoweit es ſich um die großen 
Bauernſtellen handelte. Gemüſebau wurde nur 
von Kleinbauern, den ſogenannten Grünhöckern, 
getrieben, die ſchon recht frühzeitig zu einer weit⸗ 
vorgeſchrittenen Bodenkultur gelangten und in 
der Hauptſache die Belieferung des Hamburger 
Marktes übernahmen. Neben der Gemüſezucht 
(oder mit ihr vermiſcht) wurde Obſtbau getrieben. 
Die Ergebniſſe waren ſchon frühzeitig recht beacht⸗ 
lich. So ergibt ſich aus Marktberichten, daß Ende 
des 18. Jahrhunderts der Umſatz allein in Erd⸗ 
beeren jährlich ſich auf 30—40 000 Thaler belief. 

Mit der Entwicklung des Welthandels wurde 
auch in den Vierlanden und im Marſchland eine 
Umſtellung zwangsläufig herbeigeführt. Auch 
die Großbauern ſahen ſich gezwungen, um der 
Konkurrenz des amerikaniſchen Getreides nicht zu 
erliegen, ſich der rentableren Gemüſezucht zuzu⸗ 
wenden. So entwickelt ſich ſeit etwa den 89 er 
Jahren des vorigen Jahrhunderts eine ſowohl 
räumlich wie auch techniſch fortſchreitende Inten- 
ſivierung der Bodenbearbeitung, die der Frucht- 
landſchaft teilweiſe ein faſt holländiſches Gepräge 
gibt. Als Norm bildet ſich eine Bebauung und 
Bodenkultur folgender Staffelung aus: Hinter 
dem Deich und der Straße ſteht zunächſt das Haus 
(die Lage unmittelbar am Deich iſt wegen der 
Verſchiffung der Produkte nach Hamburg nötig), 
hinter dem Haus kommt zunächſt der Hausgarten, 
dann der Erwerbsgarten und hieran anſchließend 
der landwirtſchaftlich genutzte Boden. Die gärt— 
neriſche Nutzung ſchreitet auf Koſten der Land: 
wirtſchaft immer weiter vor, und es iſt aus dem 
anl. Lageplan zu erkennen, daß einzelne Hofbe⸗ 
ſitzer die gärtneriſche Kulturfläche ſchon ſehr weit 
vorgetrieben haben. 

In den letzten Jahren, beſonders nach der In- 
flation, hat man ſich ſehr bemüht, den Bedürfniſſen 
des Marktes hinſichtlich frühzeitiger Belieferung 
gerecht zu werden. Das holländiſche und italie— 
niſche Gemüſe kommt ſchon im März und April 
friſch auf den Markt; hierauf muß der deutſche 


Gemüſebau Rückſicht nehmen. In den Vierlanden 
und in der Marſch iſt infolgedeſſen die unter Glas 
geſetzte Fläche ſeit der Inflation nahezu verdrei⸗ 
facht worden, ſodaß ſie heute ungefähr 600 000 qm 
betragen dürfte. In den Vierlanden find 1,6 % 
und im Marſchland 0,81 % (18,6 ha) der gärtne⸗ 
riſch genutzten Fläche unter Glas geſetzt. Auch 
durch Beheizung werden höhere Nutzungen ange- 
ſtrebt; gegenwärtig werden Verſuche gemacht, 
höhere Erträge durch Gas-Bodenbeheizung zu er⸗ 
zielen, nachdem ſich erwieſen hat, daß elektriſche 
Beheizung wegen der zu hohen Anlagekoſten ſich 
nicht rentieren kann; die Gasbeheizung würde bei 
Lieferung des obm zu 5 Rpf rentabel zu geſtalten 
ſein, während die Gaswerke vor der Hand noch 
nicht unter 5,5 Rpf heruntergehen wollen. 

Trotz der großen Aufnahmefähigkeit des Ham⸗ 
burger Marktes und trotz genauer Kenntnis der 
Anforderungen des Konſumenten hat ſich in den 
Vierlanden keine einheitlich organiſierte Gemüſe⸗ 
und Obſtwirtſchaft entwickeln können. Immerhin 
haben ſich einzelne Zentren für den Anbau be— 
ſtimmter Erzeugniſſe herausgebildet, aber nur in 
dem Sinn, daß dort dieſe Erzeugniſſe eben vor⸗ 
herrſchen, nicht aber ausſchließlich und ſyſtematiſch 
gepflegt und weiterentwickelt werden, wie dies der 
heutige Markt unbedingt verlangt. So wird vor⸗ 
zugsweiſe getrieben: in Neuengamme, Alten⸗ 
gamme und Kurslack Blumenzucht (Maiblume⸗ 
Export der Keimlinge) und in Kirchwärder Obſt⸗ 
bau, vor allen Dingen Erdbeerbau. Die Anzucht 
mehrerer Fruchtfolgen iſt bei der vorzugsweiſen 
Zucht perennierender Pflanzen in vielen Teilen 
ausgeſchloſſen; trotzdem gibt es in den Gemüſe⸗ 
gebieten Siedler, die es bis zu drei und vier 
Fruchtfolgen jährlich bringen, und da iſt es dann 
möglich, daß eine Familie ihren vollen Erwerb 
auf Parzellen von wenig mehr als zwei Morgen 
findet. 

Die Zucht von Baumobſt wird daneben auch be- 
trieben. Nach der Zählung von 1900 waren z. B 
vorhanden: 

41000 Apfelbäume, 

26 700 Birnbäume, 

46 000 Zwetſchgenbäume, 

14 200 Pflaumenbäume, 

14 600 Kirſchbäume. 
Aber dieſe Obſtkulturen ſpielen eine untergeord⸗ 
nete Rolle, weil keine großen Sorten gezogen wer⸗ 
den und weil in dem weiter elbabwärts auf dem 
linken Ufer gelegenen Alten Land derartige ein⸗ 
heitliche Kulturen beſtehen, die viel leiſtungs⸗ 
fähiger ſind. 

Weiter iſt noch eine Trennung der Kulturen 
zwiſchen der hamburgiſchen Marſch und den Vier⸗ 
landen inſofern vorhanden, als in der Marſch, 
vorzüglich in Ochſenwärder die ſämtlichen Kohl⸗ 
ſorten (Erbſen, Bohnen, Gurken, Spinat, Salate, 
Sellerie, Wurzeln) gezüchtet werden, während die 
Vierlande dieſe vernachläſſigt und mehr Erd» 
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Hamburger Marſchgebiet „Vierlande“ 
5500 ha Land 1800 ha Gartenſiedlung 


3000 Siedler 
beeren, Rhabarber, Tomaten und Frühkartoffeln 
zieht. Spargel wird wenig gezogen, den bringen 
andere Gebiete auf den Markt. Frühkartoffeln 
kommen ſchon Ende Mai, Anfang Juni auf den 
Markt und zwar wird dies ſeit einigen Jahrzehn⸗ 
ten dadurch erreicht, daß man ſie vor dem Legen 
vorkeimen läßt. Auf die gleiche Weiſe wird eine 
frühe Erbſenernte ermöglicht. 7 

Die Vierlande liefern nun nicht allein für den 
Hamburger Markt, ſondern auch für andere Ab⸗ 
ſatzgebiete. Daß dieſe Zerſplitterung un rationell 
iſt, erweiſt die Betrachtung der folgenden Tabelle, 
welche die Belieferung des Hamburger Marktes 
in den letzten drei Jahren behandelt: 


Obſt Gemüſe Kartoffeln 
Inland Ausld. Inland Ausld. Inland] Ausld. 


1929| 40 800 30 750|85 200 28 600} 29 670| 7 425 Tonnen 
1930 | 35 40027 000] 90 700 26 500] 27 300| 2 000 Tonnen 
1931 | 44 500 38 000] 92 000 30 600] 29 100| 4 800 Tonnen 


Hieraus ergibt jih nämlich, daß der Import⸗ 
anteil in vielen Erzeugniſſen durchſchnittlich 1931 
noch zwiſchen 25 und 40 % des Geſamtverbrau⸗ 
ches ausmachte, während ein Teil der eigenen Er⸗ 
zeugung nach auswärts ging. Zweifellos iſt eine 
ſolche Regelung unter dem Geſichtspunkt der 
Transportwirtſchaft nicht gutzuheißen. Gewiß iſt 
zuzugeben, daß gerade beim Obſtimport die Ab⸗ 
baumöglichkeiten nicht ſo große ſein werden wie 
beim Gemüſeimport etwa, weil wir eine Reihe 
von Obſtſorten eben nicht im Lande ziehen können; 
beſtimmt würde aber ſchon viel gewonnen werden 
können, wenn eine methodiſche Züchtung und Sor⸗ 
tierung (z. B. keine Spiegelpackung) einheitlicher 
Apfelſorten es ſich zum Ziel ſetzen würde, den kali⸗ 
forniſchen Import zu verdrängen. Das ſetzt aber 
voraus, daß nicht jeder Siedler nach ſeinem eige⸗ 
nen Kopf zu züchten beginnt, ſondern daß ein ganz 
zes Gebiet ſich unter Leitung eines Spezialfach⸗ 
mannes auf die Kultur einer einzigen Sorte jpe= 
zialiſiert und dieſe Kultur nach den Anweiſungen 
eben dieſes Spezialiſten betreibt. Die ganze Ren⸗ 
tabilität hängt hierbei oft allein von der richtigen 
Wahl des Baumabſtandes und der Anordnung 
der Unterfulturen ab, denn Obſt allein macht eine 
Siedlung nicht exiſtenzfähig. Ein Beiſpiel für die 
Vorzüge eines einheitlichen Produktes iſt das 
Apfelbaugebiet bei Ravensburg am Bodenſee, wo 
entgegen der Beſtellung der Pflanzer nur eine 
Sorte von Apfelbäumen geliefert wurde; dieſem 
Verſehen aber verdankt jenes Anbaugebiet ſeinen 
wirtſchaftlichen Vorſprung in Deutſchland. 

Aber auf dieſem Gebiet liegen die Dinge in den 
Vierlanden ebenſo wie ſonſt in Deutſchland ſehr 
im Argen. Es baut jeder ſeinen Garten, wie er 
es für gut hält, und baut alles durcheinander, 
denn der Vierländer iſt ſo konſervativ, daß er 
ſeine Ware ſelbſt zum Markt bringt aus der Er⸗ 
wägung heraus, daß die Geſchicklichkeit des Ver⸗ 
käufers oft für den Umſatz weſentlicher iſt als die 
Güte der Ware. Lediglich für den allgemeinen 
Markt iſt eine Genoſſenſchaft gebildet, deren Or⸗ 
ganiſation ſich an holländiſche Vorbilder anlehnt, 
aber ſie lange nicht erreicht. Gerade ſeiner ſtraf⸗ 
fen Organiſation aber verdankt der holländiſche 
Gemüſebau ſeine Vormachtſtellung in der Welt 
und nicht zuletzt auch in Deutſchland. 

Es iſt nun aber bemerkenswert, daß der deutſche 
Gemüſebauer eben mangels einer ſtraffen Zuſam⸗ 
menfaſſung nicht in der Lage war, bei der Regie⸗ 
rung Schutzmaßnahmen für den deutſchen Gemüſe⸗ 
bau durchzuſetzen. Die ganzen Rationaliſierungs⸗ 
maßnahmen, die mit großen Kapitalinveſtionen 
verbunden waren und auch den Vierländer Ge— 
müſebau erheblich hypothekariſch belaſtet haben, 
hatten nun nicht etwa die Wirkung, das auslän⸗ 
diſche Frühgemüſe vom deutſchen Markt zu ver- 
drängen, ſondern fie bewirkten, daß die deutjche 
Ware neben der ausländiſchen nur den Preis⸗ 
druck verſchärfte; dabei iſt auf keinem Gebiet der 
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deutſchen Wirtſchaft Rationaliſierung berechtigter 
als auf dem Gebiet des Gemüſebaues, wo wirklich 
noch die Möglichkeit vorliegt, große Geldwerte 
für Deutſchland zu erhalten. Weiter verſchärft 
wird die Lage natürlich noch dadurch, daß die auf⸗ 
genommenen Gelder hoch verzinslich ſind, die Bau⸗ 
materialien weſentlich teurer eingekauft wurden, 
als dies heute möglich wäre, alles Faktoren, die 
eine geſunde Wirtſchaft bei den heute im Vorder— 
grund ſtehenden Preisbildungsfaktoren ſehr in 
Frage ſtellen. 

Die Vierlande ſtellen eines der am weiteſten 
vorgeſchrittenen Gartenbaugebiete Deutſchlands 
dar. Die hier zutage tretenden Verhältniſſe kön⸗ 
nen alſo heute richtunggebend wirken, wo die 
Frage gärtneriſcher Erwerbsſiedlungen im Rah⸗ 
men der Arbeitsbeſchaffung einen bejonderen 
Raum einnimmt, und zwar richtunggebend im po⸗ 
ſitiven wie im negativen Sinn. Es zeigt ſich 
einerſeits, daß hier noch eine Fülle von Sied⸗ 
lungsmöglichkeiten vorliegt, deren Nutzbarmachung 
aber an die Erfüllung von Vorausſetzungen ges 
bunden iſt, für deren Verwirklichung ſo gut wie 
nichts getan worden iſt. Andererſeits zeigt ſich 
mit aller nur möglichen Deutlichkeit, daß das A 
und O jeder gärtneriſchen Erwerbsſiedlung die 
Marktfrage iſt neben der perſönlichen Eignung 
der Siedler. Immerhin aber kann ein nur mittel⸗ 
mäßiger Siedler bei guten Märkten exiſtieren, 
während der tüchtigſte Spezialzüchter ohne auf⸗ 
nahmefähigen Markt zugrunde gehen muß. 

Sicher iſt, daß wir z. B. die holländiſche Ein⸗ 
fuhr vollkommen erſetzen könnten, denn das Klima 
geſtattet Holland auch nur die Erzeugung der 
Produkte, die in Deutſchland in mindeſtens glei⸗ 
cher Qualität erzeugt werden können, wenn Orga⸗ 
niſation und Technik auf dieſes Ziel gerichtet wer⸗ 
den. Wenn man nun ſieht, daß im April 1932, 
alſo in einer Zeit allerſchlechteſter Konjunktur, 
Deutſchland noch für 4,25 Millionen RM Gemüſe 
aus Holland importiert, ſo werden die volkswirt⸗ 
ſchaftlichen Möglichkeiten aus dieſem Gebiet ohne 
weiteres klar. Halten wir daneben noch die ent⸗ 
ſprechende Zahl aus dem April 1931, alſo aus 
einem Monat mit ebenfalls ſchon ſtark gedroſſel⸗ 
tem Umſatz, jo finden wir, daß der Import noch 
um 1,35 Millionen höher war (5,6 Mill. RM). 
Es würde ſich alſo zweifellos lohnen, auf dieſem 
Gebiet planmäßig vorzugehen. Das ſog. freie 
Spiel der Kräfte bedeutet auf dem Gebiet des Ge= 
müſebaus nur, daß jeder Bauer ſeinen Kohl baut, 


wie es ihm paßt. Daß dies unrationell iſt und 
den deutſchen Gemüſebau und auch den Obſtbau 
in eine recht ſchwierige Situation gebracht hat, 
ſieht man an dem Beiſpiel von Vierlanden. Wie 
es beſſer zu machen iſt, zeigen Holland und Kali⸗ 
fornien. 

Wenn man nun die gärtneriſche Erwerbsſied⸗ 
lung in Betracht zieht, um ihr im Rahmen eines 
kommenden Siedlungsprogramms eine wichtige 
volkswirtſchaftliche Funktion zuzuweiſen, jo müſ⸗ 
ſen eine Reihe von Forderungen und Hinweiſen 
ausgeſprochen werden, deren Berechtigung gerade 
am Vierländer Beiſpiel nachgewieſen werden 
kann: 

1. Sorgſamſte Prüfung des Marktes, vor allem 
des Bezirksmarktes, iſt unerläßliche Voraus⸗ 
ſetzung; dabei muß ſeine Ausbaufähigkeit für 
deutſche Erzeugung an Hand der Statiſtik ge- 
prüft werden. 

2. Neuſchaffung von gärtneriſchen Großanlagen 
ſoll nur in Ausnahmefällen vorgenommen 
werden; richtiger iſt es, vorhandene Anſätze 
organiſch weiter zu entwickeln und zwar in 
der Richtung weiterer Erſchließungen, wie 
auch weitgehender Vereinheitlichung der Er⸗ 
zeugung unter dem Geſichtspunkt guter Sor⸗ 
tenwahl, guter Sortierung und gut aufge⸗ 
machter Anlieferung, denn hierauf ſieht der 
Verbraucher wie der Händler. 

3. Umſtellung der „individuell“ wirtſchaftenden 
Kleinbetriebe auf ebenfalls individuell wirt⸗ 
ſchaftende Betriebe mit gleichartiger Produk⸗ 
tionsgrundlage. Damit wird auch der Un⸗ 
koſtenanteil des Abſatzes weſentlich gemindert, 
weil nur gleichartige Ware auf den Markt 
kommt. 


Wir müſſen uns endlich mit allem Ernſt auf 
unſere Siedlungsaufgaben beſinnen und uns ent⸗ 
ſchließen, Schluß zu machen mit aller Siedlungs⸗ 
ſpielerei. Dieſes Ausſehen wird unſer ganzes 
Siedlungswerk aber behalten, ſolange wir nicht 
in Deutſchland einen Reichsſiedlungsplan bekom⸗ 
men, ſolange noch jede Gemeinde mehr oder we- 
niger wilde Gebilde von „Erwerbsloſenſiedlun⸗ 
gen“ unter Geburtswehen in die Welt ſetzt, vor 
allen Dingen aber, ſolange die Siedlung nicht be⸗ 
wußt und mit Willen unter klarer Zielbezeichnung 
in den Dienſt einer großen, volkswirtſchaftlich be⸗ 
dingten Idee geſtellt wird. Dazu iſt es aber jetzt 
höchſte Zeit. 


Siedlung — Erwerbsgartenbau — Autarkie 


Von Walter Groß, Königsberg i. Pr. 


Lange ſchon bevor das Wort „Autarkie“ in aller 
Munde war, und der Ruf nach ſtaatlichem Ein- 
greifen aus verſchiedenen Kreiſen laut wurde, 
waren Beſtrebungen am Werk, die das Problem 


der Selbſtverſorgung der Bevölkerung mit Nah⸗ 
rungsmitteln deutſcher Erzeugung praktiſch durch 
die Tat zu löſen verſuchten. And zwar dort, wo 
am eheſten die Ausſicht auf Erfolg beſtand, näm⸗ 
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lich: bei der Deckung des Bedarfs an Friſchgemüſe 
und Obſt. In welcher Weiſe hierbei in Oſtpreußen 
vorgegangen wurde, und welche Wirkungen bis⸗ 
her erzielt ſind, darüber ſoll nachſtehend kurz be⸗ 
richtet werden. 

Die Tatſache des immer ſteigenden Verbrauchs 
der ſtädtiſchen Bevölkerung an Obſt und friſchem 
Gemüſe und die gewaltige Einfuhr an ausländi⸗ 
ſchen Erzeugniſſen dieſer Art, deren Verkauf ſich 
vor aller Augen auf den Marktplätzen und an den 
Straßenecken abſpielt, ließ eine Abhilfe beſonders 
dringlich erſcheinen. 

Die Erkenntnis der Abhängigkeit von auswär⸗ 
tigen Bezugsquellen mußte vornehmlich in Oſt⸗ 
preußen ſchmerzlich wirken; denn trotz des Aus⸗ 
fuhrüberſchuſſes bei agrariſchen Erzeugniſſen wer⸗ 
den doch beträchtliche Mittel für ausländiſches Obſt 
und Gemüſe aufgewandt, obwohl die ſtädtiſche 
Bevölkerung im Verhältnis zur ländlichen ge⸗ 
ringer iſt als in den meiſten Teilen Deutſchlands. 

Die mangelhafte Marktverſorgung zu gewiſſen 
Zeiten ſchien alſo hier nicht an der unmöglich⸗ 
keit der Erzeugung, ſondern vielmehr an der 
mangelnden Uebereinſtimmung zwiſchen der Zeit 
der Erzeugung und der Zeit des Bedarfs zu 
liegen. Man beobachtete, wie während der Haupt⸗ 
erntezeit die Märkte überſchwemmt ſind mit Ge⸗ 
müſe, das keinen Abnehmer findet und zum Teil 
verkommt oder zu einem, die Geſtehungskoſten 
bei weitem nicht deckenden Preis verſchleudert 
werden muß, während zu anderer Zeit für italie⸗ 
niſchen Blumenkohl, holländiſche Tomaten und 
Gurken, franzöſiſche Peterſilie — um nur einiges 
herauszugreifen — Preiſe gezahlt werden, an die 
der heimiſche Erzeuger kaum zu denken wagt. 

Bei dieſer Betrachtung muß man ſich vor Augen 
halten, daß während der Hauptvegetationszeit ein 
großer Teil auch der ſtädtiſchen Bevölkerung be⸗ 
züglich des täglichen Gemüſes Selbſtverſorger iſt. 
So ſind in der einzigen Großſtadt Oſtpreußens, 
Königsberg, mit ſeinen etwa 300 000 Einwohnern 
allein 3000 Schrebergärten und etwa 7000 ſtädti⸗ 
ſche Pachtgärten vorhanden, neben den vielen 
ſonſtigen Möglichkeiten der Selbſterzeugung von 
Gemüſe auf Villengrundſtücken, Eigenheimen — 
jetzt auch Stadtrandſiedlungen u. a. Die Familien 
dieſer Parzellenbeſitzer und vielfach auch deren 
Verwandte und Freunde fallen als Abnehmer auf 
dem Markt während der Hauptwachstums⸗ und 
Ernteperiode aus; die Deckung ihres Bedarfs da⸗ 
gegen an Früh⸗ und Wintergemüſe fällt der 
Marktverſorgung anheim. : 

Wie es nun häufig geſchieht, daß in der Luft 
liegende Probleme zu gleicher Zeit von verſchie⸗ 
denen Seiten der Löſung zugeführt werden, ſo 
wurde auch hier dem gemeinſamen Ziel aus ver⸗ 
schiedenen Richtungen gleichzeitig zugeſtrebt. 

Der alteingeſeſſene Erwerbsgartenbau mit 
ſeinen meiſt marktnahen Produktionsſtätten griff 
zuerſt ein, war aber bei weitem nicht in der Lage, 


den ſtetig wachſenden Bedarf zu befriedigen. Es 
folgte der feldnäßige Anbau von Gemüſe, haupt⸗ 
ſächlich in den verſchiedenen Kohlarten u. Wurzel⸗ 
gemüſen, gefördert beſonders wohl von den zahl⸗ 
reichen Gutsgärtnereien. Dieſe Erzeugniſſe er⸗ 
ſchienen aber in den Monaten Oktober/November 
in ſolchen Mengen auf dem Markt, daß es unmög⸗ 
lich war, die Ware unterzubringen. Ihr Anbau 
lohnte ſich deshalb bald nicht mehr und wurde 
wieder eingeſchränkt. Zwar verſuchte man die 
Ernte z. T. in Gewächshäuſern, Kellern und Mieten 
aufzubewahren; ſie wurde dadurch aber ſchon nach 
kurzer Lagerfriſt unanſehnlich und nicht mehr 
marktfähig. 

Eine Gelegenheit, bis zu einem gewiſſen Grade 
Abhilfe zu ſchaffen, bot ſich, als die Oſtpreußiſche 
Bau⸗ und Siedlungsgeſellſchaft ein in der Nähe 
von Königsberg gelegenes Gut beſiedelte, das 
durch ſeine Bodenbeſchaffenheit für gartenmäßige 
Bearbeitung beſonders geeignet erſchien. Hier 
wurden dann auch im Jahre 1929 15 Gärtnerſied⸗ 
lungen ausgelegt; jede mit einem heizbarem Ge- 
wächshaus und einer Anzahl von Frühbeetfenſtern 
verſehen. Neben den auf ſonſtigen Siedlungs⸗ 
gütern vorhandenen Gutsgärtnereien, die als 
Gärtnereibetriebe beſtehen blieben, wurden noch 
an geeigneten Plätzen Gärtnerſtreuſiedlungen aus⸗ 
gelegt. Dieſen Betrieben fällt allerdings in eriter 
Linie die Befriedigung des örtlichen Bedarfs zu. 

Ungefähr zur gleichen Zeit wurde von der Land- 
wirtſchaftskammer der gärtneriſche Verſuchs- und 
Beratungsring ins Leben gerufen, der ſich gegen- 
wärtig über 18 Kreiſe erſtreckt und etwa 90 Be⸗ 
triebe betreut. 

Es galt nun, nachdem ausreichende Nachfrage 
feſtſtand, und für die Befriedigung des Bedarfs 
Vorſorge getroffen war, eine Einrichtung zu 
finden, welche die Produktion regelte und die Ver⸗ 
teilung der aufkommenden Erzeugniſſe übernahm. 
Der Gemüſegroßhandel hatte häufig nicht das 
finanzielle Intereſſe, den auswärtigen guten Lie⸗ 
feranten mit dem einheimiſchen zu vertauſchen, 
zumal dieſer aus Kapitalmangel die Lieferungs- 
fähigkeit des auswärtigen Erzeugers nicht er⸗ 
reichen konnte und weil er häufig als unliebſamer 
Konkurrent ſelbſt an den Kleinhandel und den 
Verbraucher lieferte. 

Es war deshalb eine Organiſation zu ſchaffen, 
die hier die Führung übernahm, die neben der 
Regelung des Abſatzes dem Erzeuger Anregungen 
geben ſollte, wie der planmäßige Anbau in geeig⸗ 
nete Bahnen zu lenken ſei, um die möglichſt lücken⸗ 
loſe Belieferung des Marktes mit Qualitätsware 
zu gewährleiſten. Unter Führung der ſeit Jahr⸗ 
zehnten beſtehenden Provinzialgärtnerlehranſtalt, 
die ſchon im Hinblick auf ihre ausgedehnten Pro⸗ 
duktionsflächen ein Intereſſe an einer ſolchen 
Gründung hatte und unter Beteiligung vieler 
intereſſierter Kreiſe wurde deshalb die O ſt pre u⸗ 
Bilde Obſt⸗ und Gmüſezentrale 
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G. m. b. H. Königsberg i. Pr. zur Uebernahme 
der ſoeben genannten Aufgabe gegründet. 

Erſtmalig im Jahre 1931 wurden Lieferungs⸗ 
vereinbarungen mit einzelnen Produzenten ab— 
geſchloſſen, die zu weiterem Ausbau dieſer Ein- 
richtung ermutigten. Im Laufe des Winters ſind 
daraufhin mit etwa 50 oſtpreußiſchen Gartenbau⸗ 
betrieben, die faſt reſtlos dem gärtneriſchen Ver⸗ 
ſuchs⸗ und Beratungsring angehören, Anbauver- 
träge abgeſchloſſen worden. Der Erfolg war, daß 
die Obſt⸗ und Gemüſezentrale in manchen Artikeln 
entſcheidenden Einfluß auf den Markt ausüben 
konnte. So ſind beiſpielsweiſe in dieſem Frühjahr 
auswärtige Zufuhren an Salat und Radieschen 
nicht mehr zu beobachten geweſen. 

Neben den Maßnahmen für die Sicherſtellung 
des Bedarfs an Frühgemüſe liefen Verſuche, die 
ſich auf die Einlagerung von Wintergemüſe er⸗ 
ſtreckten. Bisher war man in dieſer Hinſicht über 
Laboratoriumsverſuche nicht hinausgekommen. 
Nun wurden in Räumen des Königsberger Kühl⸗ 
hauſes zum erſten Male große Mengen aller Kohl⸗ 
arten und Wurzelgemüſe — bei verſchiedenen 
Temperaturen um den Gefrierpunkt — geſtapelt 
und für den Marktbedarf bereitgehalten. Die Er⸗ 
gebniſſe ſind außergewöhnlich befriedigend aus⸗ 
gefallen, ſodaß man in anderen Städten zur Nach⸗ 
ahmung ſchreitet. 


Aber auch die während der Haupternteperiode 
von dem Verbraucher nicht aufgenommene Ware 
wurde in dieſen Kühlräumen gelagert bis zum 
Eintritt erneuten Bedarfs. So gelang es bei⸗ 
ſpielsweiſe in dieſem Jahr in Königsberg den 
Spargelpreis ſtabil zu halten und den Markt vor 
einer zeitweiligen Ueberfüllung zu ſchützen. Dies 
wird zur Folge haben, daß ſich der Spargelanbau 
in Oſtpreußen wieder vermehrten Eingang ver⸗ 
ſchafft. 

Wenn es nun noch gelingt, durch planmäßige 
Steigerung des Obſtbaus und durch Verbeſſerung 
der Obſtbehandlung den ausländiſchen Produkten 
den Rang ſtreitig zu machen, ſo wird ein weiterer 
Schritt in der Selbſtverſorgung der Bevölkerung 
getan ſein. Erfahrungen in der Sortierung und 
Stapelung von Aepfeln und Birnen liegen bereits 
vor. Die Erfaſſung der Beerenobſternte — auch 
das planmäßige Einſammeln und Bergen von 
Walderdbeeren, Blaubeeren, Pilzen und ähnlichem 
— durch Bereitſtellen von geeigneten Behältniſſen 
iſt in das Programm mit aufgenommen. 

Das Ziel der Arbeit der Oſtpreußiſchen Obſt⸗ 
und Gemüſezentrale ſoll ſein: die ſtetige, vielfäl⸗ 
tige, preiswerte Verſorgung der geſamten Provinz 
mit deutſchem Obſt und Gemüſe aller Art und ein⸗ 
wandfreier Beſchaffenheit. 

Ein hohes Ziel, das den Einſatz wohl lohnt. 


Die Verkaufsſtelle eines Siedlerhausfrauenvereins 
Von Dipl.-Landwirt Dr. Elbe, Siedlerberater in Neuſtettin. 


Die Hauptſiedlungsgebiete des deutſchen Oſtens 
liegen zu den Hauptabſatzmärkten ſo verkehrsun⸗ 
günſtig, daß beim Verkauf von Acker- und Vieh⸗ 
erzeugniſſen vom heute ſchon unwirtſchaftlich 
niedrigen Marktpreis noch erhebliche Abzüge ge- 
macht werden. Die völlig unzureichenden Preiſe 
haben den Gedanken aufkommen laſſen, wenig⸗ 
ſtens den kleinen örtlich vorhandenen Markt ſo 
gut wie das nur irgend möglich iſt, für den Ver⸗ 
kauf auszunutzen. Beſonders ſchwierig wird die 
Verwertung von Produkten für einen neuangeſetz⸗ 
ten Siedler, der keinerlei verwandtſchaftliche Be⸗ 
ziehungen zu den Stadtbewohnern hat, werden. 
Er wäre alſo nur auf den öffentlichen Wochen⸗ 
markt angewieſen. Ein Anbieten von Waren auf 
dieſe Weiſe erfordert viel Zeit und iſt im Erfolg 
auf die Dauer erheblich unſicher. Haben wir doch 
z. B. an einzelnen Markttagen in der hieſigen 
Kreisſtadt ſchon Preiſe von 0,50 RM für ein 
Pfund Butter erlebt. Die angebotene Butter 
mußte an den in Frage kommenden heißen Tagen 
ſelbſt zu dieſen niedrigen Preiſen losgeſchlagen 
werden, da es bei der Hitze unmöglich war, die 
weiche Butter wieder mit nach Hauſe zu nehmen; 
ſie wäre buchſtäblich fortgeſchwommen. 

Die erwähnten Schwierigkeiten ließen im hieſi⸗ 


gen Bezirk den Plan reifen, die Abſatzfragen 
ſyſtematiſch zu bearbeiten. Als erſtes wurde auf 
dem hieſigen Wochenmarkt eine Verkaufsbude er⸗ 
richtet, in der Friſchfleiſch (Schweinefleiſch) aus 
eigenen Schlachtungen verkauft wurde. Die Er⸗ 
folge, die mit dieſer Einrichtung gemacht wurden, 
waren ſo ermutigend, daß man daran ging, eine 
ſtändige Verkaufsſtelle einzurichten. 

Als Grundſatz ſah man von vornherein an, daß 
die Siedler durch die Verkaufsſtelle nicht mit einem 
Riſiko, das ſie nicht überſehen konnten, belaſtet 
wurden. Als rechtlichen Träger für die Verkaufs⸗ 
ſtelle wählte man die Form eines ganz einfachen, 
gerichtlich nicht eingetragenen Vereins. Dieſe 
Aufgabe übernahm der Siedlerhausfrauenverein. 

Die Siedler, die die Verkaufsſtelle benutzen wol⸗ 
len, liefern ihre Ware in der Geſchäftsſtelle an. 
Der Verkauf erfolgt nur kommiſſionsweiſe, d. h. 
die Lieferanten bleiben bis zum Verkauf der Ware 
deren Eigentümer. Zur Beſtreitung der Geſchäfts⸗ 
unkoſten wird ein beſtimmter Prozentſatz vom 
Verkaufserlös abgezogen. 

Welche Waren werden nun in der Verkaufs⸗ 
ſtelle abgeſetzt und welche Erfahrungen ſind geſam⸗ 
melt worden? 

Urſprünglich war daran gedacht worden, den 
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Friſchfleiſchverkauf auch in der Verkaufsſtelle zu 
. Man In davon aber wieder abgekom⸗ 
men, da ſich beim kommiſſionsweiſen Verkauf von 
Friſchfleiſch manche Schwierigkeiten einſtellten. 
Was ſoll z. B. mit den Abfallfleiſchſtücken, die bei 
jedem Fleiſchverkauf abfallen, geſchehen? Beim 
Friſchfleiſchverkauf auf dem Markt beſorgte der 
Eigentümer den Verkauf ſelber, nach Beendigung 
des Verkaufsgeſchäftes wurden die übriggebliebe⸗ 
nen Fleiſchſtücke mit nach Hauſe genommen und im 
eigenen Haushalt friſch verbraucht, eingepökelt 
oder zu Wurſt verarbeitet. Dieſe Möglichkeit fiel 
beim kommiſſionsweiſen Verkauf weg oder war 
in ihrer Durchführung ſehr ſtark erſchwert. 
Anſtelle des Friſchfleiſchgeſchäftes bekam der 
Abſatz von Friſch⸗ und Dauerwurſtwaren eine 
ſehr große Bedeutung. Die hausgeſchlachteten 
Wurſtwaren werden von den ſtädtiſchen Haus⸗ 
frauen gern gekauft. Allerdings machten ſich bald 
nach Geſchäftseröffnung auch im Wurſtgeſchäft 
Schwierigkeiten bemerkbar. Da verſchiedene Siedler 
ihre Ware zum Geſchäft lieferten, wechſelte die 
angebotene Wurſtqualität dauernd. Die ſtädtiſche 
Hausfrau wünſcht aber eine gleichbleibende Ware 
zu haben. Man iſt deshalb dazu übergegangen, in 
einer Kolonie eine gemeinſame Schlacht⸗ und 
Räucherkammer einzurichten. Jeder Siedler ſchlach⸗ 
tet jetzt noch für ſich allein, iſt aber in bezug auf 
Herſtellung der Wurſtart, Wahl und Maß der 
Gewürze uſw. an beſtimmte Richtlinien gebunden. 
Es iſt durch dieſe Maßnahme erreicht worden, daß 
jetzt die ſtädtiſche Kundſchaft mit einer gleichblei⸗ 
benden Qualität beliefert wird. Der wirtſchaft⸗ 
liche Erfolg beim Wurſtverkauf iſt für die Siedler 
ſehr groß, ſodaß von dieſer Möglichkeit der 
Schlachtſchweinverwertung auch während der 
Sommermonate reger Gebrauch gemacht wird. 
Außer den hausgeſchlachteten Wurſtwaren hat be⸗ 
ſonders das durch die Verkaufsſtelle gelieferte 
Landbrot Anklang gefunden. In der erſten Zeit 
war es ſchwierig, von den Siedlern ſoviel Brot 
heranzuſchaffen, wie von der ſtädtiſchen Hausfrau 
gefordert wurde. Für wirklich einwandfreies, 
kräftiges Roggenlandbort beſteht ſicherlich in allen 
Städten eine außerordentliche Nachfrage, die bis⸗ 
her noch lange nicht genug ausgenutzt wird. 
„Daß Butter, Gemüſe, Geflügel, Eier, Obit, Koch⸗ 
käſe, Eingemachtes, kurz geſagt, alle Produkte 
einer ländlichen Wirtſchaft, die ſich zum unmittel⸗ 
baren Genuß eignen, in der Verkaufsſtelle geführt 


werden, braucht wohl nur nebenbei erwähnt zu 
werden. 

Beſonderen Anklang von dieſen genannten Pro⸗ 
dukten fand alles im Haushalt Eingemachte, 
ganz gleich ob es ſich um Früchte oder Wurſtwaren 
handelt. Zwar muß zugegeben werden, daß das 
Einwecken von Früchten, Pilzen uſw. nicht in je⸗ 
der jüngeren Siedlerwirtſchaft durchgeführt werden 
kann, da das Einwecken ſehr viel Arbeit erfordert. 
Dieſe Arbeit wird ſich deshalb für Wirtſchaften 
beſonders eignen, die mit Arbeitskräften ſehr reich⸗ 
lich beſetzt ſind. In dieſem Sommer wird im hie⸗ 
ſigen Siedlerhausfrauenverein verſucht werden, 
durch das Einwecken von Beeren, auch Waldbeeren 
und Pilzen, den bisher ausgelegten Arbeiterſtellen, 
deren Stelleninhaber jetzt zum Teil leider keine 
Arbeit haben, eine Möglichkeit zu einem gewinn⸗ 
bringenden Nebenerwerb zu ſchaffen. Es iſt ge⸗ 
plant, eine Büchſenverſchlußmaſchine genoſſenſchaft⸗ 
lich zu beſchaffen, um auf dieſe Weiſe größere 
Poſten von Konſerven für den Winterverkauf zur 
Verfügung zu haben. 

Daß bei Beſtreben zur Herſtellung einer wirklich 
einwandfreien marktgängigen Ware eine ſtarke 
und zum Teil auch unerbittliche Erziehungsarbeit 
geleiſtet werden muß, iſt wohl ſelbſtverſtändlich. 

Die Verkaufsſtelle des Siedlerhausfrauenver⸗ 
eins iſt beſtrebt, mit den anderen Geſchäften der 
Stadt in gutem Einvernehmen zuſammenzu⸗ 
arbeiten. 

Ein großer Teil der geführten Waren, z. B. ein⸗ 
gemachte Früchte, eingemachte Wurſtwaren und 
Landbrot wird von keinem anderen Geſchäft an⸗ 
geboten, ſodaß damit den übrigen Geſchäften keine 
Konkurrenz gemacht wird. Aber auch bei den 
übrigen Waren, die auch in anderen Geſchäften 
geführt werden, ſtehen wir durchaus auf dem 
Standpunkt, daß ein unſinniges Anterbieten der 
Preiſe zu unterbleiben hat. Auf der anderen 
Seite kann man es den um ſeine Exiſtenz ſchwer 
ringenden Siedler nicht verdenken, wenn er ver- 
ſucht, von dem Zwiſchenhandelsgewinn ſoviel als 
möglich für ſich auszunutzen. Wenn durch die Er- 
richtung von Verkaufsſtellen auch nicht erreicht 
wird, daß die Siedlungen mit einem Schlag über 
alle wirtſchaftlichen Schwierigkeiten hinweg ge⸗ 
rettet ſind, ſo iſt doch anzunehmen, daß die Ver⸗ 
kaufsſtelle berufen iſt, manchen Siedler in ſeinem 
ſchweren Ringen um die Erhaltung ſeiner Stelle 
zu unterſtützen. 


Was ſoll mit der Gründung von Wirtſchaftsvereinen erreicht werden? 
Von Siedlerberater Dipl.-Landwirt Robert Keller, Königsberg i. Pr. 


Es bedarf keines Beweiſes, daß die wirtſchaft⸗ 
liche Lage des Siedlers in einer Zeit allgemein ab⸗ 
ſinkender Konjunktur nicht beſonders günſtig ſein 
kann. Um jo mehr muß daher von berufener 


Seite ſtändig verſucht werden, Mittel zu finden, 
die dem Siedler das wirtſchaftliche Vorwärts⸗ 
kommen erleichtern. 

Es geht aber nicht an, den Staat bei jeder auf⸗ 
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tretenden Schwierigkeit um Unterſtützung zu bit⸗ 
ten; zumal jede Staatshilfe wirkungslos bleiben 
wird, wenn nicht zu gleicher Zeit die Selbſthilfe 
des Siedlers einſetzt. 

Aus dieſen Gedankengängen heraus entſtand 
bei der Oſtpreußiſchen Bau- und Siedlungsgeſell⸗ 
ſchaft der Plan, die Siedler einzelner oder meh⸗ 
rerer Kolonien zum Zwecke wirtſchaftlicher Förde⸗ 
rung zuſammenzuſchließen, und ſo wurden dann 
verſchiedene ſogenannte „Wirtſchaftsvereine“ ge⸗ 
gründet. 

Die Satzungen bezeichnen als Zweck des Unter⸗ 
nehmens kurz folgendes: 

1. die gemeinſame Haltung von Zuchttieren, 

landwirtſchaftlichen Geräten und Maſchinen, 

2. den Abſatz von landwirtſchaftlichen Erzeug⸗ 
niſſen und den Bezug landwirtſchaftlicher Be⸗ 
darfsgegenſtände, 

3. die Beteiligung an anderen Genoſſenſchaften 
und Vereinigungen mit gleichem oder ähn⸗ 
lichem Aufgabenkreis. 

Der Wirtſchaftsverein ſelbſt iſt eine eingetra⸗ 

gene Genoſſenſchaft mit beſchränkter Haftpflicht. 

Ich gebe zu, daß die etwas weit geſteckten Ziele 
ſich nicht reſtlos werden erreichen laſſen; aber auch 
ein Teilerfolg iſt zu begrüßen. 

Bei unſerem Wirtſchaftsverein konnte es ſich 
in der Hauptſache nur um eine Abſatzorganiſa⸗ 
tion handeln. Als Einkaufsorganiſation können 
wir ſolange nicht auftreten, als uns ein größeres 
Genoſſenſchaftskapital oder die Kreditwürdigkeit 
fehlt. Als Abſatzorganiſation wirtſchaften wir be⸗ 
reits ſehr zur Zufriedenheit der Siedler durch den 
Anſchluß an die Friſcheizentrale, an die Viehver⸗ 
wertung und an eine Genoſſenſchaftsmolkerei. 

Die Vorteile der genoſſenſchaftlichen Produk⸗ 
tionsverwertung brauche ich ja kaum an dieſer 
Stelle aufzuzählen. Der Siedler aber erkennt 
höchſt ſelten und meiſt erſt jpäter den Wert des 
genoſſenſchaftlichen Zuſammenſchluſſes. Für den 
kleinen Mann ſind die augenblicklichen geldlichen 
Aufwendungen, die mit dem Anſchluß an eine Ge⸗ 
noſſenſchaft verbunden ſind, entſcheidend für das 
Ja oder Nein. 

Deshalb iſt gerade für mich als Wirtſchafts⸗ 
berater die Frage wichtig, wie der Anſchluß an die 
verſchiedenſten Abſatzorganiſationen für den ein⸗ 
zelnen Siedler möglichſt billig zu geſtalten iſt. 

Als Beiſpiel ſei der Anſchluß einer Siedlungs⸗ 


kolonie von 22 Stellen an die Friſcheizentrale ge⸗ 
nannt. Der Geſchäftsanteil bei der Friſcheizen⸗ 
trale beträgt je Genoſſe RM. 5,—, die Haft⸗ 
ſumme RM. 10,—. 

Tritt nun jeder Siedler einzeln als Genoſſe der 
Friſcheizentrale bei, ſo wäre allein hierfür inner⸗ 
halb der Siedlung ein Betrag von RM 110,— 
aufzubringen und eine Haftſumme von RM 220,— 
zu übernehmen. Der Wirtſchaftsverein mit ſeinen 
22 Mitgliedern gilt aber auch nur als ein Genoſſe 
und bezahlt deshalb auch nur RM 5,— Geſchäfts⸗ 
anteil. Auf dieſe Weiſe werden der Siedlungs- 
kolonie RM 115,— erſpart und der Anteil, je 
Siedler umgerechnet, beträgt alſo nicht ganz 
23 Pfennige. Bei derart niedrigen Unkoſten kann 
faſt jeder Siedler für einen Anſchluß gewonnen 
werden. 

Die gleiche Rechnung könnte man auch bei dem 
Anſchluß an andere Genoſſenſchaften aufſtellen 
und käme zu einem ähnlichen Ergebnis. 

Selbſtverſtändlich iſt es nicht in allen Fällen 
ratſam, diejenigen Siedler, die in der Nähe einer 
größeren Stadt angeſetzt ſind, zum Anſchluß an 
ſolche Abſatzgenoſſenſchaften zu bewegen. Der 
Siedler erhält bei ſeinen Stadtkunden für Eier, 
Butter und Sahne häufig höhere Preiſe als ſie 
eine Genoſſenſchaft zahlen dürfte. Ungünſtiger 
gelegene Siedlungen werden dagegen zwangs⸗ 
läufig zu dieſer Form des Zuſammenſchluſſes ver⸗ 
anlaßt. 

Zurückſchauend auf das erſt kurze Beſtehen 
unſeres Wirtſchaftsvereins können wir zwar feſt⸗ 
ſtellen, daß es nicht allzu ſchwer iſt, eine günſtige 
Abſatzregelung für die Produkte aus der Verede— 
lungswirtſchaft zu finden. Unſer Streben im 
Wirtſchaftsverein muß aber dahin gehen, auch 
auf dem Gebiete des Getreideabſatzes, evtl. auf 
dem der Kartoffelverwertung, Mittel und Wege 
zu finden, die es ermöglichen, für die Siedler die⸗ 
ſelben Vorteile für ihre Produkte herauszuholen, 
wie ſie dem Großgrundbeſitz geboten werden. 

Die Vergleichszahlen aus den „Freihofpreis“⸗ 
Erhebungen des Verbandes Oſtpreußiſcher Ver⸗ 
ſuchsringe laſſen erkennen, zu welchen Schleuder⸗ 
preiſen bisweilen der Kleinbauer ſeine Feldfrüchte 
abſetzt. 

Hierin ſehe ich die große Aufgabe unſerer Wirt⸗ 
ſchaftsvereine durch Standardiſierung der Sorten 
und durch waggonweiſen Abſatz die Vorteile einer 
Qualitätserzeugung herauszuholen. 


Amſchau 


Der oſtdeutſche Siedlungsraum. 


In weiten Kreiſen der deutſchen Oeffentlichkeit 
wird die Auffaſſung vertreten, daß der oſtdeutſche 
Raum nahezu unbegrenzte Möglichkeiten für die 
Anſetzung neuer Siedler biete. Dieſe Anſicht wird 


von den Siedlungsfachleuten nicht geteilt, ohne 
daß ſie allerdings den ſchlüſſigen Nachweis dafür 
zu führen vermögen, wieviel neue Siedlerfamilien 
bei Beachtung aller volkswirtſchaftlichen Belange 
zum beſten Nutzen der deutſchen Geſamtwirtſchaft 
in Oſtdeutſchland durch Verwurzelung mit der 
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Scholle eine auskömmliche Daſeinsgrundlage und 
bleibende Heimat geſchaffen werden könnte. 

Die Wiſſenſchaft hat dieſe Frage noch nicht er⸗ 
ſchöpfend erforſcht. Auch die ſtatiſtiſchen Unter⸗ 
lagen ſind noch nicht ausreichend für die Bildung 
eines abſchließenden Urteils. Vor einigen Wochen 
haben zwei praktiſche Kenner der öſtlichen Sied⸗ 
lung dieſes Problem in Vorträgen behandelt, in⸗ 
dem ſie die Siedlungsmöglichkeiten Oſtpreußens, 
ihres eigenen Arbeitsgebietes, zu ermitteln ſuch⸗ 
ten, um aus den Ergebniſſen dieſes Beiſpiels 
einen allgemeinen Schluß über den Umfang der 
Siedlungsmöglichkeiten im oſtdeutſchen Raum zu 
ziehen. 

Der Direktor der oſtpreußiſchen Baugeſellſchaft 
und jetzige Reichsinnenminiſter Frhr. von Gayl 
führte auf der Tagung der Reichsſtelle für Sied⸗ 
lerberatung in Eſſen“) aus, daß es in Oſtpreußen 
kein ſiedlungsfähiges Land gäbe, das nicht einen 
grundbuchlichen Eigentümer hätte und mit Hypo⸗ 
theken belaſtet wäre. Von der geſamten land⸗ 
wirtſchaftlich genutzten Fläche Oſtpreußens von 
2 323 000 ha entfallen nach der Betriebszählung 
von 1925 
58 000 ha auf 129 725 Betriebe von 0,05 bis 

2 ha Größe, j 
107000 ha auf 31665 Betriebe von 2,00 bis 
5 ha Größe, 
493 000 ha auf 49150 Betriebe von 5,00 bis 
20 ha Größe, 


mithin 658 000 ha auf 210 540 Betriebe von 0,05 
bis 20 ha, alſo auf Kleinbetriebe und Ackernah⸗ 
rungen, die von der Beſitzerfamilie in der Regel 
ohne fremde Arbeitskräfte bewirtſchaftet werden. 
Es entfallen ferner 754 000 ha auf 19 449 Betriebe 
von 20 bis 100 ha, alſo auf mittel- und groß⸗ 
bäuerliche Betriebe. Die reſtlichen 911000 ha 
bilden auf 3440 Betrieben die Großbetriebe, die 
im Sinne des RNeichsſiedlungsgeſetzes landliefe⸗ 
rungspflichtig find. Von dieſer Fläche ſind aber 
ſeit der Betriebszählung von 1925 Ende 1931 rd. 
132 266 ha geſiedelt worden, ſodaß ſich die Geſamt⸗ 
fläche der Betriebe über 100 ha auf 778734 ha 
vermindert hat. 

Um die ſiedlungsfähige Landfläche zu begrenzen, 
will Frhr. von Gayl nach einem erheblichen, in 
Zahlen noch nicht berechneten Teil von dieſen 
778 434 ha als zu ſchweren, zu leichten oder aus 
einem anderen Grunde ungeeigneten Boden in 
Abzug bringen, um die ſiedlungsgeeignete Land⸗ 
läche zu ermitteln. 

Für dieſe Siedlungen hält Frhr. von Gaul nach 
der Sonderlage der oſtpreußiſchen Wirtſchaft und 
der Güte des Bodens eine Durchſchnittsgröße von 
14 ha je Stelle für erforderlich, während im Ge⸗ 
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Zu den Grundgedanken dieſes Vortrages vergl. 

auch: Von Gayl, Siedlungsmöglichkeſten in Oſtpreu⸗ 

Hefe und e derung Der Oſtſtedler. 3. Jahrg, 
eft 5, S. 4. 


ſchäftsbericht der oſtpreußiſchen Landgeſellſchaft 
über 1931 die erforderliche Durchſchnittsgröße mit 
12 ha und die Höchſtzahl der vertretbaren Neu⸗ 
ſiedlungen mit 51370 Stellen angegeben iſt. Im 
bisherigen Siedlungsergebnis Oſtpreußens iſt 
ſie 11 ha. 

Der Generaldirektor der Oſtpreußiſchen Heim⸗ 
ſtätte, Ernſt Nadolny, nannte in ſeinen Vorträgen, 
die er kürzlich im Rahmen der Hochſchulwoche 
Oſtmark in Braunſchweig und Hannover hielt, 
die gleichen auch auf die Betriebszählung von 1925 
zurückgehenden Zahlen. Nadolny verſuchte auf 
dieſen ſtatiſtiſchen Unterlagen und auf den wirt⸗ 
ſchaftlichen Gegebenheiten aufbauend die auch von 
Frhr. von Gayl berührten wirtſchaftlichen Pro⸗ 
bleme der Betriebsform und Betriebsgröße zu ver⸗ 
tiefen. 

Nadolny ſieht in der Siedlung 
kein landwirtſchaftliches Problem, 
keine Frage der Ernährungswirt⸗ 
ſchaft allein, ſondern insbeſondere wegen 
der ſtrukturellen Erwerbsloſigkeit ein all⸗ 
gmein wirtſchaftliches Problem, zu 
dem er nur folgendes ausführte: 

Die Städte Oſtelbiens ſind mit wenigen Aus⸗ 
nahmen Klein- und Mittelſtädte. Sie find ſchwach 
entwickelt und durch Verluſt von Kleininduſtrie 
und Gewerbe noch weiter geſchwächt worden. 
Dieſen Städten muß man durch Schaffung einer 
kaufkräftigen Landwirtſchaft helfen. Da außer⸗ 
dem die Not der unter der Erwerbsloſigkeit be⸗ 
ſonders leidenden Großſtädte durch Ausſiedlung 
in gewiſſem Umfange gemildert wird, ſo gilt es 
bei der deutſchen Siedlung das oſtelbiſche Land 
mit deutſchen Menſchen jo dicht zu beſiedeln, wie es 
die Erwerbsquellen dieſes Landes geſtatten. 

Während die Aufgabe der nur landwirtſchaft⸗ 
lichen Siedlung in der Vorkriegszeit lediglich da⸗ 
hin ging, aus national-politiſchen Gründen einen 
Teil des Großgrundbeſitzes in bäuerliche Familien⸗ 
betriebe umzuwandeln, gilt es heute einer möglichſt 
großen Anzahl von Menſchen Lebensraum zu 
geben. Zwar iſt nicht damit zu rechnen, daß 
hunderttauſende von Menſchen aus dem Weſten 
nach dem Oſten verpflanzt werden können, aber 
man muß wenigſtens nach einer bevölke⸗ 
rungspolitiſch und allgemein⸗wirt⸗ 
ſchaftlich richtigen Löſung ſtreben. Wenn in 
Oſtpreußen, das nur 60 Menſchen je qkm Gebiets⸗ 
fläche zählt, nur Bauern angeſiedelt werden ſoll⸗ 
ten, dann könnte keine bevölkerungss-politiſch rich⸗ 
tige Löſung herbeigeführt werden. Beträgt doch 
im benachbarten Polen die Einwohnerzahl 106 
bis 110 pro qkm. 

Dagegen iſt bei der Ueberleitung bisheriger 
Gutswirtſchaften in gemiſchte Dorfwirtſchaften 
nach den Siedlungserfahrungen mit einer Ver⸗ 
mehrung der Haushaltungen im Verhältnis von 
100 zu 240 zu rechnen. Dies iſt aber nur der un⸗ 
mittelbare Erfolg. Ueber den Rahmen einer Be⸗ 


427 


völkerungsverdoppelung führt die natürliche Kraft⸗ 
quelle der Siedlung zu einer Erweiterung der 
Erwerbsmöglichkeiten anderer Wirtſchaftszweige. 
Die Siedler ſind nicht nur Produzenten, ſondern 
auch Konſumenten. Ihr Bedarf an Arbeitsgeräten, 
Kleidung, Wohnung uſw. gibt anderen Menſchen 
Arbeitsgelegenheit. So iſt die Siedlung ein Hebel 
für die Wirtſchaft, der andere Hebel in Bewegung 
ſetzt. 

Wenn man aber fragt, was bei derartiger Be⸗ 
ſiedelung die Siedler produzieren ſollen, ſo iſt 
darauf nur zu antworten: nicht dasſelbe wie der 
Großgrundbeſitz, ſondern das, was wir heute vom 
Auslande einführen. Demnach iſt die landwirt⸗ 
ſchaftliche Veredelungswirtſchaft in einer Art zu 
fördern, daß ſie der ausländiſchen Landwirtſchaft 
gegenüber konkurrenzfähig wird. Man braucht 
dabei nicht an Autarkie und Autarkiemaßnahmen, 
ſondern nur an handelspolitiſche Schutzmaßnahmen 
als vorübergehende Verteidigungsmittel denken. 

Wenn dies die Produktionsaufgaben der neuen 
Siedlung ſein ſollen, ſo darf man alſo nicht nur 
Großbauernſtellen auslegen. Wenn die Siedler⸗ 
ſtellen größer als 40 Morgen ſind, ſo kann der 
Siedler nicht mehr im Familienbetrieb Verede⸗ 
lungswirtſchaft ſachgemäß betreiben. 

Eine andere Möglichkeit ſieht Nadolny für die 
oſtelbiſche Siedlung in der Nebenberufsſiedlung 
mit einer Stellengröße von 10 bis 20 Morgen. 
Dieſe Siedlung dient der Deckung des Wohn⸗ 
und des eigenen Nahrungsbedarfs. Handwerk⸗ 
liche und gewerbliche Arbeit kann zum Haupter⸗ 
werb werden. Das Grundſtück bleibt aber die 
Sicherung für Notzeiten. 

Dieſe Stellen bilden den Uebergang zur Stadt⸗ 
randſiedlung im Bereich der Groß-, Mittel- und 
Landſtädte. Hier gilt es Wirtſchaftsheimſtätten 
zu ſchaffen, die dem Siedler eine Zuſatznahrung 
gewähren. Ohne berufsmäßigen Erwerb geht's 
bei der Stadtrandſiedlung nicht. Dieſe gemiſchte 
Siedlung gerade in Oſtdeutſchland durch Anſetzung 
von Kleininduſtrie und ⸗-gewerbe ſtärker als bis⸗ 
her in den Vordergrund zu ſchieben, hält Nadolny 
aus allgemeinwirtſchaftlichen Gründen für erfor⸗ 
derlich. 

Danach verlangt die volkswirtſchaftliche Aus⸗ 
geſtaltung der Siedlung einen vorausſchauenden 
Plan, bei dem Abſatz, Verkehr und Bevölkerungs- 
verteilung im Beſonderen zu berückſichtigen ſind. 

Dabei iſt weniger die Wirtſchaft des Einzelnen, 
als vielmehr der allgemeine Nutzen in den Vorder⸗ 
grund zu ſtellen. Nicht die Aufteilung eines 
Gutes durch Anſetzung einzelner Bauern, ſondern 
die Schaffung eines ſich gegenſeitig ergänzenden 
Wirtſchaftsdorfes iſt der Zweck, nicht die Land⸗ 
wirtſchaft iſt die Hauptſache bei der Siedlung, 
ſondern die Verbindung des Menſchen mit 
dem Land. 

Beide Redner bauen demnach ihre Folgerungen 
auf der gleichen Grundlage auf, beide Redner 


erkennen, wenn auch mit einer Verſchiedenheit 
im Grade, die Bedeutung und die Möglichkeiten 
des Nebenerwerbes bei der Siedlung an. Ihre 
Ausführungen ſollten für die Wiſſenſchaft eine 
wirkſame Anregung ſein, durch Einzelunterſuchun⸗ 
gen für die verſchiedenen Siedlungsgebiete Oſt⸗ 
deutſchlands die wirtſchaftswiſſenſchaftlichen Grund⸗ 
lagen für die volkswirtſchaftlich beſte Beſiedlung 
zu ſchaffen. 


Finanzierung der Oſthilfe, 
Siedlung und Arbeitsbeſchaffung 


Der ſoeben vorgelegte Geſchäftsbericht der 
Bank für deutſche Induſtrie⸗Obligationen für 
das 8., am 31. März 1932 abgelaufene Geſchäfts⸗ 
jahr gibt einen umfaſſenden Ueberblick über den 
gegenwärtigen Stand der oſtdeutſchen Agrar- 
entſchuldung. 


Der Bank iſt nach den Beſtimmungen des Dit- 
hilfegeſetzes zuſammen mit den Landſtellen und 
dem Reichskommiſſariat für die Oſthilfe die Durch⸗ 
führung der Entſchuldung übertragen. Das Ziel 
dieſer individuellen Entſchuldung war vor allem 
die Umwandlung kurzfriſtiger Wechſel- und hoch— 
verzinslicher Kontokorrentſchulden in langfriſtige, 
niedrig verzinsliche Tilgungsdarlehen. Die end⸗ 
gültige Sanierung der deutſchen Landwirtſchaft 
iſt nach wohl feſtſtehender und auch von der In⸗ 
duſtriebank vertretener Anſicht mit dieſer Art der 
individuellen Entſchuldung nicht zu erreichen. Die 
Induſtriebank hält darüber hinaus für erforder— 
lich, „die Abſtellung anderer weſentlicher Män- 
gel, wie vor allem die Zurückführung der laufen⸗ 
den Zinſen auf ein erträgliches Maß, die An⸗ 
paſſung der Betriebsunkoſten an den Zwang der 
Rentabilität, die Beſeitigung der durch die Ueber⸗ 
inveſtitionen entſtandenen Nachteile, den Aus⸗ 
gleich verluſtbringender Preiſe u. a. m.“ 

Das Oſthilfegeſetz veranſchlagte den Bedarf 
für die Durchführung der Entſchuldung auf rd. 
850 Mill. RM. Das Hauptkontingent dieſer 
Gelder jollte die Induſtriebank aus den Aufbrin⸗ 
gungsmitteln zur Verfügung ſtellen, während 
das Reich ſich mit ſogenannten Betriebsſicherungs⸗ 
mitteln beteiligte. Die Induſtriebank begann ihre 
praktiſche Tätigkeit unter gleichzeitiger Ueber⸗ 
nahme der von der Deutſchen Rentenbank-Kredit— 
anſtalt und der Preußenkaſſe gemäß der Verord⸗ 
nung des Reichspräſidenten vom 26. Juli 1930 be⸗ 
reits in Angriff genommenen landwirtſchaftlichen 
Entſchuldungsarbeiten. Es gelang der Bank, die 
im Ojthilfe- und Induſtriebankgeſetz vorgeſehene 
Finanzierung im weſentlichen unter Inanſpruch⸗ 
nahme eines 20⸗Mill.⸗Kredits von der Deutſchen 
Rentenbank⸗Kreditanſtalt und der Aufbringungs⸗ 
umlage von 1931 in Höhe von 45 Mill. Mark 
durchzuführen. Infolge der Schwierigkeiten des 
öffentlichen Haushalts und des privaten Geld» 
marktes mußte aber im Wege der Entſchuldungs⸗ 
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verordnung vom 6. Februar 1932 eine neue Fi⸗ 
nanzierungsgrundlage geſchaffen werden. Auch bei 
dieſer ſteht die Aufbringungsumlage noch immer 
im Mittelpunkt der Finanzierung. Das entſchei⸗ 
dende Neue iſt aber die Tatſache, daß die im Oſt— 
hilfegeſez nur ausnahmsweiſe vorgeſehene Form 
der unbaren Entſchuldung zum Grundſatz erhoben 
worden iſt. Der Bedarf an Entſchuldungsmitteln 
iſt in der Entſchuldungsverordnung auf 600 Mill. 
Mark veranſchlagt. Die Deutſche Rentenbank iſt 
zur Ausgabe von 4½prozentigen Schuldverſchrei— 
bungen, den ſogenannten Oſthilfe-Entſchuldungs⸗ 
briefen, bis zum Geſamtbetrag von 500 Mill. 
Mark berechtigt. Zur Verzinſung und Einlöſung 
dieſer Oſthilfebriefe wird die Induſtriebank in 
den Nechnungsjahren 1933 bis 1936 aus den Ein⸗ 
gängen der Aufbringung je 80 Mill. Mark zur 
Verfügung ſtellen. Von dem fehlenden Entſchul⸗ 
dungsbedarf in Höhe von 100 Mill. Mark bar hat 
die Bank die Bereitſtellung von weiteren 70 Mill. 
Mark in bar übernommen, ſofern die Aufbrin⸗ 
gungsumlage in der zugeſicherten Höhe eingehen 
wird. Außerdem werden zur Deckung der Schuld⸗ 
verſchreibungen der für die Rentenbank nicht mehr 
in Anſpruch genommene freie Teil der Renten⸗ 
bankgrundſchulden und die auf dem Namen der 
Induſtriebank einzutragenden Entſchuldungshypo⸗ 
theken herangezogen. Bis zum Jahre 1938 ſollen 
alle Entſchuldungsbriefe eingelöſt ſein. Ein beſon⸗ 
deres Agrarſchutzgeſetz in Geſtalt der bekannten 
Sicherungsverordnung vom 17. November 1931 
mußte außerdem erlaſſen werden, um „durch Ge⸗ 
währung einer Atempauſe einen Zuſammenbruch 
der oſtdeutſchen Landwirtſchaft und damit einer 
ſchweren Schädigung der Geſamtwirtſchaft vorzu⸗ 
beugen“. 

Augenblicklich befinden ſich nach dem neueſten 
Bericht der „Landwirtſchaftlichen Wochenſchau“ 
38 000 Betriebe im Sicherungsverfahren. Bei 
14 500 iſt die Durchführung des Verfahrens ab⸗ 
gelehnt worden. 
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Der Stand der Arbeiten an der landwirtſchaft⸗ 
lichen Entſchuldung ergibt ſich für den 31. März 
1932 aus der vorſtehenden, dem Geſchäftsbericht der 
Induſtriebank entnommenen Gegenüberſtellung. 

Von den bewilligten Darlehen ſind insgeſamt 
bereits 2903 im Betrage von 30 624 240 RM. 
ausgezahlt worden. Außerdem wurde 1 Mill. 
Goldmark für Entſchuldungsdarlehen auf Grund 
der alten Oſtpreußenhilfe ausgezahlt. 

Wie ſich die weitere Finanzierung der Oſthilfe 
durchführen laſſen wird, iſt ungewiß und nicht 
allein von der wirtſchaftlichen, ſondern vorwiegend 
von der politiſchen Entwicklung abhängig. 

Für die weitere Finanzierung der Siedlung iſt 
eine gewiſſe Grundlage geſchaffen. In dem vom 
Reichsrat verabſchiedeten, von der Reichsregie⸗ 
rung dann durch Notverordnung in Kraft geſetz⸗ 
ten Reichshaushalt iſt für die Förderung der 
landwirtſchaftlichen Siedlung eine 
Bürgſchaftsübernahme des Reiches in Höhe von 
150 Millionen Mark vorgeſehen. 

Der Höchſtbetrag für die Uebernahme von 
Bürgſchaften zugunſten des Kleinwohnungs⸗ 
baues wird für 1932 auf 250 Millionen feſt⸗ 
geſtellt; außerdem ſind 100 Mill. Mark für In⸗ 
ſtandſetzungsarbeiten an Wohngebäuden feſt⸗ 
geſetzt. 

In der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 
werden außer den bisher vorgeſehenen 48 Mil— 
lionen RM. noch 25 Mill. RM. im zweiten Baus: 
abſchnitt zur Verteilung geſtellt. Für den Land⸗ 
arbeitswohnungsbau ſind aus den Mit⸗ 
teln der wertſchaffenden Arbeitsloſenfürſorge 
5 Mill. RM. zur Vergrößerung Landbeigabe und 
evtl. Erweiterung der Stellen bereitgeſtellt. Die 
Errichtung neuer Stellen aus dieſen Mitteln iſt 
nicht vorgeſehen. 

Bei der ländlichen Siedlung dürfte unabhängig 
von der politiſchen Entwicklung in jedem Falle 
mit einer Belebung zu rechnen ſein, da nach den 
neueſten Preſſenachrichten von der Reichsregie— 
rung die Errichtung einer Treuhandſtelle zum Er— 
werb verſchuldeter Güter in der Zwangsverſteige— 
rung beabſichtigt iſt. In unmittelbarem Zuſam— 
menhang damit ſoll auch eine Aenderung des bis- 
her komplizierten Siedlungsverfahrens erfolgen. 

Ueber die Finanzierung der Arbeitsbeſchaffung 
gibt der Geſchäftsbericht der Deutſchen Geſellſchaft 
für öffentliche Arbeiten für 1931/32 einige An⸗ 
haltspunkte. Das Inſtitut wird aus eigenen 
Mitteln für dieſe Zwecke 30 bis 35 Mill. Mark. 
zur Verfügung ſtellen. Dieſe Summe iſt nach den 
vorausſichtlichen Einnahmen des Geſchäftsjahres 
1931/32 unter Abzug beträchtlicher Reſerven be— 
meſſen worden. Zu dieſen Mitteln treten die 
Mittel, die beſtimmungsgemäß von der Reichsan⸗ 
ſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſen⸗ 
unterſtützung entſprechend ihrer Entlaſtung ge: 
geben werden. Die Deutſche Geſellſchaft für öffent⸗ 
liche Arbeiten rechnet damit, daß unter Einſchluß 
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ihrer eigenen Mittel rd. 50 Mill. Mark für Not- 
ſtandsarbeiten im nächſten Rechnungsjahr verfüg⸗ 
bar ſein werden. 

Das Inſtitut ſoll bei der Arbeitsbeſchaffung 
gemäß dem Programm der Reichsregierung noch 
inſofern wirkſam werden, als es jeder Durchfüh— 
rung dieſes Programms ſein Akzept zur Ver⸗ 
fügung ſtellt. Die Geſellſchaft wird als relativ 
gut leiſtungsfähig bezeichnet. Ihr Darlehns— 
beſtand hat ſich mit dem 31. März 1932 unter Be⸗ 
rückſichtigung von Darlehnsforderungen, die das 
Reich im Geſchäftsjahr neu eingebracht hat und 
der Rückzahlungen von neuen Darlehen von 
387 Mill. Mark auf 416 Mill. erhöht. 

Die Inanſpruchnahme der ausländiſchen Kredit⸗ 
märkte hält die Induſtriebank für ausſichtslos. 
Doch nach dieſer Richtung kann ein Wandel ein⸗ 
treten, ſobald auf dem ausländiſchen Kapitalmarkt 
ſich wiederum Vertrauen zu einer Aufwärtsent⸗ 
wicklung der volkswirtſchaftlichen und der Geſamt⸗ 
wirtſchaft bildet. Wir hoffen, daß der Vertrag von 
Lauſanne ſich auf die weltwirtſchaftliche Verbun⸗ 
denheit der deutſchen Wirtſchaft beruhigend und 
fördernd auswirkt und zu dieſer unentbehrlichen 
Vertrauensbildung führt. 


Der 2. Vauabſchnitt 
der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 


Der Reichskommiſſar für die vorſtädtiſche Klein⸗ 
ſiedlung hat am 1. Juli 1932 die Richtlinien für 
den 2. Bauabſchnitt der vorſtädtiſchen Kleinſied⸗ 
lung und Bereitſtellung von Kleingärten für Er⸗ 
werbsloſe erlaſſen, deren wichtigſten Beſtimmun⸗ 
gen wir ſchon in Heft 9, S. 355 inhaltlich bekannt⸗ 
gaben und würdigten. Die vergangenen Wochen 
ſind dazu ausgenutzt worden, um den ſchon ſeit 
zwei Monaten vorliegenden Entwurf der Richt⸗ 
linien unter möglichſter Ausnutzung der bei der 
bisherigen Arbeit gewonnenen Erfahrung und 
unter tunlichſter Berückſichtigung der Wünſche der 
als Träger der praktiſchen Arbeiten in Frage 
kommenden Gemeinden, Gemeindeverbände und 
Gemeinnützigen Siedlungsunternehmen in der 
endgültigen Faſſung feſtzulegen. 

Die Erleichterungen gegenüber den bisherigen 
Vorſchriften für den I. Bauabſchnitt betreffen in 
der Hauptſache die finanziellen Verpflichtungen 
der Länder, Gemeinden und Gemeindeverbände 
und die Einſchaltung von Einzelſiedlern und Sied⸗ 
lergemeinſchaften. 

Der Reichskommiſſar hebt in ſeinen an die 
Preſſe gerichteten Erklärungen u. a. noch folgende 
Einzelheiten hervor: 

1. Erleichterung der finanziellen Verpflichtungen 

der Gemeinden und Gemeindeverbände: 

An die Stelle der bisher verlangten Bürgſchaft 
für das Darlehen im Falle der Uebertragung der 
Trägerſchaft auf ein gemeinnütziges Wohnungs⸗ 
oder Siedlungsunternehmen tritt in Zukunft nur 


eine Gewährleiſtung für die Durchführung und 
Fertigſtellung des Siedlungsvorhabens nach Maß⸗ 
gabe der genehmigten Pläne ſowie für die ord⸗ 
nungsmäßige Verwendung und dingliche Sicher⸗ 
ſtellung des Reichsdarlehens. Auf dieſe Gewähr⸗ 
leiſtung kann jedoch auf Antrag verzichtet wer⸗ 
den, wenn das zum Träger beſtimmte gemein⸗ 
nützige Wohnungs⸗ oder Siedlungsunternehmen 
nach der Erklärung der zuſtändigen Landesbehörde 
die erforderliche bautechniſche und finanzielle Zus 
verläſſigkeit für die Erfüllung der übernommenen 
Verpflichtungen bietet. 

2. Einſchaltung der Einzelſiedler und Siedler⸗ 

gemeinſchaften. 

Die Einbeziehung der Einzelſiedler und rechts⸗ 
fähigen Siedlergemeinſchaften erfolgt durch Er- 
mächtigung der Träger (Gemeinden und Ge— 
meindeverbände oder gemeinnützige Siedlungs⸗ 
unternehmungen), das ihnen gewährte Reichs» 
darlehen, ſoweit ſie die Siedlungsvorhaben nicht 
ſelbſt durchführen wollen, an Einzelſiedler oder 
rechtsfähige Siedlergemeinſchaften, die bereits 
über den erforderlichen Grund und Boden ver— 
fügen, weiterzugeben; Vorausſetzung für dieſe Er⸗ 
mächtigung iſt auch hier die Uebernahme der Ge— 
währ für die Durchführung und Fertigſtellung 
des Siedlungsvorhabens und die ordnungsmäßige 
Verwendung und dingliche Sicherſtellung des 
Reichsdarlehens und die Uebernahme der Ver— 
pflichtung zugunſten der Deutſchen Bau- und 
Bodenbank. 

3. Baukoſtenhöchſtbetrag: 

Dem von verſchiedenen Seiten geäußerten 
Wunſche auf Erhöhung des Baukoſtenhöchſtbetra⸗ 
ges von 3000 RM konnte nicht entſprochen wer⸗ 
den, da die bisherigen Erfahrungen gezeigt haben, 
daß es in Anbetracht der inzwiſchen eingetretenen 
Senkung der Preiſe für Baumaterialien und Bau- 
arbeiterlöhne möglich iſt, im Rahmen dieſes 
Höchſtbetrages ein Haus zu errichten, das nach 
Bauart, Naumzahl und Raumgröße durchaus dem 
Wohnbedürfnis der in Frage kommenden Siedler⸗ 
kreiſe entſpricht. Wo dies nicht in vollem Am⸗ 
fange gelungen iſt, wird es Aufgabe des Trägers 
ſein, durch Verbeſſerung der Organiſation der Ar⸗ 
beit und größtmöglichſte Einſparung bei der Be⸗ 
ſchaffung der Baumaterialien die jetzigen Mängel 
zu beſeitigen und insbeſondere den Wohnraum 
zu vergrößern. Die für den erſten Bauabſchnitt 
genehmigten Baupläne werden daher allgemein 
auf Grund der bisherigen Erfahrungen einer 
Nachprüfung unterzogen und vor allem den er⸗ 
höhten Mindeſtraumgrößen der neuen Verfah⸗ 
rensvorſchriften angepaßt werden müſſen. 

4. Beſondere Vorteile für kinderreiche Siedler. 

Die Unterbringung kinderreicher Familien ſtieß 
infolge ihres erhöhten Raumbedürfniſſes bisher 
vielerorts auf Schwierigkeiten. Zu ihrer Be⸗ 
hebung ſehen die neuen Richtlinien für Siedler 


430 


Re a > u SER Qt nn ͤ— — 


mit 4 und mehr Kindern einen Baukoſtenzuſchuß 
von 120 RM anſtelle des bisherigen Mietzuſchuſſes 
für die erſten 3 Jahre von je 40 RM und für 
Siedler mit 6 und mehr Kindern daneben eine 
Erhöhung der Baukoſten auf 3500 RM und die 
Gewährung eines zuſätzlichen Reichsdarlehens bis 
zu 500 RM vor; Bedingung für letzteres iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich eine entſprechende Vergrößerung des 
betreffenden Bauvorhabens. 
5. Dezentraliſierung des Verfahrens. 


Die bisher beim Reichskommiſſar zentraliſierte 
Prüfung der Siedlungspläne iſt für den zweiten 
Bauabſchnitt den Landeszentralbehörden oder den 
von ihnen zu beſtimmenden Stellen übertragen 
worden, die über die von den Trägern einzurei⸗ 
chenden Anträgen, ſoweit ſie den neuen Richt⸗ 
linien und Verfahrensvorſchriften entſprechen, 
ſelbſtändig zu entſcheiden haben. Lediglich die 
formale Bewilligung des Reichsdarlehens wird 
auch in Zukunft durch den Reichskommiſſar bezw. 
nach dem 1. Auguſt durch den Reichsarbeits⸗ 
miniſter erfolgen, um nicht durch eine Kontingent⸗ 
verteilung Mittel unnötig brachliegen zu laſſen. 
Durch dieſe Dezentraliſierung des Verfahrens ſoll 
zugleich die bevorſtehende Ueberleitung der Ge⸗ 
ſchäfte auf das Reichsarbeitsminiſterium vorbe⸗ 
reitet werden. 

6. Bereitſtellung von Kleingärten: 

Auch für die Bereitſtellung von Kleingärten 
ſind neue Mittel eingeſtellt worden, mit deren 
Hilfe die geſamte Bedarfsanmeldung der Gemein⸗ 
den und Gemeindeverbände befriedigt werden 
kann. 

7. Umfang des II. Bauabſchnittes: 

Bei einer entſprechenden Beſchleunigung der 
Arbeit bei allen bei der Durchführung beteiligten 
Behörden wird es möglich ſein, auch den zweiten 
Bauabſchnitt noch in dieſem Jahre zur Durchfüh⸗ 
rung zu bringen und damit die Vorteile des 
Siedlungswerkes weiteren 8000 Kleinſiedlern und 
30 000 Kleingärtnern zugute kommen zu laſſen, 
nachdem mit den Mitteln des erſten Bauabſchnit⸗ 
tes rd. 18 000 vorſtädtiſche Kleinſiedlungen und 
rd. 52 000 Kleingärten gefördert werden konnten. 

Der Reichskommiſſar ſtellt außerdem in Aus⸗ 
ſicht, daß die für den IT. Bauabſchnitt in Frage 
kommenden Gemeinden bis zum 10. Juli einen 
Vorbeſcheid über die Fülle der ihnen zugeteilten 
Mittel erhalten. Mit Rückſicht auf die fortgeſchrit⸗ 
tene Jahreszeit können aber nur ſolche Siedlungs⸗ 
vorhaben berückſichtigt werden, die für die Land⸗ 
beſchaffung und damit die alsbaldige Aufnahme 
der Arbeiten geſichert iſt. I 

Da der vorausſichtliche Inhalt der Richtlinien 
ſchon ſeit vielen Wochen bekannt iſt, dürften die 
Vorabeiten im allgemeinen ſchon ſo weit ſein, daß 
die Anträge auf Bereitſtellung der Mittel von den 
Trägern alsbald eingereicht werden können. 

Die Bedenken, die gegen die früheren Richt⸗ 


linien erhoben werden mußten‘), ſind in den 
neuen Richtlinien und Verfahrensvorſchriften in 
entſcheidenden Punkten beſeitigt. Hier ſoll nur 
die neue ſiedlungspolitiſche Linie des II. Bauab⸗ 
ſchnitts beſonders hervorgehoben werden. Nach 
A II 1 des Begleiterlaſſes ſoll den Siedlern „durch 
die zu errichtende Stelle ein Eigenheim geſchaffen 
und die Möglichkeit der gärtneriſchen Selbſtver⸗ 
ſorgung gegeben werden. Jedoch dürfen am Nand 
der Großſtadt in dicht bevölkerten Induſtriegebie⸗ 
ten keine Menſchen ſeßhaft gemacht werden, welche 
die wirtſchaftlichen Beziehungen zu dieſen dau⸗ 
ernd verloren haben und andernfalls wieder auf 
das flache Land zurückwandern würden, um ſich 
dort mit Hilfe ihrer verwandtſchaftlichen oder 
wirtſchaftlichen Beziehungen eine neue Lebens⸗ 
grundlage zu ſchaffen.“ 

Das Siedlungsgelände ſoll ſo gelegen ſein, daß 
Arbeitsſtätten, Schulen und öffentliche Anſtalten 
leicht zu erreichen ſind. Die Verbindung mit dem 
Arbeitsmarkt ſoll demnach möglichſt eng geſtaltet 
werden. Die Stellengröße ſoll ſo gewählt werden, 
daß der Ertrag des Gartens, deſſen Bodengüte für 
die Gartenkultur ausreichen muß, bei intenſiver 
Bewirtſchaftung zur Selbſtverſorgung ausreichen 
muß. Für Pachtland ſoll geſorgt werden. Da es 
auch Darlehen für Einzelſiedler gibt, ſollen Han⸗ 
del⸗ und Gewerbetreibende und Angehörige der 
freien Berufe mit berückſichtigt werden. Reichs⸗ 
darlehen dürfen für dieſe Zwecke aber nur ver⸗ 
wendet werden, wenn es ſich um die Anſiedlung 
von Erwerbsloſen handelt. Weſentlich iſt hierbei, 
daß im allgemeinen unter Ausnutzung der 
Schrebergärten die Siedlungswünſche aller derer 
berückſichtigt werden können, die bereits das er⸗ 
forderliche Gelände zum Bau einer Stelle beſitzen 
oder über die zum Bau des Hauſes erforderlichen 
Mittel verfügen. Dies ſind gerade die Perſonen, 
die in erſter Linie die für den landwirtſchaftlichen 
Erfolg der Siedlung unerläßliche Eignung be⸗ 
ſitzen. 

Die Richtlinien in ihrer Geſamtheit ſind daher, 
nicht zuletzt aus den bereits in Heft 9 S. 356 her⸗ 
vorgehobenen Gedanken der Förderung der 
„Landſtadt“, als eine weitgehende Verbeſſerung 
des bisherigen Zuſtandes zu begrüßen. Zwar 
kann die Stadtrandſiedlung den völlig Erwerbs⸗ 
loſen immer noch keine Hilfe, ſondern nur eine 
Erleichterung bringen. Mehr kann ſie jedoch dem 
Kurzſchichtenarbeiter nutzen, der den größten Teil 
ſeines Einkommens aus Lohnarbeit bezieht. Nach 
einer von Dr. G. Laubheimer im VMBl. Sp. 429 f. 
und Sp. 475 f. veröffentlichten Anterſuchung iſt 
nämlich mit einem Arbeitsaufwand von rd. 1000 
Stunden unter Berückſichtigung aller Einzelheiten 
durch eine übliche, gemäß den Richtlinien des 
Reichskommiſſars geſchaffenen Selbſtverſorger⸗ 


1) Vergl. Siedlung und Wirtſchaft Heft 2, S. 69 
und Heft 4, S. 117 ? ſt Hef 
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ſiedlung (Düngerbedarf, Waſſerbedarf, Elektrizi⸗ 
tätsverbrauch, Wohnhaus und Stall, Gemüſe⸗ 
garten und Obſtgarten) % des Arbeitseinkom⸗ 
mens von 2000 RM erſetzbar. Eine Kürzung der 


Arbeitszeit und des Lohneinkommens um 4 wäre 
daher bei dieſen Randſiedlern ohne Schmälerung 
ihres Geſamteinkommens zu rechtfertigen. 

Dr. F. N. 


Veſprechungen 


Arbeitsdienſt — Heeresdienſt? Von Eugen Ro⸗ 
ſtock, Verlag Eugen Diederichs, Jena. 

Das Buch ſucht den Gedanken des freiwilligen 
Arbeitsdienſtes in ſeinen tieferen Wurzeln zu er⸗ 
faſſen und ihm aus den dabei gewonnenen Er- 
kenntniſſen heraus ſeinen richtigen Platz im heu— 
tigen Lebensprozeß unſeres Volkes anzuweiſen. 
Aus dieſer Einſtellung heraus wird zunächſt ver⸗ 
ſucht, die beſtehende Erwerbsloſigkeit als eine not⸗ 
wendige Folge unſerer heutigen Wirtſchaftsord⸗ 
nung feſtzuſtellen. Ihre tiefere Urſache ſieht der 
Verfaſſer in der Loslöſung des Kapitals vom 
Boden, die zur Heimatloſigkeit der Arbeit geführt 
hat und den Menſchen entwertet. Dem ſtellt er 
gegenüber, daß die Entwicklung ſeit dem Kriege 
ſichtlich zu einer Mobiliſierung des ganzen Volkes 
führen muß, um es geſchmeidig und widerſtands⸗ 
fähig gegen die großen Schwierigkeiten zu machen, 
denen wir uns gegenüber ſehen. 

Das Beiſpiel Bulgariens mit ſeiner Dienſt⸗ 
pflicht wird als auf völlig anderen kulturellen 
Vorausſetzungen beruhend abgelehnt. Abgelehnt 
wird die Anſchauung des Wohltäters, der „dem 
armen Teufel“ von Arbeitsloſen helfen will, 
ebenſo die der Vertreter der geſetzlichen Arbeits 
dienſtpflicht, die entweder wirtſchaftliche Erfolge 
anſtreben, oder einen Erſatz für das alte Heer. 
Der Verfaſſer ſtrebt demgegenüber nach einer 
„neuen Art volkhafter Daſeinsform“, in der der 
freiwillige Arbeitsdienſt die Lücke auszufüllen be⸗ 
ſtimmt iſt, die jedem droht, der heute durch Ent- 
laſſung von ſeiner Stelle aus dem Arbeitsprozeß 
ausgeſchieden wird, ohne die Möglichkeit zu haben, 
im Anſchluß daran an einer anderen Stelle wieder 
eingefügt zu werden. So wird der freiwillige Ar⸗ 
beitsdienſt zum Mittel der Umſtellung, die notge- 
drungen jedem einzelnen aufgezwungen wird, zu 
einem wichtigen Faktor des Regenerationsprozeſſes, 
den jedes Volk zu ſeiner Geſunderhaltung braucht. 
„Die Fähigkeit, freiwillig zu dienen und den Dienſt 
ſinnvoll zu leiten, macht die Kraft eines Volkes 
aus.“ 

Allen denen, die ſich mit der noch reichlich unge 
klärten Frage des freiwilligen Arbeitsdienſtes und 
ſeiner inneren Berechtigung eingehender beſchäfti⸗ 
gen wollen, wird das Buch ſtarke Anregungen 
bringen. Schlemm. 


Die wirtſchaftliche und geiſtige Struktur eines 
Siedlungsdorfes. Eine Anterſuchung des 
Volkshochſchulheims Tempelhof unter Leitung 
von Günter Krolzig. Berichte über 
Landwirtſchaft. Neue Folge 55. Sonderheft. 


Verlag: P. Parey, Berlin 1932. 
ten. Preis RM 4,80. 


Die Siedlung Poltnitz iſt für den Verſuch, die 
wirtſchaftliche und ſoziale Struktur eines Sied⸗ 
lungsdorfes zu erforſchen, glücklich gewählt. Es 
handelt ſich hier um eine der jungen Primitiv⸗ 
oder Aufſtiegſiedlungen, die in Mecklenburg be⸗ 
reits in Suckwitz, Schloſſin, Klein⸗Schwielow, 
Klein⸗Belitz mit Erfolg durchgeführt ſind. Durch 
weitgehende Verwertung der Gutsgebäude, durch 
ſtärkſte Einſchränkung des Wohnraums, durch Ver⸗ 
billigung des notwendigen Baumaterials und 
nicht zuletzt durch die tatkräftige Mitarbeit der 
Siedler beim Aufbau der Siedlung iſt bei der 
Aufſtiegsſiedlung eine weſentliche Vereinfachung 
und Verbilligung erreicht worden. Auch die Er⸗ 
forſchung dieſer Siedlung in ſoziologiſcher Hin⸗ 
ſicht bietet beſondere Reize. Poltnitz iſt als 
eine der erſten deutſchen Gruppenſiedlungen durch⸗ 
geführt, bei der die Auswahl der Siedler von 
vornherein nach dem Geſichtspunkt erfolgt iſt, die 
Bildung einer wirklichen Dorfgemeinſchaft zu er⸗ 
möglichen. 

Das Volkshochſchulheim hat zur Löſung der ſich 
geſtellten Aufgaben Methoden angewandt (Ab⸗ 
ſchnitt J), die der Siedlungsforſchung neue Wege 
weiſen. 3 Dozenten und 12 Schüler des Volks⸗ 
hochſchulheims fahren zu einem 14tägigen Auf⸗ 
enthalt auf die Siedlung. Jeder wird hier einer 
Siedlerfamilie zuerteilt und ordnet ſich dem Le⸗ 
bens⸗ und Arbeitsprozeß dieſer Familie ein. Die 
Aufzeichnungen der Teilnehmer über ihre auf die⸗ 
ſem Wege gewonnenen Erfahrungen werden ſpä⸗ 
terhin kritiſch gewertet und ſind gemeinſchaftlich 
zu der vorliegenden Schrift verarbeitet, die durch 
ihren einheitlichen, gefälligen Stil und geſchloſſe⸗ 
nen Aufbau den überragenden Einfluß Günter 
Krolzigs verrät. 

Das Problem iſt vielleicht, wie ſich aus den 
Ausführungen über die wirtſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſe (Abſchnitt II) und die Arbeitsmethoden des 
Siedlerbetriebes (Abſchnitt III) ergibt, wie dieſe 
Methode planvoll dahin ausgebaut werden kann, 
daß ſie auch in betriebswiſſenſchaftlicher Hinſicht 
wertvolle Erkenntniſſe ſichert. Bei der vorliegen⸗ 
den Anterſuchung müſſen die in volkswirtſchaft⸗ 
licher Hinſicht wichtigen Angaben notwendig auf 
allgemeine und nicht überraſchende Feſtſtellungen 
beſchränkt bleiben, wie z. B., daß auch in der Sied⸗ 
lung Poltnitz der Abſatz ungenügend organiſiert 
iſt, exakte Preiskalkulationen und vorausſchau⸗ 
ende Marktorientierung kaum zu finden ſind uſw. 
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Die Stärke der Anterſuchung liegt denn auch 
nicht auf wirtſchaftlichem, ſondern auf 
allgemein kulturellem, ſoziologiſchem und pädago⸗ 
giſchem Gebiet. Das geht noch deutlicher als in 
den erſten Abſchnitten aus den Ausführungen 
über die Siedlerfamilie (Abſchnitt IV), die kul⸗ 
turelle Struktur der Siedlung (Abſchnitt V), die 
Beziehungen der Siedler zum öffentlichen Leben 
(Abſchnitt VI) und der Zeichnung ihrer Arbeits- 
und Wirtſchaftsgeſinnung (Abſchnitt VII) hervor. 
Wer allerdings Land und Leute kennt, fühlt, daß 
das mit ſcharfer Beobachtungsgabe und ehrlichem 
Forſcherwillen gezeichnete Bild zu tief das per⸗ 
ſönlichſte Leben der Siedler ſtreift. Der verſchloſ⸗ 
ſene, ſchwer zugängliche Hannoveraner (13 der 
Siedlerfamilien ſtammen aus Hannover) und der 
ſtolze wortkarge mecklenburger Bauer verzeihen 
ſolche Preisgebung ihrer perſönlichen Lebens⸗ 
geſtaltung ſchwer. Jedenfalls muß bei zukünftigen 
Unterſuchungen vermieden werden, daß die durch 
den Aufenthalt auf der Siedlung angebahnte Ver- 
ſtändigung von Stadt und Land ſpäter durch zu 
weit gehende Wiedergabe der Einzelheiten bei Ge⸗ 
ſtaltung des Stoffes gefährdet wird. Alles in 
allem verdient die Unterſuchung Anerkennung 
und die Vorſchläge über die Aufgaben der Sied— 
lungsgeſtaltung (Abſchnitt VIII), die teils die Zu⸗ 
ſammenfaſſung der Siedlergruppe, teils die land⸗ 
wirtſchaftliche fachliche Schulung der Siedler und 
die zielbewußte Beeinfluſſung des geiſtigen Lebens 
der Siedlung betreffen, können warm befürwortet 
werden. Dr. Kaſten. 


Bodenreform und Landwirtſchaft. Von der Zins⸗ 
knechtſchaft und ihrer Ueberwindung. Von 
Adolf Damaſchke, Berlin 1932. Reimar 
Hobbing. Preis 1 RM. 

Soll das Landvolk der Geſundbrunnen des deut⸗ 
ſchen Volkes bleiben und ſeine Ernährung ſicher⸗ 
ſtellen können, ſo bedarf es dazu eines geſicherten 
Beſitzes. Der Verfaſſer zeigt, wie im Zug der 
Agrarreform durch Aufhebung der Stein'ſchen Be⸗ 
leihungsgrenze und vor allem durch die frühere 
Vorzugsſtellung der Rittergüter auf dem Kredit⸗ 
markt alteingeſeſſene Bauern in großer Zahl 
ihren Beſitz verloren. Beim Großgrundbeſitz 
herrſcht aber nicht die ſtarke Schollenverbundenheit 
des Bauern, er ſieht vielmehr im Landgut ein ge⸗ 
ſchäftliches Unternehmen und it häufig geneigt, 
ſich von ihm zu trennen, ſobald finanzielle Vor⸗ 
teile dabei herausſpringen. So wurde der Boden 
mehr und mehr zur Ware. — Durch den ſpekula⸗ 
tiven Güterumſchlag waren bereits vor dem 
Krieg in weiten Bezirken Deutſchlands die Boden⸗ 
preiſe über die wirtſchaftlich tragbare Höhe hin⸗ 
aus geſtiegen. Die Verſchuldung erfolgte immer 
ſeltener zum Zweck der Verbeſſerung des Grund⸗ 
ſtücks, viel häufiger zu völlig betriebsfremden 
Zwecken, und hatte eine ſtändige Not vieler Land⸗ 
wirte zur Folge. Von 1925 bis 1930 hatte ſich 


die deutſche Landwirtſchaft bereits wieder in Höhe 
von 12 Milliarden verſchuldet, indem ſie falſch in⸗ 
veſtierte oder Wirtſchaftsverluſte in Realkredite 
umwandelte. Das hatte größte Verzweiflung des 
Landvolks und eine Lawine von Zwangsverſtei⸗ 
gerungen herbeigeführt. — Die mit der Oſthilfe 
verbundene Zinsſenkung konnte die Rentabilität 
der Landwirtſchaft nicht wieder herſtellen. Ihre 
Bodenpreis ſteigernde Wirkung ſteht aber einer 
Geſundung der Landwirtſchaft im Wege. 
Hieraus ergibt ſich notwendig, daß die Verſchul⸗ 
dung eines Grundſtücks über die aus dem Wirt⸗ 
ſchaftserfolg tragbare Zinslaſt hinaus auf alle 
Fälle verhindert werden muß. Damaſchke 
ſieht in einem Bodenrecht, wie es für die Heim⸗ 
ſtätte und Wirtſchaftsheimſtätte beſteht, einen 
Weg zu dieſem Ziel. Es ſcheint allerdings frag⸗ 
lich, ob ein hinreichender Erfolg ſich erzielen läßt, 
wenn man eine ſolche Maßnahme auf die reine 
Familienwirtſchaft beſchränkt. Zweifellos aber iſt 
es von größtem Wert, daß dieſe heute jo bren⸗ 
nende Frage von ſolch einflußreicher Stelle zur 
Debatte geſtellt worden iſt. Dr. Br. 


Beiträge zur Förderung der Landeskultur, Heft 5, 
Herausgeber: Deutſche Bodenkultur-Aktien⸗ 
geſellſchaft, Berlin W 10, Margarethenſtr. 8. 

Das 5. Heft der obigen Schriftenreihe behan⸗ 
delt wieder eine Anzahl von aktuellen Problemen 
der Landeskultur. In ſeinem Aufſatz „Quo vadis, 

Boruſſia?“ weiſt Miniſterialrat Dr. Herr dar⸗ 

auf hin, daß die Aufhebung der Kulturbauämter 

nur zu einer ſehr geringen Erſparnis für den 
preußiſchen Staatshaushalt führen könne, da der 
überwiegende Teil ihres Perſonals aus Beamten 
beſtehe. Eine Uebertragung ihrer Aufgaben an 
die Provinzen werde keinen erheblichen finan⸗ 
ziellen Gewinn bringen, fie werde aber die Ein- 
heitlichkeit in der Behandlung der Meliorations⸗ 
aufgaben gefährden. Beſonders auf dem Gebiet 
der Waſſerwirtſchaft ergeben ſich aus dem Fehlen 
einer zentralen Leitung große Nachteile. Die 

Aufſätze von Min.⸗Rat Dr. Hillebrandt und 

Oberreg.⸗ und ⸗baurat Dr. Schroeder behan⸗ 

deln die Frage „Meliorationen und Notverord— 

nung“ und „Sind Meliorationen heute noch wirt⸗ 
ſchaftlich?“ Auch hier wird die Aufhebung der 

Kulturbauämter als folgenſchwerer Eingriff in 

das Meliorationsweſen bezeichnet. In der neue- 

ſten Oſthilfenotverordnung iſt für die Erhaltung 
der beſtehenden Meliorationseinrichtungen Sorge 
getragen und die Fortführung angefangener 

Werke im Rahmen des Möglichen geſichert. Der 

freiwillige Arbeitsdienſt hat im Meliorations⸗ 

weſen ſein hauptſächlichſtes Arbeitsgebiet gefun⸗ 
den. — Auch heute ſind noch zahlreiche Meliora⸗ 
tionen privatwirtſchaftlich lohnend. Am häufig⸗ 
ſten die Ackerdränungen. Vorzuziehen ſind heute 
überhaupt Meliorationsanlagen, die nur die Ko⸗ 
ſten der Herſtellung, nicht aber ſolche für Unter⸗ 
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haltung und Ausnutzung mit ſich bringen. Kleine 
Anlagen und ſolche, die ſchrittweiſes Vorgehen er⸗ 
lauben, ſind auch heute noch durchaus möglich. Wie 
Min.⸗Dir. Dr. Zſchucke in „Meliorationen als 
Arbeitsloſenhilfe“ berichtet, ſind Meliorationen 
für die Belebung des Arbeitsmarktes beſonders 
geeignet, da ſie bei ihren geringen Anſprüchen an 
Maſchineneinſatz und Materialkoſten in der Haupt⸗ 
ſache aus Arbeitsbedarf beſtehen und vielen Men⸗ 
ſchen Arbeit geben. Für die Arbeitsloſenhilfe 
ſind jedoch nur diejenigen Meliorationen von Be⸗ 
deutung, die zuſätzlich in Angriff genommen wer- 
den. Die hierfür zur Verfügung ſtehenden Reichs⸗ 
mittel werden durch die Deutſche Bodenkultur-Ak⸗ 
tiengeſellſchaft und durch die Deutſche Geſellſchaft 
für öffentliche Arbeiten vergeben. Hinzukommen 
noch Mittel der Reichsanſtalt für Arbeitsvermitt⸗ 
lung und Arbeitsloſenverſicherung ſowie der freie 
Kapitalmarkt. Ueber die Förderung des Melio⸗ 
rationsweſens durch die preußiſchen Provinzen, 
über die Rechtsſtellung der Umlegungs-Beteilig- 
tengeſamtheiten in Preußen ſowie über Goethe's 
Stellung zur Landeskultur iſt des weiteren die 
Rede. Neben einem Aufſatz über die Förderung 
der Meliorationen im Freiſtaat Sachſen verdient 
der Artikel: „Die Kultivierung und Beſiedlung 
des Emslandes“ beſondere Beachtung. Den Schluß 
bildet eine Sonderveröffentlichung der Preuß. 
Hauptlandwirtſchaftskammer über die Folgeein⸗ 
richtungen von landw. Meliorationen von A. F ö⸗ 
diſch und E. Barocka. — Im ganzen find die 
Aufſätze geeignet, dem Leſer eine gute Einführung 
in die aktuellen Fragen des Meliorationsweſens 
zu vermitteln. Dr. Br. 


Die zweckmäßigen Betriebsgrößen in der deutſchen 
Weichſelniederung. Von Dr. Otto Brock, 
Diplomlandwirt. Berichte über Landwirt⸗ 
ſchaft, Neue Folge, 59. Sonderheft, Berlin 
1932. 

In einer Zeit, in der mit Hilfe der Siedlung 
im großen Umfang planmäßig neue landw. Be⸗ 
triebe geſchaffen werden, iſt es von grundlegender 
Bedeutung, Unterlagen dafür zu gewinnen, in wel⸗ 
cher Größe dieſe Betriebe ausgelegt werden müſ⸗ 
ſen, um ihnen am meiſten Ausſicht auf eine ge⸗ 
ſunde wirtſchaftliche Entwicklung zu geben. Die 
Unterjuhung der Frage der optimalen Betriebs⸗ 
größe nimmt deshalb in den Arbeiten des Deut- 
ſchen Forſchungsinſtituts für Agrar- und Sied⸗ 
lungsweſen einen breiten Raum ein, und es lie⸗ 
gen bereits eine Reihe fertiger Abhandlungen 
aus dieſem Gebiet vor; ſo für das Fürſtentum 
Osnabrück, die holſteiniſchen Elbmarſchen, das 
ſchleswigſche Grenzgebiet und für Thüringen (je⸗ 
weils als Sonderhefte in den Ber. üb. Ldw.). 
Die Arbeit Brock gewinnt deshalb beſonderes 
Intereſſe, weil ſie dieſe Frage für einen Teil Oſt⸗ 
preußens, des heute wichtigſten deutſchen Sied⸗ 
lungsgebietes, unterſucht. Das Unterſuchungs⸗ 


gebiet der Marienwerderer Niederung weiſt auf 
verhältnismäßig engem Raum erhebliche Unter⸗ 
ſchiede in den für die Betriebsform und Betriebs⸗ 
größe der Landwirtſchaft maßgebenden Faktoren 
auf und bietet ſo eine hervorragende Gelegenheit, 
deren Wirkungsweiſe klarzulegen. Die ausge⸗ 
prägte Eigenart der natürlichen Verhältniſſe in 
den einzelnen Bezirken des unterſuchten Gebietes 
hat hier Anlaß zu den unterſchiedlichſten Spezial⸗ 
kulturen, wie Obſt⸗, Gemüſe⸗ und Tabakbau ge⸗ 
geben und eine große Buntheit der Betriebs⸗ 
formen zur Folge. Von der Kätnerſtelle bis zum 
Großbauern⸗ und Gutsbetrieb (bis 150 ha) ſind 
alle Betriebsgrößen in großer Zahl vertreten. 


Als für die Betriebsgröße maßgebende Fak⸗ 
toren haben ſich vor allem die natürlichen Ver⸗ 
hältniſſe und unter dieſen wieder beſonders die 
Schwere des Bodens erwieſen. Die Bodenſchwere 
beſtimmt nämlich die niedrigſtmögliche Einheit des 
Angeſpanns (ein, zwei oder vier Pferde) und von 
der vorteilhaften Ausnutzung dieſes hauptſächlich⸗ 
ſten Koſtenelements wird die Zweckmäßigkeit der 
Betriebsgröße ſehr weſentlich beſtimmt. Daneben 
iſt das Verhältnis von Eigenarbeit zu Fremd⸗ 
arbeit ein wichtiger Geſichtspunkt. Bei einem 
dauernden Bedarf von 4 bis 5 Arbeitskräften im 
Betrieb, der im weſentlichen durch die Arbeit von 
Familienangehörigen gedeckt werden kann, befin⸗ 
det ſich das arbeitswirtſchaftliche Optimum. Auch 
der Betriebserfolg der verſchiedenen Größen⸗ 
klaſſen muß zur Beurteilung herangezogen werden. 
Neben dieſen betriebswirtſchaftlichen Geſichts⸗ 
punkten find auch noch die Entwicklung der Be- 
triebsgrößenverteilung, die unterſchiedliche Höhe 
des Kaufpreiſes bei den einzelnen Betriebsgrößen, 
ſowie die Feſtigkeit der Betriebsgrößen gegenüber 
äußeren Ereigniſſen zur Klärung der Frage her⸗ 
angezogen. Es ergibt ſich für das Unterſuchungs⸗ 
gebiet auf leicht bearbeitbarem Boden und bei 
Gelegenheit zu Nebenverdienſt der Einpferdbetrieb 
mit ca 4 ha, für Obſt⸗, Tabak⸗ und Gemüſe⸗ 
betriebe der Zweipferdbetrieb von 10 ha als be⸗ 
ſonders zweckmäßig. Bei vorwiegender Viehwirt⸗ 
ſchaft und Getreidebau ſteigt die zweckmäßigſte Be⸗ 
triebsgröße auf mittelſchwerem Boden auf 15 bis 
25 ha, auf ſchwerem Boden auf 25 bis 30 ha und 
unter beſonders ungünſtigen Amſtänden (2 mal 
4 Pferde) auf 40 bis 50 ha. — Dieſe betriebswirt⸗ 
ſchaftliche Betrachtung der Betriebsgrößenfrage 
muß auch bei volkswirtſchaftlichen Erörterungen 
Berückſichtigung finden, denn nur wirtſchaftlich 
geſunde Betriebe können ihre Aufgabe im Rah⸗ 
men der Geſamtwirtſchaft richtig erfüllen. Alle 
dieſe Unterjuhungen über die Frage der zweck⸗ 
mäßigen Betriebsgröße geben nicht nur ein vor⸗ 
zügliches agrargeographiſches Bild über das Un- 
terſuchungsgebiet, ſie bilden auch eine ausgezeich⸗ 
nete Schule für das betriebswirtſchaftliche Denken. 

Dr. Br. 
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Die Wohnungspolitik in Europa. Der Kleinwoh⸗ 
nungsbau. Studien und Berichte, Reihe G 
(Wohnungs⸗ und Wohlfahrtsweſen) Nr. 3. 
Internationales Arbeitsamt Genf 1931. Preis 
6,50 ſchw. Franken. 

Die vorliegende 391 Seiten und Monografien 
von 13 Ländern umfaſſende Arbeit bringt einen 
Abriß über das Wohnungsproblem der Nachkriegs⸗ 
zeit nach Studien über eine Reihe von Staaten, 
die praktiſche Erfahrungen und Erfolge in größe- 
rem Ausmaße für ſich in Anſpruch nehmen können. 
Die Veröffentlichung geht von dem Geſamtproblem 
des Gegenſtandes aus und vermittelt eine umfaſ⸗ 
ſende Vorſtellung von den nach zehnjähriger Ar⸗ 
beit vor uns liegenden Ergebniſſen. So bildet das 
Buch einen wertvollen Beitrag für die Geſchichte 
des Wohnungsweſens nach dem Kriege und deſſen 
vornehmlicher Sorge für den Kleinwohnungsbau 
als ſozialer Aufgabe. 

Man wird mit den Verfaſſern darin überein- 
ſtimmen, daß die Wohnungspolitik der Nachkriegs⸗ 
zeit ein Werk von bleibender Dauer geſchaffen hat 
und braucht ſich vor allem, was die Leiſtungen 
Deutſchlands im Wohnungsbau betrifft, nicht von 
einer Kritik beirren zu laſſen, die von einer Fehl⸗ 
leitung von öffentlichem Kapital ſpricht. An der 
Leiſtung überhaupt und nicht zuletzt an der Ver⸗ 
beſſerung des Wohnweſens wird die öffentliche 
Meinung nicht vorübergehen können. 

Bei der Würdigung des bisher Geſchehenen 
überſieht die Veröffentlichung durchaus nicht, daß 
die noch nötigen Aufgaben die bisherigen Leiſtun⸗ 
gen bei weitem überſteigen. Aber was zu geſchehen 
hat, war eindeutig noch nicht zu erkennen. Heute 
iſt jener Abſchnitt der Wohnungspolitik, deſſen 
Merkmal das Eingreifen der öffentlichen Hand 
bildet, im großen ganzen beendet und es geht bei 
der ungeheuerlichen Not des deutſchen Volkes nicht 
mehr um die Frage der Wohnungspolitik als ſol⸗ 
cher, auf die ſich die vorliegende Veröffentlichung 


beſchränkt. Kretſchmer. 
Grundeigentümer, Baufachmann und Polizei. 
Nachbar rechtliche Beziehungen. 


Ein Leitfaden auf dem Gebiet der baupoli⸗ 
zeilichen und ſonſtigen polizeilichen Vor⸗ 
ſchriften über die Bebauung und Be⸗ 
nutzung der Grundſtücke in den preußiſchen 
Städten. Von Dr. jur. H. Heine, Ober⸗ 
magiſtratsrat in Berlin. Berlin 1932. Ver⸗ 
lag „Die Grundſtücks⸗Warte“, Verlag Roſen⸗ 
thal & Drews, Berlin-Charlottenburg 2. 
Preis broſch. RM 6,60. 

Der Verfaſſer war etwa 10 Jahre juriſtiſcher 
Berater bei der Zentrale der Berliner Baupoli⸗ 
zei und hat daher bei Schaffung dieſes Buches aus 
ſeiner reichlichen praktiſchen Erfahrung ſchöpfen 
können. So iſt es ihm denn gelungen, die Be⸗ 
ſonderheiten des baupolizeilichen Verwaltungs⸗ 
rechts gemeinverſtändlich und doch kurz und zu⸗ 


ſammengefaßt darzuſtellen. Der „Leitfaden“ bringt 
darum auf den nur 108 Seiten Text eine unend⸗ 
liche Fülle dieſes in weiten Quellen verſtreut lie⸗ 
genden Rechtsſtoffes. Hier ſollen nur die Dar⸗ 
ſtellungen über die Lage des Baugrundſtückes zur 
Straße, den Fluchtlinien und den Nachbargrund⸗ 
ſtücken, die Verteilung der Baumaſſe, ihre Be⸗ 
ſchaffenheit und Standſicherheit, die nachbarlichen 
Beziehungen, endlich über die Vorausſetzungen 
und den Inhalt polizeilicher Maßnahmen ſowie 
die verfahrensrechtliche Darſtellung hervorgeho⸗ 
ben werden. Auch die neue Rechtsentwicklung 
auf dieſem Gebiete iſt berückſichtigt. Die Ent⸗ 
würfe eines Reichsſtädtebaugeſetzes und eines 
Preußiſchen Städtebaugeſetzes ſind an den ver- 
ſchiedenſten Stellen zum Vergleich herangezogen 
worden, ſodaß dieſe Schrift auch die vorbereiten⸗ 
den Arbeiten zu dieſen Geſetzen noch erleichtern 
und auch beeinfluſſen kann. Wenn die Geſetze 
aber einmal erlaſſen ſind — in abſehbarer Zeit 
iſt wohl damit nicht zu rechnen — ſo iſt in dieſer 
Schrift die notwendige Anknüpfung an das bis⸗ 
herige Recht gegeben. 

Die techniſchen Fragen des Buches ſind mit Un⸗ 
terſtützung der beiden Fachkenner Magiſtratsober⸗ 
bauräten Schütz und Dr. David bearbeitet, ſodaß 
das Buch in der Geſamtheit eine fachliche Kennt⸗ 
nis nach jeder Richtung verbürgt. 

Die Schrift beſchränkt ſich auf die Darſtellung 
des Baupolizeirechts für Grundſtücke in den preu⸗ 
ßiſchen Städten. In dieſer Zeitſchrift muß daher 
hervorgehoben werden, daß die Polizeiverordnung 
über die Errichtung und den Umbau von land⸗ 
wirtſchaftlichen Siedlungsbauten vom 15. Dezem⸗ 
ber 1931 nicht behandelt iſt, und daß auch die 
neueren baupolizeilichen Beſtimmungen für die 
vorſtädtiſche Kleinſiedlung (insbejondere den 
2. Bauabſchnitt) nicht behandelt ſein können. Aber 
dennoch wird die Arbeit nicht nur dem Jurijten 
der Praxis und dem Studenten, nicht nur den 
Baufachleuten jeder Art und den Haus- und 
Grundbeſitzern, ſondern allen wertvolle Kenntnis 
vermitteln, die ſich mit baupolizeilichen Fragen zu 
befaſſen haben. Wenngleich die Schrift nur den 
beſcheidenen Anſpruch erhebt, ein „Leitfaden“ zu 
ſein, ſo muß trotzdem die Wiſſenſchaftlichkeit und 
die Gründlichkeit der Darſtellung anerkannt wer⸗ 
den. Ob der Verfaſſer den polizeilichen Begriff 
„Gefahr“ erläutert, ob er die beiden Begriffe der 
polizeilichen „Verordnung“ und „Verfügung“ ge⸗ 
geneinander abgrenzt, in allen Fällen wird der 
Juriſt die gewählte Formulierung treffend, der 
Laie ſie verſtändlich finden und ſich ein abgerun⸗ 
detes Bild aus dem oft nicht einfachen Stoff 
machen. Dem Verfaſſer iſt es vorbildlich gelungen, 
einen Kompromiß zwiſchen juriſtiſcher Gründlich⸗ 
keit und allgemeiner Verſtändlichkeit zu finden. 
Darum wird dies Buch nicht nur dem Fachmann 
ein wertvolles Hilfsmittel zur Ermittelung der 
weit verſtreut liegenden Geſetzes- und Verwal⸗ 
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tungsbejtimmungen jein, es wird ihm vielmehr 
Anregungen bieten und in vielen Fällen auch 
eine Quelle neuer Erkenntnis ſein, da Schriftung 


und Rechtſprechung weitgehend berüdjichtigt und 
genannt ſind. Dr. F. N. 


Eingegangene Bücher 


„Der freiwillige Arbeitsdienſt“. 
Herausgegeben von Dr. Gerhard Jaeriſch, 
Verlag: Priebatſch's Buchhandlung, Breslau. 
„Wie werden wir uns ernähren?“ 
Herausgegeben von A. Gesmann. 
Verlag, Wien I. 


Scholle⸗ 


„Teilung und Umbau von Wohnungen“. 
Herausgegeben von Hildegard Margis und 
Dr. Karl Mahler. Verlag: Deutſche Ver⸗ 
lagsanſtalt, Berlin, Preis: 4,80 RM. 


Geſetze, Veroroͤnungen und Erlaſſe 


a) Auszug aus der Notverordnung vom 14. Juni 1932. 
A. Arbeitsbeſchaffung und Enteignung. 


Im 4. Teil Kap. I der Erſten Notverordnung wird 
folgendes beſtimmt: 

„Ermächtigung. (1) Zur Behebung der Arbeits⸗ 
loſigkeit ſind im Rechnungsjahr 1932 öffentliche Ar⸗ 
beiten, insbeſondere auf dem Gebiet des Verkehrs⸗ 
weſens, der Waſſerwirtſchaft und der landwirtſchaft⸗ 
lichen Bodenverbeſſerung als Notſtandsmaßnahmen 
auszuführen. 

(2) Zur Förderung der Arbeitsbeſchaffung, des frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſtes, der Arbeitsfürſorge, der 
Pflichtarbeit, des Austauſchs zwiſchen Arbeitsloſen 
und Beſchäftigten (Krümperſyſtem) und der beruflichen 
Aus⸗ und Fortbildung Arbeitsloſer trifft der Reichs⸗ 
arbeitsminiſter die erforderlichen Maßnahmen. Er 
kann die einſchlägigen Geſetzesvorſchriften dieſem 
Zweck anpaſſen und die Mitwirkung der Gemeinden, 
der Gemeindeverbände und anderer öffentlicher Kör⸗ 
perſchaften ſicherſtellen, ſoweit er ſie zur Erreichung 
des Zwecks für erforderlich erachtet.“ 

Ferner heißt es im Kapitel II dieſes Teiles: 

„(2) Der Reichsverkehrsminiſter kann nach Feſtſtel⸗ 
lung der Zuläſſigkeit der Enteignung durch den Reichs⸗ 
präſidenten die für den ſofortigen Beginn der Ar⸗ 
beiten benötigten, nicht mit Wohngebäuden beſetzten 
Grundſtücke in Beſitz nehmen. Die Grundſtücke dürfen 
erſt in Beſitz genommen werden, nachdem der Reichs⸗ 
verkehrsminiſter ſchriftlich mittels Zuſtellungsurkunde 
den Eigentümern und den Beſitzern die Abſicht der 
Inbeſitznahme unter Bezeichnung des Grundſtücks oder 
Grundſtücksteiles angezeigt und ſie zur Räumung auf⸗ 
gefordert hat. Der Reichsverkehrsminiſter kann die 
ihm nach Satz 1 und 2 zuſtehenden Befugniſſe auf an⸗ 
dere Behörden übertragen.“ 


B. Zinszuſchüſſe und Bürgſchaften des Reiches für 
Althausreparaturen und Wohnungsteilungen. 

Im Kap. III des 4. Teils der Erſten Notverordnung 
wird verfügt: 

„Inſtandſetzung von Wohngebäuden und Teilung 
von Wohnungen. (1) Um die Inſtandſetzung und Er⸗ 
haltung des Altwohnraums zu fördern, wird der 
Reichsarbeitsminiſter ermächtigt, im Einvernehmen 
mit dem Reichsminiſter der Finanzen 1. Zinsverpflich⸗ 
tungen aus Darlehen, die für Inſtandſetzungsarbeiten 
an Wohngebäuden und zur Teilung von Wohnungen 
aufgenommen werden, durch Zinszuſchüſſe zu verbilli⸗ 
gen. Die Arbeiten müſſen bis zum 1. April 1933 be⸗ 
gonnen ſein; 2. Bürgſchaften für Verpflichtungen aus 

arlehen der in Nr. 1 bezeichneten Art zu über⸗ 
nehmen. 


(2) Die näheren Beſtimmungen erläßt der Reichs⸗ 
arbeitsminiſter im Einvernehmen mit dem Reichs- 
miniſter der Finanzen. 

(3) Der Höchſtbetrag für Verpflichtungen aus Abſ. 1 
Nr. 2 wird auf 100 Millionen Reichsmark feſtgeſetzt.“ 


OC. Weitere 15 Millionen Reichsmark für gewerbliche 
Genoſſenſchaften. 


Im Kap. V des 4. Teils der Erſten Notverordnung 
heißt es: 

„Rationaliſierung und Sanierung gewerblicher Ge⸗ 
noſſenſchaften. Die Reichsregierung wird ermächtigt, 
für die Rationaliſierung und Sanierung gewerblicher 
Genoſſenſchaften einſchließlich ſonſtiger nicht landwirt⸗ 
ſchaftlicher Genoſſenſchaften, die das Depoſitengeſchäft 
betreiben, ohne der Warenverteilung zu dienen, in den 
Nechnungsjahren 1932, 1933 und 1934 je bis zu 5 Mil⸗ 
lionen Reichsmark auszugeben.“ 


D. Liquidation von Bauſparkaſſen. 


Im Kap. V des 1. Teils der Zweiten Notverordnung 
wird folgendes verordnet: 
§ 1. 


„Reichsauſſichtsamt für Privatverſicherung. 


(1) Anterſagt das Reichsaufſichtsamt für Privatver⸗ 
ſicherung einer Bauſparkaſſe den Geſchäftsbetrieb ($ 87 
Abſ. 1, S 112 Abſ. 1 des Verſicherungsaufſichtsgeſetzes) 
oder ſtellt eine Bauſparkaſſe den Geſchäftsbetrieb frei⸗ 
willig ein, ſo kann das Reichsaufſichtsamt anordnen, 
daß die beſtehenden Bauſparverträge vereinfacht ab⸗ 
gewickelt werden. 

(2) Bei einer vereinfachten Abwicklung (Abſ. 1) 
zahlen die Bauſparer, die noch kein Baudarlehen er⸗ 
halten haben, keine Beiträge mehr. Baudarlehen wer⸗ 
den nicht mehr gewährt. Die Bauſparguthaben wer⸗ 
den ſo zurückgezahlt, wie es jeweils die flüſſigen Mit⸗ 
tel zulaſſen; die Abwicklungskoſten werden vorher ab⸗ 
gezogen. Alle Bauſparer werden nach Verhältnis 
ihrer Forderungen ohne Vorrang voreinander befrie⸗ 
digt, gleichviel ob eine Kündigung vorliegt oder nicht 
oder ob einem Bauſparer ein beſonderer Anſpruch 
eingeräumt worden iſt, namentlich ein Anſpruch auf 
e des Baudarlehens zu einer beſtimmten 

eit. 

8 3. Iſt einem Bauſparer ein Anſpruch auf Aus⸗ 
zahlung des Baudarlehens zu einer beſtimmten Zeit 
eingeräumt worden, ſo kann das Reichsaufſichtsamt 
unter der Vorausſetzung in 8 89 Abſ. 1 Satz 1, § 112 
Abſ. 1 des Verſicherungsaufſichtsgeſetzes die Bauſpar⸗ 
kaſſe von der Verpflichtung befreien, das Baudar⸗ 
lehen zu einer beſtimmten Zeit auszuzahlen.“ 
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STEEL Fur ET TE Eee STE Er EB EEE a SE DE a a a Te m m ann 


Ergänzung der Vorſchriften über Mietkündigung und 
Zwangsvollſtreckung. 


Im 2. Teil der Zweiten Notverordnung wird u. a. 
folgendes verfügt: 25 

„Artikel 1. Die Vierte Verordnung des Reichsprä⸗ 
9 1 vom 8. Dezember 1931 wird wie folgt ge⸗ 
ändert: 
1. Im Zweiten Teil Kap. 111. erhält 8 4 folgende 
Faffung : 1 1 

(1) Wird der Vermieter oder Verpächter infolge 
einer Kündigung nach $ 1 ohne ſein Verſchulden ges 
hindert, eine in der Zeit vom 1. April 1932 bis 15. Ja⸗ 
nuar 1933 fällig werdende Verbindlichkeit aus einer 
auf dem Grundſtück ruhenden öffentlichen oder priva⸗ 
ten Laſt zu erfüllen, ſo gelten die beſonderen Rechts⸗ 
folgen, die wegen der Nichtzahlung oder der nicht recht⸗ 
zeitigen Zahlung nach Geſetz oder Vertrag eintreten, 
als nicht eingetreten. Der Umſtand, daß ver Schuld⸗ 
ner es unterlaſſen hat, Mittel, die nicht Erträgniſſe 
des Grundſtücks ſind, zur Erfüllung der Verbindlichkeit 
zu verwenden, ſchließt die Annahme einer unverſchul⸗ 
beten Behinderung nicht aus, wenn er dieſe Mittel 
zur Befriedigung notwendiger Lebensbedürfniſſe für 
ſich und ſeine Familie, zur Vornahme notwendiger In⸗ 
ſtandſetzungsarbeiten an dem Hauſe oder zur Aufrecht⸗ 
erhaltung eines von ihm betriebenen wirtſchaftlichen 
Unternehmens dringend braucht. 2 / 

(2) Durch die Vorſchriften des Abſatzes 1 wird 
einem Gläubiger nicht verwehrt, bei Nichtzahlung oder 
nicht rechtzeitiger Zahlung einer nach dem 15. Juli 
1932 fällig werdenden Verbindlichkeit einen für ſolche 
Fälle vereinbarten Zinszuſchlag zu fordern, jedoch 
nur bis zur Höhe von vom Hundert für das Jahr.“ 


b) Freiwilliger Arbeitsdienſt und landwirtſchaftliche 
Siedlung. 


Erlaß des Präſidenten der Reichsanſtalt für Arbeits⸗ 
vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung vom 9. Juni 
1932 — G. 3.: 111? 8400 /162. — 


An die Landesarbeitsämter und Arbeitsämter. 


Zu der Verordnung des Herrn Reichsarbeitsmini⸗ 
ſters zur Ergänzung der Verordnung über die För⸗ 
derung des freiwilligen Arbeitsdienſtes vom 25. Mai 
1932 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 251 und Reichsarbeitsbl. 
1932 Nr. 16 S. 1 90) bemerke ich folgendes: 


J. Zu den förderungsfähigen Arbeiten im Rahmen 
eines landwirtſchaftlichen Siedlungsverfahrens (Art. 
19a) rechnen die Bodenverbeſſerungsarbeiten auf dem 
Siedlungsgelände, die Vorbereitung und Errichtung 
der notwendigen Baulichkeiten und die Arbeiten zur 
Aufſchließung des Geländes, insbeſondere der Bau der 
erforderlichen Zugangsſtraßen und Wege. 

Als landwirtſchaftliches Siedlungsverfahren iſt die 
Begründung einer Mehrzahl neuer landwirtſchaftlicher 
Betriebe, die im weſentlichen Familienbetriebe ſind, 
ſowie die Hebung beſtehender Kleinbetriebe auf die 
Größe höchſtens einer ſelbſtändigen Ackernahrung (Anz 
liegerjiedlung) anzuſehen. Zur landwirtſchaftlichen 
Siedlung gehört auch die Errichtung von Landarbeiter⸗ 
und Handwerkerſtellen, ſoweit ſie im Zuſammenhang 
mit der Begründung neuer landwirtſchaftlicher Be⸗ 
triebe vorgenommen wird. Nicht als landwirtſchaft⸗ 
liches Siedlungsverfahren iſt die Errichtung von Stel⸗ 
len der vorſtädtiſchen Randſiedlung anzuſehen. 


Im allgemeinen iſt anzunehmen, daß es ſich bei Ver⸗ 
fahren, in denen gemeinnützige Einrichtungen oder 
öffentliche Mittel in Anſpruch genommen werden, die 
zur Förderung der landwirtſchaftlichen Siedlung be⸗ 
ſtimmt ſind, um landwirtſchaftliche Siedlungverfahren 
im Sinne diejer Verordnung handelt. Beſtehen Zwei: 
fel, ſo hat das Arbeitsamt vorher eine Auskunft des 


Kulturamts einzuholen, in deſſen Gebiet das Sied⸗ 
lungsverfahren durchgeführt werden ſoll. 

Für Fragen der landwirtſchaftlichen Siedlung ſtehen 
den Tragern der Arbeit und des Dienſtes die Neichs⸗ 
ſtelle für Siedlungsberatung, Berlin W 9, Leipziger 
Platz 17, und ihre Zweigſtellen zur Verfügung. Eben⸗ 
ſo erteilen dieſe Stellen Auskunft über die im frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſt durchführbaren Arbeitsvorhaben 
der landwirtſchaftlichen Siedlung. 


II. Der Kreis der förderungsberechtigten Perſonen 
wird für das Arbeitsgebiet der ae 
Siedlung auf alle Arbeitsloſen unter 25 Jahren aus: 
gedehnt. Die Arbeitnehmereigenſchaft des Arbeits⸗ 
loſen iſt ebenſowenig Vorausſetzung für die Förderung 
wie der Beſitz der Anwartſchaft auf Arbeitsloſenunter⸗ 
ſtützung bei den Arbeitnehmern. Die Förderung der 
Arbeitsdienſtwilligen unter 25 Jahren erfolgt, ſoweit 
jie nicht Empfänger von Arbeitsloſen⸗ oder Kriſen⸗ 
unterſtützung ſind, aus Mitteln des Reiches. 


Von der Förderung ausgeſchloſſen ſind Arbeits⸗ 
dienſtwillige, die offenbar nicht hilfsbedürftig ſind 
oder für die außerhalb des Arbeitsdienſtes Beſchäfti⸗ 
gungsmöglichkeiten, insbeſondere in landwirtſchaft⸗ 
lichen Betrieben beſtehen. Die Förderung kann daher 
z. B. nicht bewilligt werden für ſolche Perſonen, die 
eine Arbeitsſtelle oder eine ſelbſtändige Arbeit, durch 
die ſie den erforderlichen Lebensunterhalt bisher er⸗ 
worben haben, aufgeben, um am freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſt teilzunehmen, ferner für Arbeitnehmer, die ſich 
im Sinne des $ 89a AV AVG. betätigen können und 
dadurch den erforderlichen Lebensunterhalt erwerben 
können. Für Perſonen, die ſich in einer Hoch⸗ oder 
Mittelſchulausbildung befinden, wird die Förderung 
verſagt werden müſſen, wenn mit dem freiwilligen 
Arbettsdienſt nur Ferienzeiten überbrückt werden ſol⸗ 
len; die Förderung wird dagegen für hilfsbedürftige 
Perſonen gewährt werden konnen, die nach vorzeiti⸗ 
gem Abbruch einer Hoch⸗ oder Mitelſchulbildung oder 
nach deren Abſchluß ihre bisherigen Berufswünſche 
nicht mehr verwirklichen können. Offenbar nicht hilfs⸗ 
bedürftig ſind weiter Perſonen, die ein ſofort ver⸗ 
wertbares Vermögen und Einkommen beſitzen, das 
zum Aufbau einer neuen, wenn auch beſcheidenen 
Exiſtenz ausreicht. 

Jede Verzögerung durch die Nachprüfung der per⸗ 
ſönlichen Verhältniſſe ſoll tunlichſt vermieden werden. 


III. Die Vorſchüſſe werden in den Fällen, in denen 
noch nicht feſtſteht, ob und aus welchen Mitteln die 
beteiligten Arbeitsdienſtwilligen gefördert werden 
können, aus den zur Verfügung geſtellten Reichsmit⸗ 
teln gezahlt. 

Als Unterlage für die Anweiſung eines Vorſchuſſes 
genügt die Vorlage der Liſte der für die Arbeit in 
. genommenen Arbeitsdienſtwilligen durch den 

räger. 

IV. Eine Beihilfe zu den Koſten für Arbeitsaus⸗ 
rüſtung und für die Reiſe vom Wohnort der Arbeits⸗ 
dienſtwilligen zum Dienſtort darf vom zuſtändigen Ar⸗ 
beitsamt (SS 168, 169 AV AVG.) nur gewährt wer⸗ 
den, wenn das Arbeitsamt des Dienſtortes zuſtimmt 
und wenn die Arbeitsdienſtwilligen nicht in ein 
ordentliches Arbeitsverhältnis in größerer Nähe ver⸗ 
mittelt werden können. Das Arbeitsamt des Dienſt⸗ 
ortes ſoll ſeine Zuſtimmung nur erteilen, ſoweit nicht 
gaben f 1 in ſeinem Bezirk vor⸗ 
anden ſind. ez. Dr. S 
(Reichsarb. Bl. 1196). 5 N 


c) Vorſtädtiſche Kleinſiedlung. 


Der Reichskommiſſar für die vorſtädti inſied⸗ 
lung hat in den Richtlinien vom A Full 282 für den 
II. Abſchnitt der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung und Be⸗ 
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reitſtellung von Kleingärten für Erwerbsloſe nebſt 
einem Begleiterlaß an die Regierungen der Länder 
vom 1. Juli 1932 und allen Anlagen veröffentlicht. 
Sonderdrucke dieſer Richtlinien nebſt allen Anlagen 
(Antrags⸗ und Vertragsformulaxe) können von der 
Verlagsgeſellſchaft R. Müller, G. m. b. H., Ebers⸗ 
walde, Schicklerſtr. 17/24 im Druck bezogen werden. 


d) Satzung der Preußiſchen Wohnungskreditanſtalt. 
Vom 21. Juni 1932. (GS. Nr. 35 S. 223.) 


Auf Grund des 8 11 der Verordnung über die Preu⸗ 

ßiſche Wohnungskreditanſtalt vom 4. Mai 1932 (Geſetz⸗ 

ſamml. S. 175) wird die nachſtehende Satzung der 

Preußiſchen Wohnungskreditanſtalt erlaſſen. 

Berlin, den 21. Juni 1932. 
(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Zugleich für den Miniſterpräſidenten: 

Hirtſiefer. Klepper. 


Die wichtigſten Beſtimmungen der Satzung ſind in 
dem Aufſatz „Neumann — Die neue Wohnungskredit⸗ 
anſtalt“ S. .. dieſes Heftes enthalten. 


e) Durchführung der Gemeinnützigkeitsverordnung. 
— II 3400/26. 2 — 
RdErl. d. MB. vom 6. 6. 1932. 


1. Bei Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſellſchaf⸗ 
ten auf Aktien müſſen die Aktien auf Namen lauten 
(Art. 2 (1), 1. Satz der Ausführungsverordnung des 
RAM. vom 20. 3. 1931 — R6BL 1 S. 73 —). Die 
Erfüllung dieſer Beſtimmung wird bei Wohnungs⸗ 
unternehmungen, die am 2. 1. 1931 ſchon beſtanden 
und Inhaberaktien in größerem Amfange an ihre 
Mieter ausgegeben haben, längere Zeit erfordern. Es 
läßt ſich ſchon jetzt vorausſehen, daß die reſtloſe Am⸗ 
wandlung der Inhaberaktien in Namensaktien bis 
zum 31. 12. 1933 (8 31 (1) GemO.) nicht in allen 
Fällen möglich ſein wird. Kommt es aus dieſem An⸗ 
laß zu einer Verſagung der Anerkennung oder wird 
die Entſcheidung über die Anerkennung bis zur reſt⸗ 
loſen Erfüllung der angeführten Beſtimmung ausge⸗ 
ſetzt, ſo kann dies unter Umſtänden zur Folge haben, 
daß ein ſolches Unternehmen am 1. 1. 1934 die Vor⸗ 
teile der Anerkennung verliert. Zur Vermeidung einer 
ſolchen unbilligen, vom Geſetzgeber nicht gewollten 
Härte ermächtige ich die Anerkennungsbehörden, in 
Fällen, in denen die angedeuteten Schwierigkeiten vor⸗ 
liegen, alle anderen Vorausſetzungen aber erfüllt ſind, 
die Anerkennung ohne Verzug auszuſprechen und auf 
Grund des § 3 (3) GemVO. dem Wohnungsunterneh⸗ 
men für die reſtloſe Umwandlung der Aktien eine 
Pierbes gehe bis zu zwei Jahren zu bewilligen. 
Hierbei gehe ich in Uebereinſtimmung mit dem RAM. 
von der Auffaſſung aus, daß die der Anerkennungs⸗ 
behörde durch $ 3 (3) a. a. O. eingeräumte Befugnis 
zur Zulaſſung von Ausnahmen ſich nicht nur auf die 
beiden voraufgegangenen Abſätze des $ 3 Gem O., 
ſondern auch auf die zu dieſen Abſätzen erlaſſenen Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen eritredt. 

Ich erſuche, mir Fälle der bezeichneten Art unter 
Ueberſendung einer Abſchrift der Entſcheidung jedes⸗ 
mal mitzuteilen. 


2. Es iſt die Frage aufgeworfen worden, ob und ge⸗ 
gegebenenfalls unter welchen Bedingungen gemein⸗ 
nützige Baugenoſſenſchaften als Verfahrensträger bei 
der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung zugelaſſen werden ſol⸗ 
len. An ſich beſtehen gegen die Zulaſſung ſolcher Un⸗ 
ternehmen keine Bedenken. Der Herr den in Aussicht 
ſtellt aber hierbei die Bedingung, daß den in Ausſicht 
genommenen Siedlern, ſoweit ſie nicht ſchon Mitglieder 
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der Genoſſenſchaft ſind, nicht die Verpflichtung zum 
Beitritt und damit zum Erwerb eines Geſchäftsanteils 
und zur Zahlung von Beiträgen auferlegt werden 
darf. Demgegenüber weiſe ich auf die von mir ge⸗ 
billigte Muſterſatzung für Baugenoſſenſchaften hin, wo⸗ 
nach der Zweck des Unternehmens ausſchließlich 
darauf gerichtet ſein ſoll, den Mitgliedern Woh⸗ 
nungen zu verſchaffen. Dieſer weſentliche genoſſen⸗ 
schaftliche Grundſatz darf auch nicht zugunſten der Be⸗ 
teiligung der Genoſſenſchaften an der vorſtädtiſchen 
Kleinſiedlung aufgegeben werden. Ich erſuche des⸗ 
halb, Abweichungen von der Muſterſatzung in dieſer 
Beziehung im allgemeinen nicht eee, Sollte 
ausnahmsweiſe hierzu beſonderer Anlaß vorliegen, ſo 
bitte ich, unter Darlegung der Umſtände zu berichten. 


Die Genoſſenſchaften werden übrigens auch Gelegen⸗ 
heit haben, ſich auf dem genannten Gebiet zu betäti⸗ 
gen, wenn fie ji auf den Kreis ihrer Mitglieder be⸗ 
ſchränken. 


3. Ueber die Zuſtellung der Entſcheidungen der 
Anerkennungsbehörden bemerke ich in Ergänzung mei⸗ 
nes Erlaſſes vom 17. 4. 1931 — II 3400/17. 3. —5) fol⸗ 
gendes: 

Den in rechtlichem Sinne „Beteiligten“, dem Woh⸗ 
nungsunternehmen und dem Landesfinanzamt, ſind 
alle Entſcheidungen zuzuſtellen. Den außerdem noch 
beteiligten Stellen, dem Reviſionsverband und dem 
Regiſtergericht, ſind Abſchriften der rechtskräf⸗ 
tigen Entſcheidungen mitzuteilen. Auch die Benach⸗ 
richtigung der Gemeindebehörde von allen rechtskräf⸗ 
tigen Entſcheidungen iſt erwünſcht. 

gez. J. V.: Meyer. 


An die Herren Regierungspräſidenten uſw. 
(VM Bl. 1932 Sp. 559). 


1) Bereitjtellung von Domänenland für Kleinſiedlung 
und Kleinwohnungsbau. 

Der Preußiſche Landwirtſchaftsminiſter beſtimmt in 
feinem Runderlaß vom 1. 6. 1932 — VI 8807 — III. 
5737 — J. II. 3903 — betr. Abgabe von Land aus dem 
ſtaatlichen Forſt⸗ und Domänenbeſitz für Anlieger- und 
Kleinſiedlung und für den Kleinwohnungsbau u. a. 
folgendes: 

Neben der landwirtſchaftlichen Siedlung muß auch 
die vorſtädtiſche Kleinſiedlung mehr als bisher geför⸗ 
dert werden, um auch den ſtädtiſchen Erwerbsloſen, 
die bisher noch kein Land bewirtſchaftet haben, wenig⸗ 
ſtens die Möglichkeit zu geben, ſich eine zujäßliche 
Unterſtützung zu verſchaffen und auf dieſe Weiſe die 
öffentliche Fürſorge zu entlaſten. 

Die geſunkene Lebenshaltung der als Siedler in Be⸗ 
tracht kommenden großen Volksmaſſen fordert eine 
Preisbildung für Ländereien auch in der Umgebung 
von Städten und Induſtrieorten, die den heutigen Ex⸗ 
trag⸗ und „ Rechnung trägt. Um in 
diefer Hinſicht ein Beiſpiel zur Nachahmung zu geben, 
gibt der Miniſter für den Preis von Siedlungslän⸗ 
dereien folgende Richtlinien: 

Bei der Bemeſſung des Bodenpreiſes iſt jeweils der 
z. It. des Verkaufsabſchluſſes angemeſſene landwirt⸗ 
ſchaftliche Nutzungswert zugrunde zu legen, deſſen 
Höhe — ſoweit im Einzelfall nötig — im Benehmen 
mit den Landeskulturbehörden zu ermitteln iſt. Eine 
beſonders günſtige Verkehrslage und andere Geſichts⸗ 
punkte ſind — abgeſehen von Grundſtücken mit aus⸗ 
geſprochener Bauplatzeigenſchaft — bei der Preisbe⸗ 
meſſung nur inſoweit in Betracht zu ziehen, als durch 


1) VMBl. Sp. 525. 
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fie der Wert der landwirtſchaftlichen Nutzung geſtei⸗ 
er Zahl bedingungen muß 

i etzung der Zahlungsbedingunge 
der geſerd ü BD hart der Kleinſiedler Rechnung 
getragen werden. Falls keine beſonderen ehe 
gen über Zahlung des Kaufpreiſes beſtehen, und der 
Siedler nicht in der Lage iſt, eine Barzahlung au 
leiſten, kann das Kaufgeld als Tilgungshypothel 11 
3.0. H. Verzinſung und 2 v. H. Tilgung an bereiteſter 
Stelle in das Grundbuch eingetragen a : 

i ſtimmungen gelten auch, wenn das bean⸗ 
ea 2255 für bie Eritellung von Kleinwohnungen 
in genoſſenſchaftlichen Miethäujern verwendet werden 

ll. 


Für die Abgabe von forſtfiskaliſchen Flächen gelten 
beſondere Beſtimmungen. 1 
m allgemeinen ſoll bei pachtweiſer Ueberlaſſune 
555 Rodeland die ane an die Gemeinden 
oder etwa an eine von der Gejamtheit der Siedler zu 
bildende Genoſſenſchaft den Vorzug vor Einzelverpach⸗ 
tungen verdienen. nn Ge 
ofern bei der Durchführung dieſer Siedlung 5 
500 Landflächen und eine größere Anzahl 
von Bewerbern in Frage kommen, ſind die Landes⸗ 
kulturbehörden zu beteiligen. ER 
Der Miniſter vertraut darauf, daß ſich ſämtliche 
Dienſtſtellen dieſer wichtigen Aufgabe mit beſonderer 
Sorgfalt und Tatkraft annehmen und daß alle An⸗ 
träge auf Abgabe von Domänen⸗ oder Forſtland ent⸗ 
gegenkommend und ſorgfältig behandelt werden. 


(Abgedruckt im LwMBl.) 


Aenderung der Preußiſchen Hauszinsſteuerverordnung. 


er Preuß. Finanzminiſter veröffentlicht in Nr. 12 
des inenen eikerialbfnets vom 25. Juni 1932 (S. 102) 
einen Runderlaß vom 24. Juni 1932 betr. 
Hauszinsſteuer (K. V. gen. 250/32), der ſich 
mit der im zweiten Teil der Verordnung zur Siche⸗ 
rung des Haushalts vom 8. Juni 1932 (G. S. S. 199) 
enthaltenen Aenderung der Hauszins⸗ 
ſteuer verordnung und des Ausführungs⸗ 
geſetzes zum Finanzausgleichsgeſetz be⸗ 


1. 
9 Anlaß der Aufhebung des Art. 1 § 9 Abſ. 2 
Ziff. la und 1b der Hauszinsſteuerverordnung gibt 
der Miniſter vor allem folgende Anweiſungen: 


1. Vom 1. Juli 1932 ab werden Hauszins⸗ 
ſteuerſtundungen und Niederſchla⸗ 
gungen zugunſten hilfsbedürftiger Mieter nicht 
mehr gewährt. Die über den 30. Juni 1932 hin⸗ 
aus bereits ausgeſprochenen Stundungen ſind auf⸗ 
zuheben. Alle Anträge auf Stundung oder Nie⸗ 
derſchlagung, die bei den nachgeordneten Steuer⸗ 
behörden z. Zt. vorliegen oder noch eingehen, ſind 
für die Zeit bis zum 30. Juni 1932 nach den bis⸗ 
her geltenden Vorſchriften zu erledigen. Die 
Unterſtützung hilfsbedürftiger Mieter obliegt künf⸗ 
tig den Fürſorgebehörden. Hauszinsſteuererleichte⸗ 
rungen zugunſten von Mietern können in Zu⸗ 
kunft nur noch für gewerbliche Räume gewährt 
werden. (II Ziff. 1 des Erlaſſes.) 


. Die Aufhebung des $ 9 Abſ. 2 Ziff. fa und 1b 
hat en daß auch die gemäß Art. 11 S 3 
der Hauszinsſteuerverordnung gewährten Miet⸗ 
beihilfen zugunſten hilfsbedürftiger Mieter 
in ſolchen Grundſtücken deren Haus⸗ 
zinsſteuer abgelöſt iſt, mit Wirkung 
vom 1. Juli 1932 ab in Fortfall kommen. Im 
Falle der Hilfsbedürftigkeit können auch dieſe 
Mieter die Fürſorgebehörden in Anſpruch nehmen 
(II Ziffer 2 des Erlaſſes). 


to 
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3. Es muß von den Hauseigentümern verlangt wer- 
den, daß ſie die erforderlichen Schritte unter⸗ 
nehmen, um in den Beſitz der vollen Miete zu 
gelangen. Die Hauseigentümer werden 
die hilfsbedürftigen Mieter an den 
Bezärksfürſorgeverband (Wohl⸗ 
fahrtsamt) zu verweiſen Haben. 
Nur dann, wenn ſie die Miete weder mit Hilfe 
des Bezirksfürſorgeverbandes noch im Wege der 
gerichtlichen Zwangsmaßnahmen erhalten, kann 
die Beſtimmung in Art. I $ 9 Abſ. 2 Ziff. 10 
der Hauszinsſteuerverordnung lauch rückwirkend) 
Anwendung finden. (II Ziff. 4 des Erlaſſes.) 


4. Da es techniſch unmöglich ſein wird, die erforder⸗ 
liche Umſtellung der Arbeiten auf die Fürſorge⸗ 
behörden bis zum 1. Juli d. J. durchzuführen, er⸗ 
läßt der Miniſter eine Uebergangsrege⸗ 
lung und genehmigt, daß den Hauseigentümern, 
denen bisher Stundungen zugunſten hilfsbedürfti⸗ 
ger Mieter gewährt wurden, für den Monat Juli 
d. J. ſtillſchweigend noch ein entſprechender Be⸗ 
trag ohne Ziel auf Niederſchlagung zinslos bis 
zur erſtinſtanzlichen Entſcheidung der Fürſorge⸗ 
verbände geſtundet wird. Ob dieſe Mieter den 
auf Monat Juli entfallenden Betrag nachzuzahlen 
haben, wird in einem beſonders feſtgelegten Ver⸗ 
fahren von den Fürſorgebehörden und dem Grund⸗ 
ſteuerberufungsausſchuß entſchieden. 


Rückzahlung von Hypotheken durch Pfandbriefe. 


Wie der Amtliche Preußiſche Preſſedienſt vom 
16. Juni 1932 mitteilt, hat der Herr Volkswohlfahrts⸗ 
miniſter in einem Erlaß an die preußiſchen Hypo⸗ 
thekenbanken das Erſuchen gerichtet, bei Rückzahlung 
von Darlehen in jetzt 6 igen Pfandbriefen nur einen 
bar zu zahlenden Zuſchlag in Höhe der Kursdifferenz 
zwiſchen 67% igen Pfandbriefen zu verlangen, da 
den Schuldnern nicht zugemutet werden könne, bei der 
Rückzahlung fälliger Hypotheken mehr Mittel aufzu⸗ 
wenden als erforderlich wären, wenn (10) 7% „%ige 
Pfandbriefe noch im Umlauf wären. 

Der Erlaß geht davon aus, daß bisher entgegen 
dieſen Grundſätzen eine Mehrleiſtung von 25% in 
6 % igen Pfandbriefen gefordert worden ſei. 


Freiwilliger Arbeitsdienſt und landwirtſchaftliche 
Siedlung. 

Der Präſident der Reichsanſtalt für Arbeitsvermitt⸗ 
lung und Arbeitsloſenunterſtützung hat in einem Erlaß 
zu der Verordnung des Herrn Reichsarbeitsminiſters 
vom 25. Mai 1932 (Reichsgeſetzbl. I S. 251 u. Reichs⸗ 
arb. Bl. 1932 Nr. 16 S. T 90) u. a. beſtimmt: 

„Als landwirtſchaftliches Siedlungsverfahren it 
die Begründung einer Mehrzahl neuer it 
ſchaftlicher Betriebe, die im weſentlichen Familien⸗ 
betriebe ſind, ſowie die Hebung beſtehender Klein⸗ 
betriebe auf die Größe höchſtens einer ſelbſtändigen 
Ackernahrung Anliegerſiedlung) anzuſehen. Zur 
landwirtſchaftlichen Siedlung gehört auch die Er⸗ 
richtung von Landarbeiter⸗ und Handwerkerſtellen. 
ſoweit ſie im Zusammenhang mit der Begründung 
neuer landwirtſchaftlicher Betriebe vorgenommen 
1515 et = i e e Siedlungsver⸗ 

en iſt die Errichtung von Stellen der vorſtädti⸗ 

ſchen Randſiedlung anzuſehen.“ 8 


Perſönliches 


Perſönliche Veränderungen 


miniſterium. 


Herr Durſt, der ſeit Jahren im Reichsarbeits⸗ 
miniſterium, zuletzt als Abteilungsdirigent, das 
Wohnungsweſen bearbeitet, wurde zum Miniſte⸗ 
rialrat befördert. 


im Reichsarbeits⸗ 


Miniſterialrat Dr. Wölz, Oberregierungsrat 
Dr. Helffrich, Regierungsrat Dr. Sager, Gerichts⸗ 
aſſeſſor Franken ſind anläßlich des Übergangs 
der Siedlung zum Reichsernährungsminiſterium 
vom Neichsarbeitsminijterium zum Reichsernäh⸗ 
rungsminiſterium übernommen worden. 


Herr Dr. h. c. Geib, ſeit langen Jahren 
Staatsſekretär im Reichsarbeitsminiſterium, iſt 
im Zuſammenhang mit der Neubildung der 
Reichsregierung aus dem Reichsarbeitsminiſte⸗ 
rium ausgeſchieden. 


Nachrichten des Vau⸗ 
Die Bautätigkeit im Deutſchen Reich im Jahre 1931 


Die Wohnungsbautätigkeit des Jahres 1931 
hielt ſich trotz der im Laufe des Jahres eingetre- 
tenen Finanzierungsſchwierigkeiten noch auf be- 
achtlicher Höhe. Insgeſamt wurden 251700 
Wohnungen neu erſtellt, etwa ein Viertel weni⸗ 
ger als im Vorjahr. Der Abgang an Wohnungen 
betrug 18 100. Der Reinzugang belief ſich alſo auf 
233 600 und dürfte damit ungefähr dem Zugang 
an Haushaltungen entſprochen haben. 
Von den neuerſtellten Wohnungen trafen auf 
Neubauten im Jahre 1931 231342, im Jahre 
1930 307 933, 

Umbauten im Jahre 1931 20 359, im Jahre 1930 
22 327. 

Zugang insgeſamt 251701 im Jahre 1931, 
330 260 im Jahre 1930. 

Von den Neubauwohnungen wurden 229 800 
(1930: 305300) in Wohngebäuden und 1500 (2600) 
in ſonſtigen Gebäuden (Fabriken, Anſtalten und 
ähnl.) errichtet. Durch Am-, An- und Aufbau 
wurden 20 400 Wohnungen erbaut, d. ſ. 9 v. H. 
weniger als im Vorjahr; ihr Anteil an der ge⸗ 
ſamten Wohnbautätigkeit ſtieg auf 8 v. H. (1930 
Dre) 

Der Kleinwohnungsbau iſt am wenigſten zurück 
gegangen; ſein Anteil am geſamten Wohnungs⸗ 
bau hat daher eine beträchtliche Steigerung erfah⸗ 
ren. Während ſich im Vorjahr die Klein- und 
Mittelwohnungen noch faſt die Waage hielten, 
waren 1931 über die Hälfte aller in Neubauten ge⸗ 
legenen Wohnungen ſolche mit 1 bis 3 Wohn⸗ 
räumen leinſchl. Küche). 


Dr. Ing. e. h. Otto Kämper. 

Der Erſte Direktor der Deutſchen Bau- und 
Bodenbank, Dr. jur. Otto Kämper, beging am 
4. Juli ſeinen 50. Geburtstag. Direktor Dr. 
Kämper iſt neben den praktiſchen Verdienſten, die 
er ſich als Leiter der Deutſchen Bau- und Boden⸗ 
bank um das Wohnungsweſen erworben hat, auch 
auf wiſſenſchaftlichem Gebiet als anerkannter 
Fachmann für Wohnungs: und Siedlungsfragen 
wiederholt hervorgetreten. In Anerkennung ſei⸗ 
nes erfolgreichen Wirkens hat ihm die Techniſche 
Hochſchule Braunſchweig die Würde des Ing. e. h. 
verliehen. 

Dr. phil. Hans Kampffmeyer F. 

Regierungsrat a. D. Dr. phil. Hans Kampff⸗ 
meyer, Generalſekretär des Internationalen 
Verbandes für Wohnungsweſen in Frankfurt am 
Main iſt am 28. Mai dieſes Jahres unerwartet 
verſtorben. Der Wohnungsbau verliert in ihm 
einen tatkräftigen Förderer. 


und Siedͤlungsmarktes 


Der Rückgang der Wohnbautätigkeit iſt haupt⸗ 
ſächlich auf die Einſchränkung der für den Woh⸗ 
nungsbau zur Verfügung geſtellten öffentlichen 
Mittel zurückzuführen. Obwohl die Kürzung der 
Unterſtützungen ſich im Berichtsjahr vor allem bei 
den Bauplanungen auswirkte, der Fertigſtellungen 
aber nur in der zweiten Jahreshälfte in ſtärkerem 
Maße beeinflußte, iſt die Zahl der mit Hilfe von 
öffentlichen Mitteln (Hauszinsſteuermittel, Bürg⸗ 
ſchaftsübernahme, Darlehen aus Anleihen uſw.) 
errichteten Wohnungen in Wohngebäuden um 30 
v. H. zurückgegangen, während die Zahl der übri⸗ 
gen, alſo rein privat finanzierten Wohnungen nur 
um 6 v. H. geſunken iſt. Trotzdem entfielen auf 
die erſteren immer noch 74 v. H. (im Vorjahr 
79 v. 9.) aller in Wohngebäuden errichteten Woh⸗ 
nungen. Oeffentliche Mittel wurden beſonders 
zum Bau von Kleinwohnungen aufgewendet, von 
denen etwa % öffentliche Zuwendungen erhielten. 

Unter den Bauherren ſtanden die privaten Auf- 
traggeber an erſter Stelle. Ihr Anteil am Woh⸗ 
nungsbau belief ſich auf 51,7 v. H. (1930 51,3 
v. H.). Damit iſt gegenüber der Entwicklung der 
letzten Jahre — ſinkender Anteil der rein pri⸗ 
vaten Bautätigkeit unter dem Einfluß der öffent⸗ 
lichen Unterſtützung des Wohnungsbaus — ein 
Umſchwung eingetreten. Die Bautätigkeit der ge⸗ 
meinnützigen Bauvereinigungen hielt ſich anteil⸗ 
mäßig ebenfalls noch etwas über dem Stand des 
Vorjahres, während die der öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften weiter zurückgegangen iſt. 

Der Abgang an Wohnungen bezifferte ſich auf 
18 100, um 6 v. H. weniger als 1930. Durch Ab⸗ 
bruch und Brände kamen 14100 Wohnungen 
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(1930 16 000), durch Umbau 3900 Wohnungen 
(3300) in Wegfall. 

Der Reinzugang an Wohnungen betrug ſomit 

im Jahre 1931 233 600 Wohnungen; er war um 
77 300 Wohnungen oder kleiner als im Vor⸗ 
ahr. 
: 15 der Bauleiſtung des Jahres 1931 ſind dem 
deutſchen Wohnungsmarkt ſeit 1919 rd. 2,8 Mill. 
Wohnungen zugeführt worden leinſchließlich etwa 
83 000 Um⸗, An⸗ und Aufbauwohnungen, die von 
1919 bis 1924 von der Statiſtik nicht erfaßt wur⸗ 
den). Der geſamte Wohnungsbeſtand im Deut⸗ 
ſchen Reich belief ſich Anfang Januar 1932 auf 
16,4 Mill. Wohnungen, von denen 2744 000 oder 
17 v. H. Neuwohnungen waren, gegenüber 15,5 
v. H. Anfang 1931 und 14 v. H. Anfang 1930. 

Bei den Nichtwohngebäuden war die Verringe⸗ 
rung der Bauleiſtungen annähernd ebenſo ſtark 
wie bei den Wohnungsbauten. Insgeſamt wur⸗ 
den 69 000 Gebäude für öffentliche, gewerbliche 
und landwirtſchaftliche Zwecke mit 50,4 Mill. cbm 
umbautem Raum erſtellt. Nach der Zahl der 
Gebäude blieb das Ergebnis hinter dem des Vor⸗ 
jahres um , nach dem Rauminhalt um 28 v. 9. 
zurück. Bei den öffentlichen Gebäuden (1800) ſank 
das Volumen um faſt die Hälfte auf 6,5 Mill. 
ebm (1930 12,3 Mill. ebm) und bei den gewerb⸗ 
lichen und landwirtſchaftlichen Gebäuden (67 200) 
um nicht ganz auf 43,8 Mill. ebm (1930 57,5 
Mill. ebm). Die ſtärkſte Bautätigkeit wurde in 
den ländlichen Gemeinden entfaltet. % ſämtlicher 
Wirtſchaftsbauten mit 28,9 Mill. ebm umbauten 
Raum wurden auf dem flachen Lande in den Ge⸗ 
meinden mit weniger als 2000 Einwohnern er⸗ 
richtet. 


Der Landarbeiterwohnungsbau in der Kriſe. 


Oberregierungsrat Dr. v. Funcke, Berlin, ver⸗ 
öffentlicht unter dem vorgenannten Titel im 
Reichsarbeitsbl. Nr. 18, II S. 230 einen Aeber⸗ 
blick über die Leiſtungen im Landarbeiterwoh⸗ 
nungsbau. Demnach wurden 
1929: 5773 Landarbeiterwohnungen erſtellt, davon 

4881 Eigenheime und 892 Werkwohnungen, 
1930: 5797 Landarbeiterwohnungen erſtellt, davon 
5121 Eigenheime und 676 Werkwohnungen, 
1931: 3937 Landarbeiterwohnungen erſtellt, davon 
3654 Eigenheime und 283 Werkwohnungen. 

Insgeſamt wurden ſeit dem Jahre 1921 mit 
Hilfe der Förderung aus Mitteln der wertſchaffen⸗ 
den Arbeitsloſenfürſorge 66 656 Landarbeiter⸗ 
wohnungen, davon 41019 Eigenheime und 25 637 
Werkwohnungen gefördert. 


Stand der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung in Preußen 


Wie der amtliche Preußiſche Preſſedienſt mit⸗ 
teilt, iſt der erſte Bauabſchnitt Ende Juni 1932 
bis auf wenige Vorhaben in vollem Gange. Mehr 


als ein Drittel der Siedlungen werden in kürzeſter 
Friſt vollendet ſein. Von den insgeſamt rd. 11 200 
Kleinſiedlerſtellen entfallen zurzeit auf Berlin 
1800, auf die Provinzen Brandenburg 674, Grenz⸗ 
mark 50, Oſtpreußen 500, Pommern 319, Nieder: 
ſchleſien 812, Oberſchleſien 496, Sachſen 1094, 
Schleswig⸗Holſtein 330, Hannover 624, Weſtfalen 
488, Heſſen⸗Naſſau 830, Rheinprovinz 1524, das 
Gebiet des Siedlungsverbandes (Ruhrkohlen⸗ 
bezirk) 1699. 

Nach Ueberwindung anfänglicher Schwierig⸗ 
keiten bei dem erſten Bauabſchnitt ſteht zu er⸗ 
warten, daß der zweite Bauabſchnitt, für den ein 
Bedarf von mehr als 30 000 Stellen angemeldet 
iſt, nunmehr ſchnell zur Durchführung gelangt und 
bis zum Herbſt dieſes Jahres beendet iſt. Von 
den im Rahmen dieſes zweiten Bauabſchnittes 
auf Preußen entfallenden 4700 Stellen werden 
errichtet in Berlin 800 Stellen, in den Provinzen 
Brandenburg 320, Grenzmark 20, Oſtpreußen 250, 
Pommern 180, Niederſchleſien 320, Oberſchleſien 
160, Sachſen 360, Schleswig⸗Holſtein 160, Han⸗ 
nover 320, Weſtfalen 200, Heſſen-Naſſau 250, 
Rheinprovinz 860, das Gebiet des Siedlungsver⸗ 
bandes (Ruhrkohlenbezirk) 500. 

Neben der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung iſt durch 
Gewährung von Reichsbeihilfen die Anlage von 
Kleingärten für Erwerbsloſe und Kurzarbeiter 
gefördert worden. Von den bis Ende Juni neu 
geſchaffenen Kleingärten von insgeſamt 33 680 
Stellen in Preußen entfallen auf Berlin 1825, 
auf die Provinzen Brandenburg 1465, Grenz⸗ 
mark 195, Oſtpreußen 1183, Pommern 979, Nie⸗ 
derſchleſien 2858, Oberſchleſien 1318, Sachſen 4434, 
Schleswig⸗Holſtein 1213, Hannover 3452, Weſt⸗ 
falen 430, Heſſen⸗Naſſau 3508, Rheinland 5669 
und das Gebiet des Siedlungsverbandes (Ruhr: 
kohlenbezirk) 5151. — Im Rahmen des zweiten 
Bauabſchnitts find für Preußen rd. 17 600 Klein⸗ 
gartenſtellen neu vorgeſehen. 


Abgabe von Bauholz für den Bau vorſtädtiſcher 
Kleinſiedlungen. 

Der Preußiſche Miniſter für Landwirtſchaft, 
Domänen und Forſten hat im Einvernehmen mit 
dem Preußiſchen Finanzminiſter die Regierungen 
ermächtigt, das für den Bau vorſtädtiſcher Klein⸗ 
ſiedlungen nötige Bauholz an die Stadtgemeinden, 
die als Träger der Kleinſiedlungen auftreten, 
unter folgenden Bedingungen abzugeben: 


1. Das Holz iſt an die Stadtgemeinden ſelbſt 
als Träger der Siedlungen zu verkaufen, 
nicht an die einzelnen Siedler. 

2. Von den Käufern muß einwandfrei nach⸗ 
gewieſen werden, daß das abzugebende Holz 
für die vorſtädtiſche Kleinſiedlung Verwen⸗ 
dung findet. 

3. Als Kaufpreis iſt der bei den letzten Ver⸗ 
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fäufen in den mit der Abgabe beauftragten 
Oberförſtereien für Holz gleicher Güte und 
in gleicher Abfuhrlage erzielte Durchſchnitts⸗ 
preis zugrunde zu legen. 

4. Bei der Uebernahme des Holzes find 20% 

des Kaufpreiſes bar zu zahlen; die übrigen 
80 % können auf Wunſch der Gemeinden bis 
zur Dauer von 2 Jahren nach dem Verkauf 
zinslos geſtundet werden. Nach Bezahlung 
von 20% des Kaufpreiſes iſt das Holz zur 
Abfuhr freizugeben. 

An einzelne Siedler oder an Bauunternehmer, 
Zimmermeiſter, Maurermeiſter uſw., die Sied⸗ 
lungsbauten ausführen, darf Holz nur unter den 
allgemeinen Holzverkaufs⸗ und Zahlungsbedin⸗ 
gungen verkauft werden, alſo im allgemeinen auf 
öffentlichen Verkäufen gegen Meiſtgebot. Auch 
freihändige Verkäufe können mit Siedlern, Bau⸗ 
unternehmern uſw. unter Beachtung der hierfür 
gültigen Vorſchriften abgeſchloſſen werden, ſofern 
annehmbare Preiſe für das Bauholz geboten 
werden. — Ueber die Abgabe von Holz für die 
ländliche Siedlung ergeht demnächſt eine beſondere 
Verfügung. 


Rückgang der Spareinlagen. 


Die Spareinlagen bei den deutſchen Sparkaſſen 
haben nach dem Wochenbericht des Inſtituts für 
Konjunkturforſchung Nr. 9 ſeit Juni vor. Jahres 
bis zur Gegenwart im ganzen um 1273 Millio⸗ 
nen Mark oder 13% abgenommen. Wenn man 
zu den Sparkaſſen noch Kreditgenoſſenſchaften 
und Konſumvereine zählt, dann beträgt für die 
Geſamtheit aller dieſer Inſtitute, deren Fremd⸗ 
kapital vorwiegend aus Spareinlagen beſteht, 
allein im zweiten Halbjahr 1931 der Rückgang 
der Geſamteinlagen rd. 2100 Millionen Mark 
oder 12,7%. 


Siedlungsbau und Baubedarf auf der 
Leipziger Herbſtmeſſe 1932. 


Der Siedlungsbau ſteht heute im Mittelpunkt 
der Bauaufgaben. Zur Förderung der techni⸗ 
ſchen Fragen hat die Leipziger Baumeſſe im Früh⸗ 
jahr 1932 durch Einſtellung auf die Aufgaben 
weſentlich beigetragen. Inzwiſchen ſind an den 
ausgeführten Bauten ſchon Feſtſtellungen ge⸗ 
troffen worden, deren Ergebniſſe durch die Aus⸗ 
ſtellung der Bauſtoffe und ganzer Siedlungs⸗ 
häuſer im Rahmen der Herbſtmeſſe (28. Auguſt 
bis 1. September) bekannt gemacht werden. 
Außer den Bauſtoffen werden dort auch die Bau⸗ 
teile, Fenſter, Türen, Dachaufſätze uſw. und die 
Gegenſtände der Inneneinrichtung, Herde, Oefen, 
Waſchkeſſel, Futterkocher ausgeſtellt ſein. Be⸗ 


Verantwortlicher Schriftleiter: Dr. Ferdinand Neumann, Berlin. 


zeigen annahme: „Die Grundſtücks⸗ Warte“, 


ſondere Beachtung verdient dabei das Gerät, das 
zum Siedlungsbau mit Selbſthilfe des Siedlers 
dient, das einfach zu handhaben iſt. In dieſer 
Einſtellung wird die Leipziger Baumeſſe zum 
Herbſt den Gedanken der Siedlung weiter fördern. 


Die großen Staatspreiſe 
der Preußiſchen Akademie der Künſte 


Die Akademie der Künſte-Berlin ſchreibt die 
großen Staatspreiſe aus, um die ſich in dieſem 
Jahre Maler und Architekten bewerben können. 
Vorbedingung iſt, daß die Bewerber die preußiſche 
Staatsangehörigkeit beſitzen und am 5. Dezember 
1932 (dem Tage der Einlieferung der Wettbe⸗ 
werbsarbeiten in Berlin) als Maler das 32. Le⸗ 
bensjahr, als Architekt das 30. Lebensjahr nicht 
überſchritten haben. Eine Zulaſſung zum Wett⸗ 
bewerb bei Ueberſchreitung der Altersgrenze wird 
in dieſem Jahre in Ausnahmefällen nochmals bei 
den Bewerbern in Erwägung gezogen werden, die 
nachweislich durch den Heeresdienſt in den Jahren 
1914—1918 in ihrer Berufsausbildung behindert 
waren. Die näheren Ausſchreibungsbedingungen 
können von der Akademie der Künſte, Berlin Ws, 
Pariſer Platz 4, bezogen werden. 


Beſchäftigung der Induſtrie. 


Nach dem Wochenbericht des Inſtituts für Kon⸗ 
junkturforſchung vom 29. Juni 1932 beträgt die 
Zahl der beſchäftigten Arbeiter in der Induſtrie 
42% der Arbeiterplatzkapazität (gegen 54% im 
Vorjahr). Die Zahl der geleiſteten Arbeiter- 
ſtunden iſt von 35,3 auf 35,9 v. H. der Arbeiter⸗ 
ſtundenkapazität leicht geſtiegen. Aehnlich wie 
im Vorjahr 1931 hat ſich der konjunkturelle Rück⸗ 
gang in einigen Zweigen der Produktionsgüter⸗ 
induſtrien in den letzten Monaten merklich ver⸗ 
langſamt. Die Saiſonbelebung in der Bauwirt⸗ 
ſchaft iſt im Mai bereits ſo gut wie ganz zum 
Abſchluß gekommen. Wie ſehr ſich der Druck des 
Konjunkturrückganges auf dieſem Gebiet der 
Inveſtitionstätigkeit geſteigert hat, geht daraus 
hervor, daß die ſaiſonmäßige Zunahme der Be- 
ſchäftigung in dieſem Jahr nur halb ſo groß war 
wie im Vorjahr. Die Betriebe der Bauwirtſchaft 
ſind augenblicklich nur zu 13,4 ihrer Kapazität 
ausgenutzt. 

Großhandelsindex. 


Die Gejamtinderziffer der Großhandelspreiſe 
iſt ſeit Mitte Mai weiter leicht geſunken. Dies 
iſt vor allem eine Folge der an den induſtriellen 
Märkten anhaltenden Preisrückgänge. Die In⸗ 
dexziffer der Großhandelspreiſe im Deutſchen 
Reich betrug im März 100, im April 98 und 
Mai 97. 
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